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Abstract 

A prosperous private sector is increasingly valued as a pivotal engine for long-term and 

sustainable economic development by development scholars and policy makers alike. 

The success of strategies to promote dynamic private sector development, however, re-

mains highly dependent on characteristics of national governance frameworks. Most low-

income countries rank low in indicators of good governance. Nevertheless, recent empiri-

cal studies reveal success stories of countries which have realized remarkable private 

sector growth despite their poor performance in categories such as accountability, regu-

latory quality, rule of law or control of corruption. This paper questions whether good 

governance can be viewed as an indispensable precondition for private sector develop-

ment in low-income countries. Instead, it develops a theoretically grounded model of al-

ternative governance prerequisites which takes into account the specific challenges for 

an effective insertion of developing economies into the 21st century’s highly competitive 

world markets. The paper argues for a proactive role of public agencies and highlights 

procedural facets of national governance systems, like regular public-private information 

exchange and experimental approaches to industrial policy making. Its theoretical model 

is empirically illustrated by a comparison of governance patterns and industrial policy per-

formances in Sri Lanka and Vietnam, from 1996 to 2006. 

Keywords: Development Policy; Good Governance; Industrial Policy; Private Sector De-

velopment; Sri Lanka; Vietnam 

Zusammenfassung 

Die entwicklungsfördernde Rolle eines prosperierenden Privatsektors ist in der verglei-

chenden Entwicklungsforschung und entwicklungspolitischen Praxis seit langer Zeit an-

erkannt. Als „Wachstumsmotor“ identifiziert, soll er die Wettbewerbsfähigkeit sich entwi-

ckelnder Volkswirtschaften in einer globalisierten Ökonomie stärken und ihnen so lang-

fristige und nachhaltige Einkommenszuwächse ermöglichen. Die erfolgreiche Entwick-

lung des privaten Sektors ist dabei in hohem Maße von der Qualität nationaler Gover-

nance-Settings abhängig. Länder niedrigen Einkommens schneiden in zwischenstaatli-

chen Vergleichen von Good Governance besonders schlecht ab. Dennoch verweisen 

jüngere empirische Analysen auf Erfolgsfälle von Staaten, in denen sich trotz schwacher 

Performanz in Kategorien wie Regulierungsqualität, Rechtsstaatlichkeit oder Korrupti-

onsbekämpfung bemerkenswerte privatwirtschaftliche Dynamiken entfalten konnten. 

Dieses Papier identifiziert daher neue Governance-Voraussetzungen für erfolgreiche Pri-

vatsektorentwicklung in Ländern niedrigen Einkommens. Es entwickelt ein theoriegeleite-

tes Modell, das dem steigenden Wettbewerbsdruck auf globalen Märkten sowie deren 

Wandlungsgeschwindigkeit in besonderem Maße Rechnung trägt. Neben statischen 

Governance-Merkmalen gewinnen prozedurale Qualitäten an Bedeutung. Hierzu zählen 

ein institutionalisierter öffentlich-privater Informationsaustausch sowie „experimentelle“ 

Formen der industriepolitischen Projektförderung. Die Qualität des theoretischen Modells 

wird durch eine Gegenüberstellung von Industriepolitiken in Vietnam und Sri Lanka von 

1996 bis 2006 empirisch illustriert. 

Schlüsselwörter: Entwicklungspolitik; Good Governance; Industriepolitik; Privatsek-

torentwicklung; Sri Lanka; Vietnam
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1. Einleitung 

 

Die entwicklungsfördernde Rolle eines prosperierenden Privatsektors ist in der 

Entwicklungsökonomie und vergleichenden Entwicklungsforschung seit langer 

Zeit anerkannt und rückt seit Mitte der 1990er Jahre zunehmend in den strate-

gischen Fokus internationaler Geberorganisationen. Als „Wachstumsmotor“ 

identifiziert, soll er die Wettbewerbsfähigkeit sich entwickelnder Volkswirtschaf-

ten in einer globalisierten Ökonomie stärken und ihnen so langfristige und 

nachhaltige Einkommenszuwächse ermöglichen (u.a. OECD 1995; World Bank 

1995). 

Die erfolgreiche Entwicklung des privaten Sektors ist jedoch an eine Reihe von 

Voraussetzungen gebunden. Unter Rückgriff auf ihr Konzept von Good Gover-

nance betont die Weltbank in ihrem 2004 erschienenen Weltentwicklungsbe-

richt A Better Investment Climate for Everyone erneut die für sie in diesem Zu-

sammenhang zentrale Bedeutung guter Regierungsführung. Ohne die Abwe-

senheit von Korruption, Patronage und Klientelismus, die Berechenbarkeit und 

Transparenz politischer Entscheidungen sowie eine effiziente öffentliche Ver-

waltung sei das wirtschaftliche Klima und damit eine dynamische Entwicklung 

des Privatsektors in Gefahr (World Bank 2004b). 

Länder niedrigen Einkommens schneiden in zwischenstaatlichen Vergleichen 

nationaler Governance-Qualität besonders schlecht ab (u.a. Kaufmann et al. 

1999, S. 23). Dennoch verweisen jüngste empirische Analysen auf Erfolgsfälle 

von Staaten, in denen sich trotz schwacher Performanz in Kategorien von Good 

Governance bemerkenswerte privatwirtschaftliche Dynamiken entfalten konnten 

(Altenburg 2011b). Zudem entstehen durch den steigenden Wettbewerbsdruck 

auf globalen Märkten sowie durch deren Volatilität und Wandlungsgeschwindig-

keit neue Anforderungen an politische Steuerungsmechanismen. Jenseits stati-

scher Governance-Merkmale gewinnen prozedurale Qualitäten an Bedeutung. 

Sie gewährleisten kontinuierliche Informationsgenerierung, institutionelle Lern-

prozesse und die flexible Wahrnehmung von Exportmöglichkeiten zur effektiven 

und nachhaltigen Einbindung einer Volkswirtschaft in den globalen Warenaus-

tausch. 

Das vorliegende Papier identifiziert neue Governance-Voraussetzungen für er-

folgreiche Privatsektorentwicklung (PSE) in Ländern niedrigen Einkommens. Es 

argumentiert, dass der Staat zur Behebung der vielfältigen Formen von Markt-

versagen, welche die privatwirtschaftliche Entwicklung in den betreffenden 

Ländern behindern, eine proaktive Rolle einnehmen muss. In diesem Zusam-

menhang wird die Selbstverpflichtung öffentlicher Akteure zur Umsetzung eines 

nationalen Projekts der industriellen Modernisierung zu einer grundlegenden 

Governance-Voraussetzung. Weitere Anforderungen entstehen aus dem kon-

textuellen Charakter der notwendigen Politiken. Um diesem Rechnung zu tra-

gen und staatliche Unterstützungsmaßnahmen an länderspezifische Herausfor-

derungen und Rahmenbedingungen anzupassen, bedarf es außerdem eines 
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institutionalisierten öffentlich-privaten Informationsaustauschs sowie „experi-

menteller“ Formen der industriepolitischen Projektförderung. 

Die Identifizierung dieser idealtypischen Kombination von Governance-

Merkmalen erfolgt auf der Grundlage einer Auswertung relevanter Theoriean-

sätze. So entwickelt das Papier ein theoretisch begründetes Modell von Gover-

nance-Voraussetzungen, welches den unterschiedlichen Stellenwert derselben 

ebenso definiert wie ihre Beziehung zueinander und ihre Auswirkungen auf pri-

vatwirtschaftliche Entwicklungschancen. Die Qualität dieses Modells kann durch 

seine Gegenüberstellung mit der Annahme, die gewünschten Dynamiken ließen 

sich in den betreffenden Ländern nicht ohne die vorhergehende Herstellung von 

Good Governance auslösen, argumentativ verdeutlicht und empirisch illustriert 

werden. 

Damit leistet das Papier einen Beitrag zur Theoriebildung über den Einfluss po-

litisch-institutioneller Rahmenbedingungen auf entwicklungsökonomische Per-

formanzen. Es stellt das Potenzial heraus, welches sich aus einer Erweiterung 

des auf Annahmen der Neuen Institutionenökonomik (NIÖ) beruhenden, stati-

schen Governance-Verständnisses der Weltbank um eine prozedurale Dimen-

sion ergibt. Eine solche, um Qualitäten des Steuerungsprozesses ergänzte 

Governance-Perspektive, passt sich an die komplexen Herausforderungen an, 

welchen sich Länder niedrigen Einkommens bei der Auslösung einer dynami-

schen, langfristigen und nachhaltigen Entwicklung ihres Privatsektors im 21. 

Jahrhundert gegenüber sehen. Sie bietet somit einen bedeutenden analyti-

schen Mehrwert und ermöglicht neue Erkenntnisgewinne. 

Das folgende Kapitel beginnt mit einem Überblick über die Genese des Gover-

nance-Begriffs und nimmt eine definitorische Abgrenzung desselben für die 

Zwecke der vorgenommenen Analyse vor. Anschließend wird erläutert, dass 

erfolgreiche PSE für einkommensschwache Staaten von hoher Relevanz, 

gleichzeitig aber mit besonderen Herausforderungen verbunden ist und wes-

halb Merkmale des nationalen Governance-Settings zu Voraussetzungen derar-

tiger Positiventwicklungen werden können. Das Kapitel schließt mit einer Kon-

kretisierung der Forschungsfrage und einer gegliederten Darlegung des metho-

dischen Vorgehens. 

Ein zweiter Teil des Papiers unterzieht drei zentrale Theorieansätze erfolgrei-

cher PSE in Ländern niedrigen Einkommens einer strukturierten Analyse. Sie 

werden daraufhin untersucht, welche Governance-Anforderungen sie formulie-

ren und welche dieser Merkmale innerhalb ihrer Wirkungsmodelle als Voraus-

setzungen privatwirtschaftlicher Entwicklung fungieren. 

Der dritte Teil führt eine theoretisch wie empirisch gestützte Bewertung der in 

den jeweiligen Theoriezusammenhängen identifizierten Governance-

Mechanismen durch und integriert die als relevant bewerteten Merkmale in ei-

nem Modell neuer Governance-Voraussetzungen. Durch eine Gegenüberstel-

lung exemplarischer Länderbeispiele und die Analyse ihrer industriepolitischen 
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Performanz in den Jahren 1996 bis 2006 wird die Qualität dieses Modells ab-

schließend empirisch illustriert. 

2. Hintergrund und methodisches Vorgehen 

2.1. Governance: Begriffsgenese und -abgrenzung 

Seit Ende des Kalten Krieges nimmt die Verwendung des Begriffs Governance 

in sozialwissenschaftlichen Publikationen und Debatten rasant zu. Seine Hoch-

konjunktur verdankt der Terminus dabei nicht zuletzt den vielfältigen - teils dis-

ziplinimmanenten, teils disziplinübergreifenden - Bedeutungszusammenhän-

gen, in denen er zur Beschreibung und Analyse empirischer Phänomene eben-

so herangezogen wird wie zur Entwicklung normativer Konzepte. Auf diese 

Weise ist ein breites Spektrum unterschiedlicher Verständnisse von Gover-

nance entstanden. Bei aller Heterogenität eint sie ihr allgemeines Erkenntnisin-

teresse an „der Steuerungs- und Regelungsfähigkeit des Staates in kapitalisti-

schen Wirtschafts- und Gesellschaftssystemen nach der ordnungspolitischen 

Erosion des Staatsinterventionismus“ (Nuscheler 2009, S. 6). Außerdem lassen 

sich der begrifflichen Mehrdeutigkeit zum Trotz zwei disziplinäre Perspektiven 

gegeneinander abgrenzen, die den verschiedenen Governance-Ansätzen als 

theoretische Bezugsrahmen dienen (Brunnengräber et al. 2004): 

In einer sozial- und politikwissenschaftlichen Perspektive wird „Governance“ 

zum einen als begrifflicher Gegenpol zu „Government“ definiert (Benz et al. 

2007, S. 11). James N. Rosenau und Ernst-Otto Czempiel hatten 1992 in ihrer 

viel beachteten Publikation mit dem Titel Governance Without Government die 

Bedeutung nicht-hierarchischer Koordinationsformen in Abwesenheit einer hie-

rarchisch konstituierten Zentralregierung auf der internationalen Ebene heraus-

gestellt. Für sie drückt Governance ein erweitertes Verständnis des regelgelei-

teten, absichtsvollen und zielorientierten Handelns aus. Dieses Handeln kann 

sich aus formellen und durch staatliche Autorität gesicherten Verantwortlichkei-

ten (government) ableiten. Es umfasst darüber hinaus jedoch auch informelle 

und nicht-gouvernementale Mechanismen der Zielerreichung und Willensdurch-

setzung, die vor dem Hintergrund zunehmender globaler Interdependenz an 

Problemlösungsrelevanz gewinnen (Rosenau 1992, S. 3-4). Hieran knüpften in 

den Folgejahren eine Reihe wissenschaftlicher Arbeiten sowie internationale 

Expertenkommissionen an, die sich unter dem um die Betrachtungsebene er-

gänzten Begriff Global Governance mit der normativen Frage nach geeigneten 

inter- und supranationalen Bearbeitungsformen für drängende „Weltprobleme“ 

wie den anthropogenen Klimawandel, die globale Armutsproblematik oder die 

internationale organisierte Kriminalität auseinandersetzten.1 

Zum anderen kann Governance als Weiterentwicklung politikwissenschaftlicher 

Steuerungstheorien betrachtet werden. Der Terminus befindet sich hier am En-

de einer schrittweisen Aufeinanderfolge von „Planung“, „Steuerung“ und 

                                            
1
 Siehe u.a. Commission on Global Governance (1995); Messner/Nuscheler (1996); Zürn (1998). 
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„Governance“ (Benz et al. 2007, S. 12). In den 1970er Jahren hatte die US-

amerikanische Policy-Forschung damit begonnen, die Implementierungseffekti-

vität hierarchisch-etatistischer Planung in Frage zu stellen. So seien die kom-

plexen Akteurs- und Interessenskonstellationen von Objekten staatlicher Ge-

staltungsvorhaben innerhalb der zum damaligen Zeitpunkt vorherrschenden 

Auffassung von politischer Planbarkeit nur unzureichend berücksichtigt worden. 

Unter dem Begriff der „Steuerung“ wurde daher fortan die Eigendynamik dieser 

„Steuerungsobjekte“ diskutiert (Schwalb 2011, S. 35, Fn. 7). In den 1990er Jah-

ren wiederum rückten hiervon ausgehend und auch vor dem Hintergrund einer 

mit Globalisierungsprozessen einhergehenden zusätzlichen Komplexitätsstei-

gerung der sozialen und ökonomischen Umwelt die Mitwirkungsmöglichkeiten 

aller von politischen Maßnahmen betroffenen gesellschaftlichen Akteure in den 

Blickpunkt.2 Entsprechend vollzog sich in der Debatte ein erneuter terminologi-

scher Wandel von „Steuerung“ hin zu „Governance“ (Brunnengräber et al. 

2004, S. 10). In diesem Verständnis stellt Governance einen Sammelbegriff für 

„das Gesamt aller nebeneinander bestehenden Formen der kollektiven Rege-

lung gesellschaftlicher Sachverhalte“ (Mayntz 2004, S. 66) dar, in welchen der 

Staat neben der Rolle des Gestalters zunehmend auch die Rolle des Modera-

tors, Mediators und Koordinators übernimmt. 

In einer wirtschaftswissenschaftlichen Perspektive lässt sich der Ursprung des 

Governance-Begriffs bis in frühe Arbeiten der NIÖ zurückverfolgen. Dieses Mit-

te der 1970er Jahre aus der Mikroökonomie hervorgegangene Gedankenge-

bäude stellte zunächst nichts weiter als den Versuch dar, die neoklassische 

Theorie um die explizite Berücksichtigung von Transaktionskosten3 zu erwei-

tern. Daran anknüpfend arbeiteten Vertreter der NIÖ in den Folgejahren die 

zentrale Rolle von Institutionen zur Informationsgenerierung und zur Reduzie-

rung der Unsicherheit ökonomischer Interaktionen heraus (u.a. North 1990, S. 

107-117). Sie verstehen Institutionen dabei allgemein als „humanly devised 

constraints that shape human interaction“ (North 1990, S. 3). Den Begriff 

Governance verwendet Oliver E. Williamson in diesem Zusammenhang, um 

institutionelle Rahmenwerke voneinander zu unterscheiden, innerhalb derer 

wirtschaftliche Transaktionen stattfinden können (1979, S. 234-235): Abhängig 

von den Eigenschaften einer Transaktion sind unterschiedliche Mechanismen 

am besten dazu geeignet, die Kosten derselben zu minimieren und damit öko-

nomische Effizienz zu erzeugen. Zwei der institutionellen Hauptalternativen stel-

len in diesem Zusammenhang Markt und Hierarchie dar. 

Ab Mitte der 1980er Jahre wird die Debatte um weitere Koordinationsmodi wie 

das Netzwerk, den Verband oder den Staat ergänzt (Lütz 2003, S. 7). Das reale 

marktwirtschaftliche Wirtschaftsgeschehen ist von einer Vielzahl derartiger 

marktförmiger und nichtmarktförmiger Koordinationsmechanismen sowie ihren 

unterschiedlichen Mischformen durchzogen. Deren Wechselbeziehungen kön-

nen positive wie negative Effekte auf die Performanz eines Wirtschaftssektors 

                                            
2
 Vormals als Steuerungsobjekte analysierte Akteure wurden nun also zu Steuerungssubjekten (Brunnen-

gräber et al. 2004, S. 10). 
3
 Hierunter werden all jene Kosten verstanden, die durch Friktionen beim Transfer eines Gutes oder einer 

Leistung über eine technisch trennbare Schnittstelle hinweg erzeugt werden (Williamson 1985, S. 1-2). 
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oder einer ganzen Volkswirtschaft erzeugen (Lütz 2003, S. 11-13). Entspre-

chend begann die wirtschaftswissenschaftliche Governance-Forschung damit, 

unterschiedliche empirische Settings derartiger Koordinationsformen im Hinblick 

auf ihre ökonomische Funktions- und Leistungsfähigkeit zu untersuchen (u.a. 

Chandler 1990; Hollingsworth et al. 1994). Aus diesem Zusammenhang entwi-

ckelte sich ein Verständnis von Governance, das auf die ökonomische Effizienz 

eines Systems institutioneller Steuerungsmechanismen abzielt. 

Als die Weltbank den Begriff 1989 in einem Sonderbericht zu Staaten Sub-

Sahara Afrikas erstmalig erwähnt (World Bank 1989, S. 30) und in den darauf-

folgenden Jahren im entwicklungspolitischen Diskurs etabliert, orientiert sich 

ihre Auffassung von Governance an dieser wirtschaftswissenschaftlichen Per-

spektive. Sie führt aus: „governance is defined as the manner in which power is 

exercised in the management of a country's economic and social resources for 

development” (World Bank 1992, S. 1). Auch wenn es sich hierbei offenkundig 

um eine „entwicklungsökonomische“ Definition handelt (Nuscheler 2009, S. 12), 

so wird sie gegenüber dem rein wirtschaftswissenschaftlichen Verständnis von 

Governance doch um eine politische Dimension erweitert. Im Vordergrund der 

Begriffsbestimmung steht nicht die Funktion eines institutionellen Gefüges, wirt-

schaftliche Interaktionen kosteneffizient zu koordinieren. Fokussiert wird statt-

dessen explizit die „Art und Weise“, in der innerhalb einer Gesellschaft Macht 

ausgeübt wird. In den Sozialwissenschaften wird Macht nach Max Weber ge-

meinhin als „jede Chance innerhalb einer sozialen Beziehung den eigenen Wil-

len auch gegen Widerstreben durchzusetzen, gleichviel worauf diese Chance 

beruht“ (1984, S. 89) definiert. Aus Sicht der Weltbank hatte ihr Missbrauch in 

Staaten Sub-Sahara Afrikas zum Missmanagement und entwicklungsabträgli-

chen Einsatz der ohnehin knappen sozialen wie ökonomischen Ressourcen 

geführt. 

Das vorliegende Papier schließt an dieses erweiterte entwicklungsökonomische 

Verständnis von Governance an. Es fragt nach der Art und Weise der Macht-

ausübung beim Management von Entwicklungsressourcen. Diese kann durch 

ein Geflecht institutioneller Mechanismen organisiert, reguliert und kanalisiert 

werden. Darüber hinaus ist jedoch von weiteren Faktoren, wie etwa der hand-

lungsleitenden Motivation, der Erfahrung oder der fachlichen Kompetenz von 

politischen Entscheidungsträgern abhängig, inwiefern Macht entwicklungszu- 

oder abträglich eingesetzt wird. 

2.2. Privatsektorentwicklung in Ländern niedrigen Einkommens 

Nach Definition der Vereinten Nationen umfasst der private Sektor: „a) Individu-

al, for-profit, and commercial enterprises or businesses; b) Business associa-

tions and coalitions (cross-industry, multi-issue groups; cross-industry, issue-

specific initiatives; industry-focused initiatives); c) Corporate philanthropic foun-

dations” (UN 2009, S. 2). Maßnahmen zu seiner Förderung nehmen heute in 

den Strategien internationaler Entwicklungsagenturen und vieler Empfängerre-

gierungen eine zentrale Rolle ein. Sie basieren auf der Annahme, dass markt-
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wirtschaftliche Dynamik und private Initiative eine kraftvolle Basis für wirtschaft-

liches Wachstum darstellen (Hasan et al. 2007, S. 71). Dabei ist ein dynami-

scher Privatsektor gerade für diejenigen Wachstumsmuster, die Armutsreduzie-

rung und soziale Inklusion begünstigen, von entscheidender Bedeutung: Von 

einer gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, die in erster Linie auf die Förderung 

und den Export von Rohstoffen ausgerichtet ist, profitieren vor allem die Eigen-

tümer einer kleinen Gruppe großer Unternehmen (UNIDO/GTZ 2008, S. 1-2). 

Wirtschaftliches Wachstum, das durch die Steigerung der Produktivität einer 

Volkswirtschaft und damit ihrer Wettbewerbsfähigkeit in einer globalen Ökono-

mie erzeugt wird, kann hingegen langfristige, nachhaltige und breitenwirksame 

Einkommenszuwächse ermöglichen. Seine Antriebsfeder ist ein dynamischer 

privater Sektor. 

In Ländern niedrigen Einkommens4 bestehen gegenüber wohlhabenden Staa-

ten im Allgemeinen schlechtere Voraussetzungen für eine erfolgreiche Entwick-

lung des Privatsektors (Altenburg 2011b, S. 41-45): 

 Auf der Angebotsseite bewirken Unterinvestitionen in vorwettbewerbliche 

Bereiche wie Schul- und Fachkräfteausbildung, Forschung, Verkehrsinf-

rastruktur oder Elektrizität, dass Unternehmen nur sehr bedingt dazu fä-

hig sind, neue Technologien in die eigenen Produktionsprozesse zu in-

tegrieren, geschweige denn diese Technologien selbst zu entwickeln. 

Die Zahl von Firmen, deren Wettbewerbsfähigkeit ausreicht, um Export-

möglichkeiten zu nutzen oder lokale Märkte durch Massenproduktion zu 

bedienen, ist folglich sehr gering. Dies hat in vielen Ländern niedrigen 

Einkommens dazu geführt, dass sich eine stark polarisierte Unterneh-

menslandschaft herausbildete, die von wenigen staatlichen und/oder 

ausländischen Großfirmen dominiert wird. Eine Vielzahl von Klein- und 

Kleinstbetrieben trägt hingegen nur wenig zur volkswirtschaftlichen Wert-

schöpfung bei.5 Jene sind kaum dazu in der Lage, die Quantitäts- und 

Qualitätsanforderungen moderner Großunternehmen zu erfüllen und 

kommen für diese deshalb als Geschäftspartner nur selten in Frage. Von 

Wissenstransfers bleiben sie so weitestgehend ausgeschlossen. Dieses 

Defizit und die geringe Produktivität der Kleinunternehmen verstärken 

sich gegenseitig. 

 Auf der Nachfrageseite sind die Konsumgewohnheiten lokaler Verbrau-

cher infolge geringer Einkommen nur wenig diversifiziert. Nachgefragt 

und für den einheimischen Markt produziert werden hauptsächlich einfa-

che, homogene und niedrigpreisige Güter. Dies setzt den Möglichkeiten, 

neue Geschäftsmodelle zu realisieren, enge Grenzen und schränkt den 

                                            
4
 Hierunter werden in dieser Arbeit jene Staaten verstanden, die nach Klassifikation der Weltbank als low-

income oder als lower-middle-income economies gelten (World Bank 2012b): Dies betrifft alle Länder mit 
einem Bruttonationaleinkommen pro Kopf von weniger als 3.975 US-$, kalkuliert nach der sogenannten 
„Atlas-Methode“, in der die Weltbank durch Verwendung eines speziellen Faktors versucht, den Einfluss 
von Währungsschwankungen auf die internationale Vergleichbarkeit von Nationaleinkommen zu reduzie-
ren. 
5
 Diese Unterentwicklung des inländischen Privatsektors spiegelt sich in einkommensschwachen Staaten 

auch im oftmals hohen Anteil ausländischer Direktinvestitionen am Gesamtinvestitionsvolumen (Bell 2007, 
S. 16). 
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Spielraum für Produktinnovationen ein. Die Herausbildung eines interna-

tional wettbewerbsfähigen Privatsektors wird so erschwert.  

Hinzu kommt, dass sich die Bedingungen, unter denen Länder niedrigen Ein-

kommens auf globalen Märkten heute versuchen müssen, wirtschaftliche Auf-

holprozesse in Gang zu setzen, bedeutend von denen unterscheiden, die ein-

kommensstarke Länder während ihrer Industrialisierungsphasen vorfanden. 6 

Letztere hatten in den meisten Fällen zunächst Wettbewerbsvorteile in be-

stimmten Industrien, etwa der Stahl- oder Textilindustrie, entwickelt. Anschlie-

ßend konnten sie die erwirtschafteten Überschüsse dazu nutzen, die Produktivi-

tät weiterer wirtschaftlicher Aktivitäten ebenfalls zu erhöhen und ihre Ökono-

mien so zu diversifizieren (Altenburg 2011b, S. 45). Dies hat dazu geführt, dass 

der Wettbewerbsdruck auf globalen Märkten heute in jeder reifen Industrie 

enorm ist. Die Größenvorteile (economies of scale) etablierter Produzenten und 

Exporteure erschweren den Markteintritt für sogenannte „Nachzügler“ (lateco-

mers) erheblich (Altenburg 2011b, S. 45). Aus diesem Grund muss es heute ein 

Ziel von Ländern, deren Ökonomien bislang kaum in globale Wirtschaftszu-

sammenhänge eingebunden sind, sein, innovative Nischenmärkte aufzuspüren 

oder sie selbst zu kreieren. Eine Chance besteht an dieser Stelle darin, dass 

hierzu bereits ein Grundstock an in entwickelten Staaten getesteten Technolo-

gien existiert, die potentiell zum Erlernen, Integrieren oder Imitieren zur Verfü-

gung stehen (Murakami 1998, S. 187). Der langfristige und nachhaltige Erfolg 

von Ländern niedrigen Einkommens auf internationalen Märkten hängt deshalb 

entscheidend davon ab, inwiefern ihr Privatsektor dazu in der Lage ist, diese 

Möglichkeiten zu nutzen.  

Einkommensschwache Staaten stehen bei der Auslösung wachstumsfördernder 

privatwirtschaftlicher Dynamiken also besonderen Herausforderungen gegen-

über. Zu deren Bewältigung können adäquate Governance-Mechanismen we-

sentlich beitragen. 

2.3. Governance und Privatsektorentwicklung 

Die Art und Weise der Machtausübung beim Management von Entwicklungs-

ressourcen hat großen Einfluss auf das politisch-regulatorische Umfeld, in dem 

private Akteure ihren wirtschaftlichen Aktivitäten nachgehen. Sie findet ihren 

Ausdruck in politischen Entscheidungen, die sich unmittelbar oder mittelbar auf 

die Handlungsmöglichkeiten des Privatsektors auswirken. Diese Entscheidun-

gen bestimmen, in welchem Umfang welche Maßnahmen zu seiner direkten 

oder indirekten Unterstützung umgesetzt werden. Von jenen Maßnahmen wie-

derum hängt eine erfolgreiche Entwicklung des privaten Sektors maßgeblich ab. 

Governance-Charakteristika wirken sich diesem Zusammenhang im Besonde-

ren auf zwei Eigenschaften politischer Entscheidungen aus: 

                                            
6
 Für eine ausführliche Darstellung der sich fortwährend wandelnden Kontextbedingungen industrieller 

Entwicklung seit Beginn des 19. Jahrhunderts siehe Amsden (2001). 
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1. Effizienz der Entscheidungen: Die Art und Weise der Machtausübung 

beeinflusst das Verhältnis von Aufwand und Ertrag beim Einsatz knapper 

Ressourcen. In einer ökonomischen Betrachtungsweise entsteht dem 

sogenannten Maximalprinzip7 zufolge Effizienz, sobald mit einem gege-

benen Input der maximale Output erzielt wird. Auf das Management von 

Entwicklungsressourcen zur erfolgreichen PSE übertragen bedeutet 

dies, dass die zur Verfügung stehenden Mittel in möglichst großem Um-

fang zur Zielerreichung eingesetzt werden. Governance-Mechanismen 

können an dieser Stelle sicherstellen, dass Macht nicht stattdessen zur 

Selbstbereicherung missbraucht wird und Ressourcen nicht verschwen-

det oder in abträglicher Weise verwendet werden.  

2. Effektivität der Entscheidungen: Die Art und Weise der Machtausübung 

wirkt sich außerdem unmittelbar auf die Qualität und Effektivität der ge-

troffenen Entscheidungen aus. So kann zum einen von der Glaubwür-

digkeit und Berechenbarkeit politischer Entscheidungen abhängen, ob 

private Akteure die notwendige Erwartungssicherheit für langfristige In-

vestitionsentscheidungen erhalten (u.a. Brunetti et al. 1997). Jene sind 

häufig mit großem Zukunftsrisiko verbunden. Zum anderen hat die hand-

lungsleitende Motivation von Entscheidungsträgern einen Einfluss da-

rauf, welche politischen Ziele diese mit ihrer Machtausübung verfolgen 

und ob sie ein Interesse an der Umsetzung wirksamer Strategien zur 

PSE haben. Darüber hinaus findet die Entwicklung effektiver Politiken 

zur Förderung des Privatsektors in einer Situation fundamentaler Unsi-

cherheit statt (Chang 2009, S. 21). Sie erfordert daher schließlich eine 

Vielzahl spezifischer Informationen, fachlicher Kompetenzen und admi-

nistrativer Kapazitäten. Dies betrifft Kenntnisse über relevante Marktver-

zerrungen und privatwirtschaftliche Entwicklungshemmnisse, die zu de-

ren Behebung einzusetzenden politischen Instrumente und zu schaffen-

de Unterstützungsinstitutionen genauso wie Informationen über potenzi-

elle Absatzmärkte oder Fähigkeiten der Gesetzesformulierung und 

–implementierung.  

Durch ihre potenziellen Positivwirkungen auf die Effizienz und Effektivität politi-

scher Entscheidungen vermögen Governance-Mechanismen somit entschei-

dend dazu beizutragen, dass für die Unterstützung des privaten Sektors vor-

handene Ressourcen zweck- und zielorientiert eingesetzt werden. Sie können 

daher zu Erfolgsvoraussetzungen dynamischer PSE werden. 

2.4. Methodisches Vorgehen 

Von den Qualitäten der verschiedenen, innerhalb eines Staates existenten 

Governance-Mechanismen können unterschiedliche Positiveinflüsse auf die 

Entwicklungschancen des nationalen Privatsektors ausgehen. Das vorliegende 

                                            
7
 Neben dem Minimalprinzip, nach dem ein gegebener Output mit minimalem Input erzeugt wird, stellt das 

Maximalprinzip die zweite Ausformulierung des ökonomischen Rationalprinzips dar, durch das sich in 
wirtschaftswissenschaftlichen Verhaltensmodellen nutzenmaximierendes Handeln ausdrückt.  
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Papier unternimmt den Versuch, diejenigen Governance-Merkmale darunter zu 

identifizieren, welche für die Auslösung langfristiger privatwirtschaftlicher Dy-

namiken in einkommensschwachen Staaten unerlässlich sind und welche des-

halb als grundlegende Voraussetzungen dortiger PSE betrachtet werden kön-

nen. Entsprechend lautet seine Fragestellung: 

Welche Governance-Qualitäten sind Voraussetzungen für die erfolgreiche Ent-

wicklung des Privatsektors in Ländern niedrigen Einkommens? 

Die Beantwortung dieser Frage erfolgt theoriebasiert. Aus den Ergebnissen ei-

ner strukturierten Auswertung zentraler Theorieansätze werden theoretische 

Aussagen abgeleitet, die in einem neuen Modell von Governance-

Voraussetzungen erfolgreicher PSE in Ländern niedrigen Einkommens inte-

griert werden. Im Rahmen einer Gegenüberstellung zweier Länderbeispiele wird 

die Qualität dieses Modells im Vergleich zu dem einer etablierten Theorie an-

schließend empirisch illustriert. Methodisch geht das Papier also in drei Schrit-

ten vor: 

1. Systematische Auswertung relevanter Theorieansätze: Zu Beginn wer-

den drei Theorieansätze erfolgreicher PSE identifiziert, die für die Be-

antwortung der Fragestellung von besonderer Relevanz sind. Diese 

Auswahl berücksichtigt explizit auch intertheoretische Bezüge sowie von 

den verschiedenen Ansätzen geteilte Annahmen, um ein Mindestmaß an 

Vergleichbarkeit sicherzustellen und die spätere Zusammenführung von 

abgeleiteten Aussagen zu einem kohärenten Modell zu ermöglichen. 

Dann werden aufeinanderfolgend die teils konkurrierenden, teils einan-

der ergänzenden Theorieansätze daraufhin untersucht, welche Gover-

nance-Voraussetzungen den von ihnen angenommenen Kausalmecha-

nismen erfolgreicher PSE zugrunde liegen. Zu diesem Zweck erfolgt zu-

nächst eine strukturierte Zusammenfassung der theoretischen Argumen-

te des betreffenden Ansatzes. Daran anknüpfend wird herausgearbeitet, 

welche Rolle Governance-Charakteristika innerhalb eines Kausalmodells 

einnehmen und welche dieser Merkmale darin als Voraussetzungen er-

folgreicher PSE fungieren. 

2. Entwicklung eines theoretischen Modells: Auf Basis der so gewonnenen 

Erkenntnisse entwickelt das Papier ein Modell von Governance-

Voraussetzungen dynamischer PSE in einkommensschwachen Ländern. 

Es unterzieht die aus den ausgewerteten Theorieansätzen abgeleiteten 

Argumente dafür zunächst einer kritischen Reflexion und nimmt eine 

theoretisch wie empirisch begründete Bewertung ihrer Qualität vor. Da-

rauf aufbauend trifft es eine Auswahl von Governance-Mechanismen, die 

als Voraussetzungen erfolgreicher PSE betrachtet werden können. Sel-

bige werden anschließend untereinander in Bezug gesetzt und zu einem 

Modell zusammengeführt. Dieses Modell bildet die Verhältnisse von be-

stimmten Governance-Qualitäten zueinander im Ergebnis ebenso ab wie 

deren angenommene Positivwirkungen auf die Entwicklung des privaten 

Sektors. In ihrer Kombination werden die betreffenden Merkmale zu 
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Governance-Voraussetzungen erfolgreicher PSE in Ländern niedrigen 

Einkommens. 

3. Empirische Illustration der Modellqualität: Um die Qualität des Modells 

empirisch zu illustrieren, werden in einem dritten Schritt zwei Länderbei-

spiele einander gegenübergestellt. Die Auswahl dieser Beispiele orien-

tiert sich an der vergleichenden Fallstudien häufig zugrunde liegenden 

Differenzmethode8, macht dabei jedoch Zugeständnisse an mehrere for-

schungspraktische Erwägungen. So werden die Auswahlkriterien dem 

Umfang der illustrativen Gegenüberstellung und ihrer Funktion innerhalb 

des vorliegenden Papiers angepasst: Zum einen umfasst die Gruppe, 

aus denen beide Beispielländer ausgewählt werden, ausschließlich Län-

der niedrigen Einkommens aus dem süd- und südostasiatischen Raum. 

Zum anderen werden substanzielle Besonderheiten der betrachteten 

Länder bei der Wahl explizit mitberücksichtigt, um bestimmte interessie-

rende Prozesse und Zusammenhänge illustrieren zu können. Hierbei 

steht vor allem im Vordergrund, dass die Länder hinsichtlich ihrer Gover-

nance-Settings als Exempel des zuvor entwickelten sowie eines etablier-

ten Modells von Governance-Voraussetzungen erfolgreicher PSE fungie-

ren sollen. Zur vergleichenden Illustration der Länderbeispiele werden 

daraufhin relevante Indikatoren ausgewertet und innerstaatliche Prozes-

se nachgezeichnet, in denen der Einfluss interessierender Governance-

Merkmale auf die Entwicklung der nationalen Privatsektoren deutlich 

wird. Die Interpretation der Ergebnisse dieser Gegenüberstellung erfolgt 

abschließend unter expliziter Berücksichtigung der strukturellen Unter-

schiede beider Staaten.  

Das theoretische Modell des vorliegenden Papiers, dessen Qualität es empi-

risch illustriert, bildet fundamentale Zusammenhänge zwischen Governance-

Qualitäten und erfolgreicher PSE ab. Es weist damit auf die in diesem Zusam-

menhang zentralen Anforderungen an die Art und Weise der Ausübung von 

Macht hin. Die Erfüllung dieser Anforderungen wird zur Erfolgsvoraussetzung 

der beabsichtigten privatwirtschaftlichen Positiventwicklungen. 

3. Governance-Voraussetzungen in Theorien 
erfolgreicher Privatsektorentwicklung 

3.1. Begründung der Theorieauswahl 

Theoretische Ansätze zur erfolgreichen PSE in Ländern niedrigen Einkommens 

lassen sich im Allgemeinen zwei konkurrierenden Perspektiven zuordnen: Sie 

                                            
8
 Diese auch als Most Similar Systems Design bezeichnete Logik der kontrollierten Fallauswahl sieht vor, 

dass Fälle ausgewählt werden, die sich bezüglich der abhängigen Variable unterscheiden, ansonsten aber 
möglichst ähnlich sind. Auf diese Weise lassen sich beide Fälle anschließend auf Kovarianzen bestimmter 
unabhängiger Eigenschaften mit der abhängigen Variable hin untersuchen (u.a. Blatter et al. 2007, S. 
141).  
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stehen in einer neoklassischen oder in einer (neo-)strukturalistischen Tradition 

(UNIDO/GTZ 2008, S. 5-12). 

Die neoklassische Theorie privatwirtschaftlicher Entwicklungsprozesse stellt 

dabei den zentralen Referenzpunkt der Mehrzahl aller Ansätze dar. Sie nimmt 

aus dem Grund auch in der nachfolgenden Analyse dieses Papiers eine bedeu-

tende Rolle ein. Im Zentrum ihrer Argumentation steht der Allokationsmecha-

nismus des Marktes und dessen Überlegenheit gegenüber staatlicher Planung 

und Intervention. Bezogen auf die Entwicklung des Privatsektors wird entspre-

chend angenommen, dass Märkte im Allgemeinen ohne staatliche Eingriffe aus-

reichend gut funktionieren, um die entsprechenden Dynamiken aus sich selbst 

heraus zu erzeugen. Die Gefahr des Marktversagens9 wird demnach deutlich 

geringer eingeschätzt als die Gefahr, dass sich aus öffentlichen Interventionen 

in marktwirtschaftliche Prozesse wohlfahrtsschädliche Ineffizienzen ergeben. 

Staatliche Aufgaben beschränken sich in diesem Zusammenhang deshalb wei-

testgehend auf die Garantie von Eigentumsrechten und einer wettbewerblichen 

Wirtschaftsordnung (UNIDO/GTZ 2008, S. 6). 

Kritik an dieser Sichtweise formulieren Ansätze, die einer (neo-) 

strukturalistischen Perspektive auf die Entwicklung des Privatsektors zugeord-

net werden können. Vertreter des Strukturalismus hatten in den 1960er und 

1970er Jahren unter anderem argumentiert, dass für einkommensschwache 

Staaten aus der Struktur der internationalen Handelsbeziehungen, in der sie 

größtenteils Rohstoffe und wohlhabende Länder überwiegend weiterverarbeite-

te Produkte exportieren, keine positiven Nebeneffekte (spin offs) für die Er-

schließung weitergehender Produktionsaktivitäten resultieren (Galtung 1971, S. 

85-91). Die Entwicklung privatwirtschaftlicher Kapazitäten geht in Ländern nied-

rigen Einkommens daher nicht aus ihrer Einbindung in die globale Arbeitstei-

lung hervor, sondern erfordert stattdessen eine umfassende Veränderung der 

Struktur internationaler Austauschbeziehungen. Diese Erkenntnis der Notwen-

digkeit einer Transformation von Produktionsmustern wird in den 1990er Jahren 

von neostrukturalistischen Theorieansätzen aufgenommen, die sich mit der sys-

temischen Wettbewerbsfähigkeit sich entwickelnder Gesellschaften befassen 

(u.a. ECLAC 1990; Sunkel 1993; Esser et al. 1996). Sie sehen die entschei-

dende Herausforderung für einkommensschwache Länder in der Ingangset-

zung eines kontinuierlichen Prozesses des strukturellen Wandels, der an die 

veränderten Wettbewerbsbedingungen eines zunehmend globalisierten welt-

wirtschaftlichen Umfelds angepasst ist (Tahsin 2011, S. 116). 

                                            
9
 In der Volkswirtschaftslehre wird gemeinhin von vier Grundformen des Marktversagens ausgegangen, 

die staatliche Eingriffe in wirtschaftliche Aktivitäten rechtfertigen können (u.a. Zimmermann et al. 2011, S. 
49-55):  
1. Die Konzentration von Marktmacht, die den Konkurrenzmechanismus untergräbt;  
2. Das Auftreten von externen Effekten, also von Effekten, die sich aus Produktion oder Konsum ergeben, 

jedoch nicht in den Preismechanismus integriert sind und daher von den Wirtschaftssubjekten nicht in ihre 
ökonomischen Entscheidungsprozesse einkalkuliert werden;  
3. Das Vorhandensein von Informationsasymmetrien zwischen ökonomischen Akteuren, welche bei-
spielsweise durch fehlende Transparenz über die Risiken wirtschaftlicher Aktivitäten entstehen können; 
4. Die Existenz öffentlicher Güter, die aufgrund besonderer Eigenschaften auf Märkten nicht in ausrei-
chendem Umfang bereitgestellt werden. 
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Jüngere Arbeiten, die in dieser neostrukturalistischen Tradition stehen, stellen 

in dem Zusammenhang vor allem die Bedeutung technologischer Fähigkeiten 

und deren Entstehung durch Innovationen, Erfahrungswerte und Lerneffekte 

heraus (u.a. Lall 2004, S. 11-14; Taylor 2009, S. 12-14). Der Erwerb dieser Fä-

higkeiten und damit die aus ihnen resultierenden Positiveffekte auf das Entwick-

lungspotenzial des privaten Sektors seien in Ländern niedrigen Einkommens 

jedoch in besonders großem Umfang durch unterschiedliche Formen von 

Marktversagen behindert. Zu einer Aufgabe des Staates werde es deshalb, 

durch zielgerichtete Interventionen und den kombinierten Einsatz selektiver Po-

litikinstrumente dieses Marktversagen zu beheben und einen Prozess der struk-

turellen Transformation nationaler Produktionsaktivitäten unterstützend zu flan-

kieren (u.a. Ocampo 2004, S. 36-39). 

Aufgrund ihrer Konkurrenz zur neoklassischen Theorie werden neostrukturalis-

tische Ansätze erfolgreicher PSE als zweite Perspektive in die nachfolgende 

Analyse innerhalb dieses Papiers mit aufgenommen. Ihre Bezüge auf die Logik 

des Marktversagens stellen eine theoretische Anschlussfähigkeit her, die evolu-

tionäre Perspektiven nicht im selben Maße aufweisen. Hierbei handelt es sich 

um Theorieansätze, welche die Beziehung zwischen strukturellem Wandel und 

privatwirtschaftlicher Entwicklung als einen sich wechselseitig verstärkenden 

und deshalb auch als „ko-evolutionär“ zu bezeichnenden Prozess verstehen 

(Avnimelech/Teubal 2008, S. 153-154). Sie lösen sich dezidiert von der Logik 

des Marktversagens, die sie als theoretischen Ausgangspunkt für ungeeignet 

halten (Cimoli et al. 2006, S. 2-3): Zwar handele es sich bei Marktversagen um 

ein relevantes Phänomen. Vor dem Hintergrund seiner Allgegenwart sei die 

fortwährende theoretische Rückbindung an eine Idealvorstellung vollkommener 

Märkte jedoch wenig zielführend. Aufgrund dieser Abkehr von der Vorstellung 

des Marktversagens und der dadurch bedingten verminderten theoretischen 

Anschlussfähigkeit an die neoklassische Theorie werden evolutionäre Ansätze 

zur erfolgreichen Entwicklung des Privatsektors in dem vorliegenden Papier 

nicht weiter berücksichtigt. 

Die dritte Perspektive, die im Folgenden auf ihre Governance-Implikationen hin 

untersucht wird, findet sich stattdessen in experimentalistischen Theorieansät-

zen zur Ingangsetzung und Unterstützung privatwirtschaftlicher Entwicklungs-

prozesse. Diese Ansätze stehen zwar insofern in einer neostrukturalistischen 

Tradition, als dass auch sie die strukturelle Transformation des nationalen Pro-

duktionsportfolios als zentrale Triebfeder dynamischer PSE herausstellen (u.a. 

Rodrik 2007, S. 6-7). In diesem Zusammenhang identifizieren sie allerdings 

weitergehende Herausforderungen an Länder niedrigen Einkommens: Zum ei-

nen schätzen experimentalistische Ansätze die zur Überwindung der verschie-

denen Formen von Marktversagen notwendigen staatlichen Interventionen und 

Unterstützungsleistungen als vergleichsweise spezifisch ein (Hausmann/Rodrik 

2006, S. 8). Der sich bei der Auswahl adäquater Politikinstrumente ergebende 

Informationsbedarf lasse sich daher nur durch einen intensivierten öffentlich-

privaten Austausch decken. Zum anderen sei die Neuaufnahme aussichtsrei-

cher und technologisch anspruchsvoller Exportgutproduktionen mit komplexen 

Prozessen der ökonomischen Selbstfindung (self-discovery) verbunden, die 
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„experimenteller“ Verfahren der Projektförderung bedürften (Hausmann et al. 

2008). Experimentalistische Ansätze tragen also dem kontextuellen Charakter 

staatlicher Förderentscheidungen sowie dem mit ihnen verbundenen Risiko, 

welches sich aus der Komplexität des industriellen Strukturwandels und welt-

wirtschaftlicher Einbindung im 21. Jahrhundert ergibt, in besonderer Weise 

Rechnung.  

Das Papier untersucht die drei theoretischen Perspektiven nun hinsichtlich der 

Governance-Voraussetzungen, welche ihren Modellen erfolgreicher PSE in 

Ländern niedrigen Einkommens zugrunde liegen. Politischen Konzepten oder 

Programmen zur Förderung des Privatsektors, die von den nationalen und in-

ternationalen Geberinstitutionen entworfen und auferlegt werden, dienen diese 

Perspektiven als theoretische Bezugsrahmen. So basiert der einflussreiche 

Doing-Business-Ansatz der Weltbank beispielsweise auf einer von der neoklas-

sischen Theorie geprägten Auffassung über die Bedingungen privatwirtschaftli-

cher Entwicklungsprozesse (World Bank 2004a). Vorschläge für politische För-

derinstrumente oder den Abbau bürokratischer Vorschriften, wie sie in solchen 

Konzepten gebündelt werden, sowie die dazugehörigen Indikatoren 10  liegen 

jedoch nur mittelbar im Interesse der nachfolgenden Betrachtung. Stattdessen 

setzt diese auf einer vorgelagerten Analyseebene an und untersucht die theore-

tischen Grundannahmen über Prozesse der PSE und deren Governance-

Voraussetzungen. Auf diesen Grundannahmen bauen politische Programme 

implizit oder explizit auf. 

3.2. Neoklassische Theorie und Good Governance 

3.2.1. Privatsektorentwicklung in neoklassischer Perspektive 

Erfolgreiche PSE basiert in neoklassischer Perspektive auf der freien Entfaltung 

von Marktkräften innerhalb einer wettbewerbsbasierten Wirtschaftsordnung. Der 

Allokationsmechanismus des Marktes führt dabei zu einer effizienten und wohl-

fahrtsoptimalen Koordination der Angebots- und Nachfrageentscheidungen ein-

zelner Wirtschaftssubjekte. In diesem Zusammenhang wird von dem individuel-

len Verhaltensmodell des homo oeconomicus11 ausgegangen: Entscheidungs-

träger verfolgen demnach ein rationales Eigennutzkalkül. Sie sind dabei umfas-

send über entscheidungsrelevante Faktoren informiert, sodass sie stets konsis-

tent ermitteln können, welche Entscheidung das für sie nutzenmaximale Ergeb-

nis hervorbringen wird. 

                                            
10

 In Ausführungen über Erfolgsfaktoren dynamischer Privatsektorentwicklung findet etwa der Ease of 
Doing Business Index besondere Beachtung (u.a. Klapper et al. 2010, S. 139-140; Stevenson 2010, S. 
120-126). Dabei handelt es sich um einen im Rahmen ihres Doing-Business-Ansatzes entwickelten Indika-
tor der Weltbank für die Qualität des wirtschaftlichen Umfelds (business environment), in dem der private 

Sektor seinen ökonomischen Aktivitäten nachgeht (World Bank 2012a): Der Index ergibt sich als aggre-
gierter Durchschnittswert der Positionen eines Landes in zehn Länderrankings. Diese  werden jeweils 
nach der Qualität einer bestimmten regulativen Rahmenbedingung, wie z.B. des zur Gründung eines Un-
ternehmens notwendigen bürokratischen Verfahrens, des Systems unternehmensbezogener Steuern und 
Abgaben oder der Regelung der Eigentumsregistrierung, vorgenommen. 
11

 Eine ausführliche Diskussion des Modells vom homo oeconomicus liefert u.a. Kirchgässner (2008). 
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Sofern der Staat Wettbewerb und Rechtssicherheit garantiert, funktionieren 

Märkte aus neoklassischer Perspektive in der Regel ausreichend gut, um pri-

vatwirtschaftliche Dynamiken aus sich selbst heraus erzeugen zu können. 

Staatliche Interventionen hingegen bewirkten eine Verzerrung der Bedarfssig-

nale, die auf Märkten verarbeitet werden, und führten daher häufig zu einer 

ineffizienten Allokation knapper Ressourcen. Sie behinderten die Entwicklung 

des privaten Sektors damit oftmals eher, als dass sie sie förderten (UNIDO/GTZ 

2008, S. 6). Dieser Argumentation zufolge hängt erfolgreiche PSE also ent-

schieden davon ab, dass freie Märkte die effiziente Verteilung von Produktions-

faktoren gewährleisten.  

Übertragen auf globale Handelsstrukturen bedeutet dieselbe Logik, dass 

marktwirtschaftliche Allokationseffekte unter Abwesenheit staatlicher Regulie-

rung zu einer effizienten Form der internationalen Arbeitsteilung führen. Der 

einfachen Theorie der komparativen Vorteile nach Ricardo (1821, S. 139-141) 

zufolge sollte ein Land diejenigen Güter produzieren und im internationalen 

Handel anbieten, die es im Vergleich mit einem anderen Land zu geringeren 

Opportunitätskosten12 herzustellen imstande ist. Dabei handelt es sich um jene 

Kosten, die bei der Produktion eines Gutes dadurch entstehen, dass man 

gleichzeitig auf die Produktion eines anderen Gutes verzichtet. Sie ergeben 

sich durch innerstaatliche Produktivitätsunterschiede zwischen unterschiedli-

chen Produktionsaktivitäten, etwa wenn ein Land mit demselben Input an Ar-

beitsleistung in der Textilbranche einen höheren Output erzielen kann als in der 

Automobilindustrie. Für die Herstellung eines bestimmten Gutes besitzt nun 

diejenige Volkswirtschaft mit den im zwischenstaatlichen Vergleich niedrigeren 

Opportunitätskosten einen sogenannten komparativen Vorteil. Wichtig ist in 

diesem Zusammenhang, dass die komparativen Vorteile eines Landes aus ne-

oklassischer Perspektive gegeben sind, etwa durch klimatische Eigenschaften 

seines Naturraums, die Existenz von Bodenschätzen oder seine Ausstattung 

mit Produktionsfaktoren. 

Letztere spielen nun die entscheidende Rolle in der neoklassischen Theorie 

privatwirtschaftlicher Entwicklung in Ländern niedrigen Einkommens. Diese ba-

siert auf dem sogenannten Heckscher-Ohlin-Modell, welches bei der Betrach-

tung komparativer Vorteile die relativen Faktorausstattungen einer Volkswirt-

schaft (auch: Faktorproportionen) in den Blick nimmt: Abhängig davon, ob in 

einem Land Arbeit oder Kapital reichlich vorhanden sind, besitzt es Vorteile in 

der Herstellung arbeits- oder kapitalintensiver Güter.13 Also spezialisiert es sei-

ne Produktion dementsprechend. Dies wird auf die Annahme zurückgeführt, 

dass die Kosten für den Einsatz des im Inland vermehrt vorhandenen Produkti-

onsfaktors niedriger liegen als die des vergleichsweise knappen. 

                                            
12

 In seinem berühmten fiktiven Beispiel des Handels mit Wein und Tuch zwischen England und Portugal 
verwendet Ricardo a.a.O. zwar noch nicht den Begriff der Opportunitätskosten, erarbeitet dieselbe Logik 
jedoch durch einen Vergleich der zur Produktion einer Gütereinheit jeweils benötigten Arbeitsstunden. 
13

 Das Heckscher-Ohlin-Theorem betrachtet aus Gründen der Komplexitätsreduktion ausschließlich diese 
beiden Produktionsfaktoren. Es subsumiert Boden unter Kapital und nimmt keine weitere Spezifizierung 

unterschiedlicher Kapitalformen vor. Seine Kernaussage gilt jedoch für die Gesamtheit aller Produktions-
faktoren und deren relative Verfügbarkeit im Inland. 
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In einkommensschwachen Staaten konzentriert sich der nationale Privatsektor 

also zunächst auf die Produktion und den Export von Gütern, für deren Herstel-

lung Produktionsfaktoren benötigt werden, die innerhalb der eigenen Landes-

grenzen vergleichsweise reichlich vorhanden sind. Aus neoklassischer Per-

spektive kann durch diese Spezialisierung entlang bestehender komparativer 

Vorteile ein Wachstums- und Entwicklungsprozess ausgelöst werden, weil das 

betreffende Land auf diese Weise eine effiziente und wohlfahrtsförderliche 

Form des Außenhandels betreibt: Einkommensgewinne versetzen es dazu in 

die Lage, sein physisches und humanes Kapital zu erhöhen (Ros 2001, S. 272). 

Dies führt zu einer Verschiebung der Faktorproportionen, welche sich anschlie-

ßend in einem veränderten Exportgüterportfolio widerspiegelt. Da es sich bei 

diesem modifizierten Produktionsmuster erneut um eine im Rahmen der inter-

nationalen Arbeitsteilung effiziente Form der volkswirtschaftlichen Spezialisie-

rung handelt, kann durch Außenhandel weiterer Mehrwert erwirtschaftet werden 

und der Prozess beginnt von vorn.  

Privatwirtschaftliche Entwicklung vollzieht sich in der neoklassischen Theorie 

also als iterativer Prozess. Der dahinterliegenden Umstellung inländischer Pro-

duzenten auf die Herstellung neuer Güter und die damit verbundenen Produkti-

onsverfahren oder ihrer erforderlichen Anpassung an ein neues Marktumfeld 

und dessen Rahmenbedingungen wird dabei keine besondere Bedeutung zu-

gemessen. Stattdessen werden Produkte lediglich als Mechanismen begriffen, 

die den Austausch von relativen Faktorausstattungen ermöglichen (Haus-

mann/Rodrik 2006, S. 5): Ein Land, in dem Kapitalmangel vorherrscht, treibt 

Handel mit einem Land, in dem das Angebot an Arbeitskräften relativ knapp ist, 

um in effizienter Weise kapitalintensive Güter zu erhalten. Denn es selbst be-

sitzt die zu deren Herstellung benötigten Produktionsfaktoren nicht oder nur in 

geringem Umfang. Sobald es im Entwicklungsverlauf zu einer Veränderung na-

tionaler Faktorproportionen kommt, stellt sich die Produktion neuer Güter in  

neoklassischer Perspektive gewissermaßen als deren passive Konsequenz ein 

(Hausmann/Rodrik 2006, S. 5).  

Neoklassischen Theorieansätzen zufolge resultiert die erfolgreiche Entwicklung 

des privaten Sektors in einkommensschwachen Staaten also aus der Dynamik 

freier Märkte und einem auf bestehende komparative Vorteile ausgerichteten 

Außenhandel. Die Art und Weise der Ausübung von Macht sollte deshalb zu-

vorderst der Gewährleistung marktwirtschaftlicher Freiheiten dienen. Entspre-

chend liegt die Funktion von Governance-Mechanismen aus dieser Sicht in der 

Verwirklichung eines stabilen, liberalen und effizienzorientierten Wirtschaftsum-

felds. 

3.2.2. Das Good-Governance-Konzept der Weltbank 

Seit seiner Etablierung in der wissenschaftlichen Debatte und entwicklungspoli-

tischen Praxis ist das Konzept von Good Governance eng mit der neoklassi-

schen Theorie verbunden. In ihrem Bericht aus dem Jahr 1989, in dem die 

Weltbank den Begriff Governance zum ersten Mal verwendet, konstatiert sie 
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eine „crisis of governance“ in Staaten Sub-Sahara Afrikas und interpretiert diese 

als deren grundlegendes Entwicklungshemmnis (World Bank 1989, S. 60).  

Jener Befund vermochte eine Erklärung anzubieten, weshalb die an wirtschafts-

liberalen Paradigmen orientierten Strukturanpassungsprogramme der internati-

onalen Finanzinstitutionen in den 1980er Jahren dort und anderswo überwie-

gend erfolglos geblieben waren. Bei diesen politischen Maßnahmenpaketen 

handelte es sich um Kreditkonditionen, die Empfängerländern internationaler 

Entwicklungsgelder auferlegt wurden, um der sich in vielen Staaten der soge-

nannten Dritten Welt zuspitzenden Verschuldungsproblematik zu begegnen. 

Zwar hatten die Programme, der neoklassischen Logik folgend, eine konse-

quente Rückführung staatlicher Einflussnahme auf und Einbindung in markt-

wirtschaftliche Aktivitäten vorgesehen und die betreffenden Regierungen zu 

Politiken der Deregulierung, Liberalisierung und Privatisierung angehalten. Der 

Art und Weise der Machtausübung war in diesem Zusammenhang jedoch, so 

die vermeintliche Erkenntnis, zu wenig Beachtung geschenkt worden (World 

Bank 1992, S. 3-6): Allzu häufig waren die ambitionierten Reformprojekte aus 

Sicht der Weltbank durch Machtmissbrauch und Missmanagement der politi-

schen Eliten in Empfängerländern konterkariert worden, was ihre Effektivität 

stark beeinträchtigt hatte. 

Vor demselben Hintergrund hatte die NIÖ damit begonnen, den Entwicklungs-

diskurs zu beeinflussen (Debiel et al. 2011).14 Ihre Ergänzung der neoklassi-

schen Wirtschaftstheorie um die explizite Analyse von Transaktionskosten und 

die zentrale Funktion von Institutionen zur Reduktion derselben15 bot sich der 

Weltbank als adäquater theoretischer Referenzrahmen für die Einführung eines 

neuen Konzepts an: Die Effizienzorientierung der institutionenökonomischen 

Arbeiten entsprach der sich in der damaligen entwicklungspolitischen Diskussi-

on durchsetzenden Überzeugung, man dürfe die nach Beendigung des Kalten 

Krieges knapper werdenden Entwicklungsmittel nicht länger in entwicklungsab-

träglichen und die Selbstbereicherung staatlicher Eliten begünstigenden Regie-

rungsapparaten der Empfängerländer „versickern“ lassen (Nuscheler 2009, S. 

10-11). Doch das Ende der Ost-West-Konfrontation hatte nicht nur zur Folge, 

dass Entwicklungshaushalte aufgrund ihrer gesunkenen sicherheitspolitischen 

Relevanz stark gekürzt wurden. Es eröffnete der Weltbank auch die Möglich-

keit, trotz ihres offiziell apolitischen Auftrags zunehmend Einfluss auf interne 

Strukturen und Entscheidungsprozesse in Empfängerländern zu nehmen, wel-

che ihrem Einfluss unter dem Prinzip der nationalen Souveränität und dem 

                                            
14

 In seinem 1987 erschienenen Aufsatz Institutions, Transactions Costs and Economic Growth arbeitet 
North beispielsweise einen Zusammenhang zwischen der Qualität politischer Institutionen und dem Ni-
veau wirtschaftlicher Entwicklung heraus. 
15

 Die Argumentation der NIÖ mündete in der Erkenntnis: „Institutions matter“ (Nuscheler 2009, S. 8). 
Einige Autoren machen darauf aufmerksam, dass es sich dabei um eine Abgrenzung vom neoklassischen 
Ansatz bzw. eine Kritik an ihm handelte (u.a. Lütz 2003, S. 6; Mandewirth 1997, S. 45-46). Doch auch 
wenn Vertreter der NIÖ einige zentrale entscheidungstheoretische Auffassungen der Neoklassik - etwa 
das Nichtvorhandensein von Transaktionskosten oder die Situation vollständiger Information, in der öko-
nomische Akteure ihren Nutzen maximieren - umarbeiteten, behielten sie deren Grundannahmen dennoch 
weitestgehend bei (Ambrosius et al. 2006, S. 30-31). Am methodologischen Individualismus wurde bei-
spielsweise ebenso festgehalten wie an der Theorie rationalen Entscheidungsverhaltens, weshalb die NIÖ 
auch als theoretische Erweiterung der traditionellen Neoklassik begriffen werden kann (u.a. Mau-
rer/Schmid 2002, S. 19). 
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strengen Gebot der Nicht-Einmischung zuvor weitestgehend entzogen geblie-

ben waren (Doornbos 2004, S. 377-378). 

In dieser Situation zu Beginn der 1990er Jahre konnte die Weltbank als „‚agen-

da setting agency‘“ (Nuscheler 2009, S. 11) auftreten und ihr Konzept von Good 

Governance nachhaltig in wissenschaftlichen Debatten und der entwicklungs-

politischen Praxis verankern. Entsprechend ihres auf die Art und Weise der 

Ausübung von Macht beim Management von Entwicklungsressourcen abzie-

lenden Governance-Verständnisses definiert sie Good Governance zunächst 

allgemein als „sound development management“ (World Bank 1992, S. 1). Kon-

kret sollen Machtmissbrauch und Missmanagement durch Qualitätsverbesse-

rungen in drei Kernbereichen des nationalen Institutionengefüges eingedämmt 

werden (World Bank 1992): 

1. Accountability: Der effiziente Einsatz von Entwicklungsressourcen erfor-

dert aus Sicht der Weltbank Governance-Mechanismen, durch die politi-

sche Entscheidungsträger für ihre Handlungen verantwortlich gemacht 

werden können (accountability). Hierzu zählt die Weltbank auf der Mak-

roebene vor allem ein funktionierendes öffentliches Rechnungswesen 

zur Nachverfolgung und Kontrolle staatlicher Ausgaben sowie die ver-

stärkte Evaluierung und kontinuierliches Monitoring des (wirtschaftlichen) 

Erfolgs von Regierungsaktivitäten. Auf der Mikroebene soll zum einen 

ein erhöhter Wettbewerb beim Angebot staatlicher Dienstleistungen, et-

wa durch die Konkurrenz von privaten Anbietern, deren Empfängern die 

Möglichkeit eröffnen, bei Unzufriedenheit mit der jeweiligen Leistung eine 

alternative Wahl treffen zu können (exit-mechanisms). Zum anderen 

könne accountability durch Partizipationsmöglichkeiten der Leistungs-

empfänger in Entscheidungs- und Regulierungsgremien oder institutiona-

lisierte Verfahren zur Aufnahme von Beschwerden und Anregungen er-

höht werden, weil jene die Responsivität staatlicher Behörden steigerten 

(voice-mechanisms). Eine solche Kombination von Governance-

Qualitäten erschwere die Vereinnahmung (capture) staatlicher Mittel und 

Leistungen durch eine kleine Gruppe von Partikularinteressenten. Nach 

Auffassung der Weltbank lässt sich auf diese Weise sowohl Korruptions-

praktiken, also dem Missbrauch von Macht für persönliche Zwecke, als 

auch der ineffizienten Allokation und Verschwendung von öffentlichen 

Ressourcen wirksam entgegentreten. 

2. Rechtsstaatlichkeit: Den weiten und umfassenden Begriff der Rechts-

staatlichkeit (rule of law) verengt die Weltbank im Rahmen ihres Good-

Governance-Konzepts explizit auf Prozesse der Formulierung und An-

wendung von Regeln (World Bank 1992, S. 29-30): So sei erstens ein 

standardisiertes, nachvollziehbares und für die Öffentlichkeit transparen-

tes Gesetzgebungsverfahren erstrebenswert, das im Gegensatz zu ver-

meintlich willkürlichen Ad-Hoc-Entscheidungen ein Klima der Stabilität 

und Berechenbarkeit erzeugt. Bestehende Regelwerke und Gesetze, 

aber auch die Entscheidungen von Gerichten, sollten zweitens ein hohes 

Maß an Kohärenz aufweisen und der Bevölkerung offen, klar und effektiv 
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kommuniziert werden. Ihre Implementierung, Anwendung und Durchset-

zung erfordere drittens eine effektive Rechtsadministration, die Bürger 

wie Staatsbedienstete gleichermaßen zur Einhaltung von Recht und Ge-

setz verpflichtet. Darüber hinaus hingen die Erwartungssicherheit und 

das Vertrauen ökonomischer Akteure schließlich maßgeblich mit der 

Existenz eines unabhängigen und glaubwürdigen Justizwesens zusam-

men, das die regelbasierte Beilegung von Konflikten, wie beispielsweise 

Vertragsstreitigkeiten, ermöglicht sowie die Durchsetzung rechtlich be-

gründeter Ansprüche gewährleistet. 

3. Information und Transparenz: Im Governance-Verständnis der Weltbank 

sind Fragen der Information und Transparenz vorrangig auf das Handeln 

der Regierung und ihrer Behörden sowie die Bewertung der wirtschaftli-

chen Substanz von Unternehmen bezogen. So ist die Effizienz einer 

wettbewerbsbasierten Wirtschaftsordnung aus ihrer Sicht zum einen da-

von abhängig, dass ökonomischen Akteuren rechtzeitig relevante und 

verlässliche Informationen über wirtschaftspolitische Vorhaben zur Ver-

fügung stehen. Zum anderen erfordere sie ein Maß an Markttransparenz, 

das den Zugriff auf hinreichende Informationen über die wirtschaftliche 

Situation von Unternehmen gewährleistet: Durch verbindliche Regeln zur 

Prüfung und Veröffentlichung betrieblicher Jahresabschlüsse ließen sich 

Anleger und Finanzinstitute dazu in die Lage versetzen, den Wert oder 

die Kreditwürdigkeit von Firmen sachlich fundiert zu beurteilen und ihr 

Kapital auf dieser Basis gesamtwirtschaftlich effizient einzusetzen. Des 

Weiteren wirkten sich eine erhöhte Transparenz von Regierungs- und 

Behördenaktivitäten sowie die Bereitstellung von Informationen über die 

Umsetzung politischer Maßnahmen nach Auffassung der Weltbank posi-

tiv auf das Ziel der Korruptionsbekämpfung aus. Mittel zum Zweck seien 

an dieser Stelle transparente öffentliche Beschaffungsverfahren und ein 

stärkeres Monitoring von Akteuren, die im staatlichen Auftrag politische 

Entscheidungen implementieren. 

Seit Anfang der 1990er Jahre hat sich das Konzept von Good Governance in 

der entwicklungspolitischen Praxis zu einem „Mantra“ für Geberländer und  

-agenturen bei der Konditionierung ihrer Hilfszahlungen an Leistungen von 

Empfängerregierungen entwickelt (Nanda 2006, S. 269). Sie griffen es nach 

dessen Einführung durch die Weltbank rasch auf, adaptierten ihre Grundsatz-

papiere und -erklärungen entsprechend und formulierten mitunter noch tief grei-

fendere politische Reformvorschläge (Nuscheler 2009, S. 11). Diejenigen Gebe-

rinstitutionen, welche nicht wie die Weltbank selbst an ein apolitisches Mandat 

gebunden waren, erweiterten Good Governance schrittweise um gesellschaftli-

che und politische Dimensionen (Debiel et al. 2011): Seine Agenda wurde im 

Laufe der Zeit um partizipatorische Entwicklung, Demokratisierung und die Ein-

haltung von Menschenrechten ergänzt. Vielfach wird daher auch von einem 

vermeintlich all-umfassenden aber undeutlichen und politisch vielseitig interpre-

tier- und instrumentalisierbaren „Catch-All-Konzept“ gesprochen (u.a. Doornbos 

2004, S. 385; Prasad 2003, S. 14-16).  
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Für die neoklassische Theorie der PSE ist Good Governance jedoch in der dar-

gelegten, ursprünglichen und auf die Steigerung marktwirtschaftlicher Freiheit 

und Effizienz ausgerichteten Interpretation von hoher Relevanz. Das Good-

Governance-Konzept beschreibt Anforderungen an ein institutionelles Setting, 

welches die Art und Weise der Machtausübung beim Management von Entwick-

lungsressourcen so reguliert und kanalisiert, dass die freie Entfaltung von 

Marktkräften bestmöglich gewährleistet ist. Innerhalb der neoklassischen Theo-

rie wurden die von der Weltbank definierten Governance-Qualitäten daher zu-

nehmend als Voraussetzungen erfolgreicher PSE interpretiert. 

3.2.3. Good Governance und Privatsektorentwicklung 

Nachdem die NIÖ neoklassische Perspektiven um die Analyse von Transakti-

onskosten und die damit verbundene Anerkennung der Relevanz institutioneller 

Mechanismen erweitert hatte, lieferte die Weltbank mit ihrem Konzept von Good 

Governance eine konkrete Ausbuchstabierung dieser wirtschaftstheoretischen 

Erkenntnisse für die entwicklungspolitische Praxis. Damit war die Frage nach 

dem Einfluss nationaler Governance-Charakteristika auf die privatwirtschaftliche 

Performanz in Ländern niedrigen Einkommens endgültig im entwicklungsöko-

nomischen Diskurs angekommen.  

Ab Mitte der 1990er Jahre erschienen zahlreiche ökonometrische Arbeiten, die 

versuchten, empirische Belege für einen Zusammenhang zwischen institutionel-

len Qualitäten auf der einen und wirtschaftlichem Wachstum oder zwischen-

staatlichen Einkommens- und Produktivitätsunterschieden auf der anderen Sei-

te zu erbringen: Keefer und Knack (1995) untersuchen in ihrem Regressions-

modell den Einfluss des Schutzes von Eigentumsrechten auf Wirtschaftswachs-

tum und betrachten dabei die Erklärungskraft zweier quantitativer Indizes, die 

sich neben dem Risiko von Enteignungen auch aus Variablen wie der Durch-

setzbarkeit von Verträgen (contract enforceability), der Rechtsstaatlichkeit, der 

Qualität der nationalen Bürokratie und der Verbreitung von Korruption zusam-

mensetzen. Für beide Kennzahlen können sie einen statistisch robusten Zu-

sammenhang aufzeigen. Zu ähnlichen Ergebnissen in Bezug auf wirtschaftli-

ches Wachstum gelangen Brunetti et al. (1997). Ihre Analyse stützt sich auf die 

Ergebnisse einer repräsentativen Umfrage unter fast 3.000 Firmen aus 58 Län-

dern zur subjektiven Einschätzung der Glaubwürdigkeit nationaler Regierungs-

politiken. Die Autoren meinen nachweisen zu können, dass unter anderem von 

der Berechenbarkeit (predictability) staatlicher Regelsetzung ein großer Einfluss 

auf die Höhe des wirtschaftlichen Wachstums ausgeht.  

Hall und Jones (1999) untersuchen anschließend, inwiefern sich zwischenstaat-

liche Unterschiede in der Arbeitsproduktivität ebenfalls durch Varianzen solcher 

und vergleichbarer institutioneller Variablen erklären lassen. In ihren Indikator 

der „sozialen Infrastruktur“ (social infrastructure) integrieren sie auch Gover-

nance-Merkmale wie Rechtsstaatlichkeit, die Qualität der Bürokratie und das 

Ausmaß der Korruption. Sie kommen zu dem Schluss, dass von der Güte des 

institutionellen Umfelds abhängt, in welchem Umfang Unternehmen Investitio-

nen tätigen, Ideen kreieren und transferieren sowie letztlich ihre Güter produzie-
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ren oder Dienstleistungen anbieten können. Entsprechend steige oder falle die 

Produktivität der Arbeitskräfte eines Landes.  

Schließlich führen Kaufmann et al. (1999) internationale Einkommensunter-

schiede unmittelbar auf die Existenz von Good Governance zurück und versu-

chen damit, einen konkreten und belastbaren empirischen Beleg für die Ent-

wicklungsrelevanz des Weltbank-Konzepts zu liefern. Zu diesem Zweck aggre-

gieren sie über 300 Governance-Indikatoren zu sechs verschiedenen Indizes 

(governance clusters), die jeweils eine Dimension des Good-Governance-

Ansatzes abbilden sollen [vgl. Tabelle 1]. Aus diesen Cluster-Indizes entstehen 

in den darauffolgenden Jahren unter minimalen definitorischen und sprachli-

chen Modifikationen die sechs Worldwide Governance Indicators (WGI) der 

Weltbank (World Bank 2011), welche sich mittlerweile zu etablierten Referenz-

größen beim zwischenstaatlichen Vergleich und der Analyse von Governance-

Performanzen entwickelt haben (u.a. Hislope/Mughan 2012, S. 55-56; Zhuang 

et al. 2011). Kaufmann et al. demonstrieren für fünf der sechs Kategorien einen 

statistisch robusten Effekt auf die Höhe des nationalen Pro-Kopf-

Einkommens.16 Sie argumentieren daher, man könne den von ihnen definierten 

Governance-Qualitäten empirisch belastbar einen Positiveinfluss auf Entwick-

lungsprozesse zuschreiben. 

Tabelle 1: Governance-Indizes nach Kaufmann et al. 

Voice and 
Accountability 

integriert Indikatoren zu den Eigenschaften politischer 
Verfahren, zur Unabhängigkeit der Medien, zu Bürger-
rechten und zu politischen Freiheiten. Der Index soll das 
Ausmaß darstellen, in dem die Bürger eines Staates dazu 
in der Lage sind, an der Auswahl ihrer Regierung zu par-
tizipieren und staatliche Autoritäten für deren Handeln zur 
Verantwortung zu ziehen. 

Political Instability 
and Violence 

kombiniert Indikatoren der perzipierten Wahrscheinlich-
keit, dass die Regierung eines Landes auf gewaltsamem 
oder nicht-verfassungsgemäßem Wege destabilisiert  
oder gestürzt wird. Der Index soll abbilden, dass derartige 
Aktivitäten nicht nur die Kontinuität von Politiken gefähr-
den, sondern auch die Möglichkeiten der Bürger ein-
schränken, einen friedvollen Machtwechsel selbst zu ge-
stalten. 

Government  
Effectiveness 

beinhaltet Kennzahlen zur perzipierten Qualität der Büro-
kratie  und öffentlicher Dienstleistungen, zur Kompetenz 
des öffentlichen Dienstes, zu dessen Unabhängigkeit von 
politischer Einflussnahme sowie zur Glaubwürdigkeit des 
Regierungshandelns bei der Umsetzung beschlossener 
Maßnahmen. Der Index soll „Inputs“ messen, die eine 

                                            
16

 Lediglich für den Governance-Cluster Graft  können sie diesen Zusammenhang nicht aufzeigen. Dies 
führen sie auf Charakteristika des empirischen Settings und die Inadäquatheit der von ihnen angewandten 
methodischen Instrumente zurück. Der Schluss, die Verbreitung von Korruption sei irrelevant für wirt-
schaftliche Entwicklung, lasse sich daraus deshalb nicht ableiten (Kaufmann et al. 1999, S. 16). 
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Regierung zur Formulierung und Implementierung „guter“ 
Politiken benötigt. 

Regulatory Burden 

umfasst Indikatoren der Marktfreundlichkeit von Regie-
rungspolitiken, wie die Verbreitung von Preiskontrollen 
oder die Qualität der Bankenaufsicht sowie Perzeptionen 
zu den durch übermäßige Regulierung erzeugten Hürden 
für privatwirtschaftliche Aktivitäten. Dieser Index verlässt 
also in Teilen den Bereich der Governance und nimmt 
auch konkrete Politikinhalte in den Blick.17 

Rule of Law 

integriert Kennzahlen der perzipierten Häufigkeit von ge-
walttätigen und nicht gewalttätigen Verbrechen, der Ef-
fektivität und Berechenbarkeit des Justizwesens sowie 
der Durchsetzbarkeit von Verträgen. Der Index soll das 
Ausmaß darstellen, in dem Akteure Vertrauen in gesell-
schaftliche Regeln haben und diese befolgen.  

Graft 

fasst Indikatoren der perzipierten Verbreitung von Beste-
chungspraktiken und Auswirkungen dieser Handlungen 
auf das wirtschaftliche Umfeld zusammen. Der Index soll 
so das Ausmaß der Korruption innerhalb eines Staates 
abbilden. 

Quelle: Eigene Darstellung nach Kaufmann et al. 1999, S. 7-8 

Das Hauptargument dieser und ähnlicher Arbeiten, die Komponenten von Good 

Governance mit ökonomischen Zielgrößen wie Wirtschaftswachstum, Produkti-

vität oder Pro-Kopf-Einkommen in Verbindung setzen, lautet: Der private Sektor 

entfaltet dann die größte Dynamik, wenn sich der Staat auf die Gewährleistung 

von Rechts-, Eigentums- und Erwartungssicherheit konzentriert und ihn durch 

effiziente Fiskalpolitik und wirtschaftsfreundliche Regulierung möglichst wenig 

belastet. Entsprechend verfestigte sich im entwicklungspolitischen Diskurs die 

Auffassung, dass es sich bei den so definierten Governance-Qualitäten um es-

sentielle Vorbedingungen von Entwicklungsprozessen in Ländern niedrigen 

Einkommens handele (Debiel et al. 2011).  

Diese Annahme steht im Einklang mit der neoklassischen Theorie der PSE, die 

ein stabiles, liberales und effizienzorientiertes Wirtschaftsumfeld voraussetzt. 

Entsprechend nimmt sie in neueren Publikationen zu Erfolgsbedingungen pri-

vatwirtschaftlicher Entwicklung, welche auf dem Modell der Neoklassik basie-

ren, einen hohen Stellenwert ein (u.a. Klein/Hadjimichael 2003, S. 155-166; 

World Bank 2004b). Zwar spiegelt sich in jenen mittlerweile ein erweitertes und 

kontextspezifischeres Verständnis investitionsfreundlicher und den Privatsektor 

fördernder Politiken wider. Doch Fortschritte im Bereich von Good Governance 

werden weiterhin als eine essenzielle Grundlage für PSE in Ländern niedrigen 

                                            
17

 Die WGI der Weltbank versuchen später, diese konzeptionelle Inkonsistenz zu beheben, indem sie den 
Indikator dieser Kategorie in Regulatory Quality umbenennen und die „marktfreundlichen“ Inhalte staatli-

cher Regulierungspolitiken durch „ability of the government to formulate and implement sound policies and 
regulations that permit and promote private sector development“ (World Bank 2011) ersetzen. 



UAMR Working Papers on Development and Global Governance | No. 1 

22 

Einkommens betrachtet (World Bank 2009, S. 60-61). Selbige sind in neoklas-

sischer Perspektive die Voraussetzung dafür, dass marktwirtschaftliche Dyna-

miken ihre volle Kraft entfalten können (u.a. Klein/Hadjimichael 2003, S. 168). 

3.3. Neostrukturalismus und die Governance-Voraussetzungen 
struktureller Transformation 

3.3.1. Strukturelle Transformation als Determinante privatwirtschaftli-
cher Entwicklung 

Neostrukturalistische Theorieansätze zur erfolgreichen PSE gründen ihre Ar-

gumentation auf die zentrale Erkenntnis des Strukturalismus, dass eine effekti-

ve Einbindung von Ländern niedrigen Einkommens in das globale Wirtschafts-

system eine Neudefinition der internationalen Arbeitsteilung erfordert (Taylor 

2009, S. 12). Sie empfehlen einkommensschwachen Staaten, ihre Exportgut-

produktion nicht wie in der neoklassischen Theorie gefordert entlang bestehen-

der komparativer Vorteile zu spezialisieren. Stattdessen plädieren sie dafür, 

durch wirtschaftspolitische Maßnahmen Einfluss auf die nationale Produktions-

struktur zu nehmen und komparative Vorteile so aktiv zu schaffen (u.a. Ocampo 

2004, S. 10). 

Vertreter des Neostrukturalismus leiten diese Empfehlungen aus ihrer Kritik an 

der auf den Aussagen des Heckscher-Ohlin-Modells aufbauenden neoklassi-

schen Theorie erfolgreicher PSE ab. Sie kritisieren zum einen die diesem Mo-

dell zugrunde liegende abstrakte Annahme von sich im Entwicklungsprozess 

verschiebenden Faktorproportionen zwischen Kapital und Arbeit, welche sich 

anschließend in einer veränderten Produktionsstruktur widerspiegeln, als unzu-

lässige Vereinfachung. Produktionsfaktoren ließen sich innerhalb eines Staates 

nicht in derart allgemeinen Kategorien wie „Arbeit“ und „Kapital“ akkumulieren 

und daraufhin flexibel dort einsetzen, wo sie benötigt werden (Lin/Chang 2009, 

S. 490): Vielmehr werde „Kapital“ in konkreten Formen angehäuft, etwa in 

Hochöfen oder in Maschinen zur Herstellung von Textilien. Sobald das reine 

Verhältnis der Produktionsfaktoren sich im Entwicklungsprozess nun so verän-

dert, dass es effizient wäre, Automobile zu produzieren, könnten die bereits für 

andere Produktionsaktivitäten bestehenden Kapitalformen nicht kurzerhand 

„umgewandelt“ werden.18 

Zum anderen vernachlässigen neoklassische Ansätze Vertretern des Neostruk-

turalismus zufolge die zentrale Bedeutung von technologischen Fähigkeiten 

(technological capabilites) für den Entwicklungserfolg eines Landes: Reiche 

Länder seien letztendlich deswegen reich, weil sie dazu in der Lage seien, 

Technologien zu entwickeln und anzuwenden, die arme Länder nicht anwen-

den, geschweige denn entwickeln könnten (Lin/Chang 2009, S. 490). 19  Da 

                                            
18

 Gleiches gelte für die Kategorie „Arbeit“, da beispielsweise Facharbeiter, die für einen bestimmten Pro-
duktionsbereich qualifiziert sind, ihre Ausbildung nicht ohne weiteres auf den Herstellungsprozess eines 
anderen Gutes übertragen könnten. 
19

 Dies hat zur Folge, dass reiche (arme) Länder vorwiegend Produkte exportieren, die von anderen rei-
chen (armen) Ländern ebenfalls exportiert werden: Hausmann et al. (2005) zeigen, dass vom „Einkom-
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Technologien und ihre Anwendung jedoch häufig sogenannte „implizite“ Be-

standteile (tacit elements) bezüglich des Produktionsablaufs oder adäquater 

Management- und Organisationsroutinen aufwiesen, sei der Aufbau von tech-

nological capabilities in hohem Maße von Lern- und Erfahrungsprozessen ab-

hängig (u.a. Lall 2004, S. 11-14). Daher könnten Produktionsfaktoren, selbst 

wenn sie in adäquaten Formen und Proportionen vorlägen, nicht von jetzt auf 

gleich zu einer wettbewerbsfähigen Firma zusammengesetzt werden, um so 

einen komparativen Vorteil auszunutzen (Lin/Chang 2009, S. 491). 

Länder niedrigen Einkommens können dieser Kritik zufolge also nicht einfach 

warten, bis sie veränderte Faktorproportionen im Anschluss an eine Spezialisie-

rung der nationalen Exportgutproduktion entlang komparativer Vorteile zur Her-

stellung kapitalintensiverer Produkte befähigen (Lin/Chang 2009, S. 488-492). 

Stattdessen stehen sie vor der Herausforderung, eine solche strukturelle Trans-

formation des Exportgüterportfolios proaktiv zu begleiten und private Akteure 

bei der Aufnahme neuer oder technologisch anspruchsvollerer Produktionsakti-

vitäten zu unterstützen. Demgemäß sollten einkommensschwache Staaten die 

Spezialisierung ihrer Volkswirtschaft nicht entlang bestehender sondern im Hin-

blick auf künftige komparative Vorteile vornehmen. Erst die Realisierung von 

Wettbewerbsvorteilen des nationalen Privatsektors in technologisch höherwerti-

gen Produktionsformen befähige sie zu einem weiteren Schritt ihrer ökonomi-

schen Entwicklung. Tief greifender Strukturwandel ist in dieser Logik also nicht 

ausschließlich eine Folge wirtschaftlichen Wachstums, wie von der neoklassi-

schen Theorie angenommen. Stattdessen wird er seinerseits zum Verursacher 

dynamischer Wachstumsprozesse (Avnimelech/Teubal 2008, S. 153). 

Der Schlüssel zur erfolgreichen Entwicklung des privaten Sektors liegt neo-

strukturalistischen Ansätzen zufolge daher in dessen Fähigkeit zur Herausbil-

dung wissensbasierter Wettbewerbsvorteile durch Prozesse der industriellen 

„Aufwertung“, sogenanntes upgrading (UNIDO/GTZ 2008, S. 8). Letzteres er-

weitere die technological capabilities des nationalen Privatsektors und ermögli-

che der betreffenden Volkswirtschaft eine strukturelle Transformation ihres Ex-

portgüterportfolios. Es bilde dadurch die Grundlage für deren effektive Einbin-

dung in eine globalisierte Ökonomie und eröffne privaten Akteuren auf diese 

Weise langfristige und nachhaltige Entwicklungsperspektiven. Upgrading be-

zieht sich sowohl auf bereits bestehende als auch auf zukünftige Produktions-

aktivitäten: Die „Aufwertung“ von Produkten, die bereits hergestellt werden20 

(upgrading within products), erfordere Innovationen zur Produktverbesserung 

oder –diversifizierung sowie Fortschritte in Herstellungsprozessen oder  

–methoden und organisatorischen Arrangements (Bell 2007, S. 27-28). Noch 

komplexere Anforderungen stellten Prozesse der technologischen Modernisie-

                                                                                                                                
mensniveau“ (income level) des nationalen Exportgüterportfolios, also dem Ausmaß, in dem ein Land 
Güter exportiert, welche von einkommensstarken Staaten ebenfalls exportiert werden, ein entscheidender 
Einfluss auf wirtschaftliches Wachstum ausgeht, oder anders ausgedrückt: „you become what you export“ 
(Hausmann/Rodrik 2006, S. 7). 
20

 Hierunter werden auch „neue“ Produkte gefasst, die keiner Investitionen in neue Hauptproduktionsanla-
gen bedürfen (Bell 2007, S. 27). So kann die aktuelle Produktpalette beispielsweise durch wertsteigernde 
Modifikationen, die sich weitestgehend unter Verwendung der bestehenden Betriebsmittel realisieren 
lassen, verbessert und/oder diversifiziert werden. 
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rung, welche die Aufnahme neuer Produktionsaktivitäten betreffen (upgrading 

between products). Der Erfolg solcher „Sprünge“ hin zur Herstellung von Pro-

dukten mit höherem technologischen Gehalt sei für private Akteure kaum vor-

hersehbar und mit hohem Risiko verbunden (u.a. Lall 2004, S. 11). Er bedürfe 

einer Vielfalt an Know-How, spezifischer Erfahrungswerte und daher umfassen-

der Prozesse des technologischen und organisatorischen Lernens. 

Märkte können diese Entwicklungen aus neostrukturalistischer Perspektive 

nicht aus sich selbst heraus erzeugen, da ihr Allokationsmechanismus bei der 

Bewältigung der beschriebenen Herausforderungen an vielen Stellen scheitert. 

Es lasse sich kaum bezweifeln, dass besonders in Ländern niedrigen Einkom-

mens vielfältige Formen von Marktversagen allgegenwärtig seien (Altenburg 

2011b, S. 14). Zwei Kernbereiche von Marktversagen, welche effektives upgra-

ding zur strukturellen Transformation des Exportgüterportfolios behinderten, 

werden innerhalb neostrukturalistischer Theorieansätze erfolgreicher PSE be-

sonders hervorgehoben: 

1. Koordinationsversagen: Die Aufnahme neuer Produktionsaktivitäten er-

fordert häufig simultane und groß angelegte Investitionen, die von de-

zentralen Märkten nicht hinreichend gut koordiniert werden können 

(Hausmann et al. 2008, S. 2). Rodrik (2004, S. 12-13) veranschaulicht 

dies anhand eines Beispiels: Ein Produzent von Orchideen, der die In-

vestition in ein Gewächshaus abwägt, wird sich nur dann für dieselbe 

entscheiden, wenn er weiß, dass er seine Anlage vor Ort an ein elektri-

sches Netz anschließen kann, ausreichende Möglichkeiten der Bewässe-

rung bestehen, Logistik- und Transportnetze vorhanden sind, öffentliche 

Stellen im Bedarfsfall Quarantänemaßnahmen gegenüber anderen Pro-

duzenten ergreifen, um seine Pflanzen vor Schädlingen zu schützen, 

und sein Land international als Anbieter hochqualitativer Orchideen ver-

marktet worden ist. Alle diese Dienstleistungen sind mit hohen Fixkosten 

verbunden und werden ihrerseits nicht von privaten Akteuren angeboten, 

solange diese nicht sicherstellen können, dass von vornherein bereits 

genügend Gewächshäuser existieren, die eine entsprechende Nachfrage 

bilden. An dieser Stelle liegt somit also ein Koordinationsversagen des 

Marktes vor: Trotz des rationalen und eigennutzorientierten Verhaltens 

der beteiligten Wirtschaftsakteure entwickeln sich neue und wirtschaftlich 

profitable Industrien nicht, da simultane Investitionen in vorgelagerten 

(downstream) und nachgelagerten (upstream) Bereichen ausbleiben.  

2. Wissenstransfer und dynamische Skalenvorteile: Ein weiteres Auseinan-

derfallen von individuell rationalen Entscheidungskalkülen und gesamt-

gesellschaftlichem Mehrwert ergibt sich in Märkten aus neostrukturalisti-

scher Perspektive hinsichtlich zukünftiger Produktionsaktivitäten. Das 

Argument lautet: Märkte sind zwar dazu in der Lage, statische Effizienz 

entlang bestehender komparativer Vorteile zu erzeugen, sie können je-

doch nicht gleichzeitig auch dynamische Effizienz garantieren 

(Pack/Saggi 2006, S. 273). Die gegenwärtigen Preissignale helfen Un-

ternehmern nicht dabei, zukünftig lohnende Produktionsmöglichkeiten 
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aufzuspüren, sofern diese dynamische Größenvorteile enthalten, welche 

sich aus Learning-by-Doing-Effekten ergeben.21 Derartige Lernprozesse 

sind jedoch der Ausgangspunkt vielfältiger Verknüpfungs- und Übertra-

gungseffekte (linkages and spillovers), die gesamtgesellschaftlichen 

Mehrwert erzeugen, etwa durch Diffusion des durch sie generierten 

technologischen und organisatorischen Wissens (Altenburg 2011b, S. 

13; Pack/Saggi 2006, S. 273). Aus Sicht des Investitionsentscheidungen 

rational abwägenden Unternehmers zahlen sich solche Produktionsmög-

lichkeiten allerdings aus zwei Gründen nicht aus (Altenburg 2011b, S. 

13): Zum einen ist er nicht dazu imstande, die Reichweite neuer Techno-

logien und die sich bei einem höheren Reifegrad der betreffenden In-

dustrie herausbildenden neuen Märkte hinreichend zu antizipieren. Zum 

anderen kann er sich die aus seiner Produktionsaktivität zukünftig resul-

tierenden Gewinne nicht vollständig aneignen. Diejenigen Gewinnanteile, 

welche sich als gesamtgesellschaftlicher Mehrwert realisieren, fließen 

folglich nicht in die Nutzenkalkulation des Unternehmers mit ein. Aus ne-

ostrukturalistischer Perspektive liegt an dieser Stelle Marktversagen vor, 

weil gesellschaftlich profitable Investitionen nicht getätigt werden.  

Neben der Problemstellung des Marktversagens erkennen neostrukturalistische 

Autoren auch das Risiko von Staatsversagen, etwa durch Korruption und Pat-

ronage, an (UNIDO/GTZ 2008, S. 8). Nichtsdestotrotz betonen sie vor dem Hin-

tergrund der umfassenden marktwirtschaftlichen Allokationsdefizite, welche den 

Prozess einer strukturellen Transformation in Ländern niedrigen Einkommens 

behinderten, die Aufgabe des Staates, Marktversagen proaktiv zu beheben. 

Sowohl die Schaffung neuer Produktionskapazitäten als auch deren anschlie-

ßende Fortentwicklung und Erweiterung erfordere den Einsatz öffentlicher Un-

terstützungsmaßnahmen (Lall 2004, S. 11-13).  

Hierunter fallen neben funktionalen (horizontalen) vor allem auch selektive (ver-

tikale) Interventionen: Erstere beziehen sich auf Leistungen, die einzelne Pro-

duktionsaktivitäten oder -zweige nicht gegenüber anderen bevorteilen, wie öf-

fentliche Schulbildung, grundlegende Infrastruktur oder allgemeine Anreize für 

Forschung, Entwicklung und Exportorientierung (u.a. Altenburg 2011b, S. 12; 

Lall 2000b, S. 23). Selektive Interventionen hingegen unterstützen gezielt Akti-

vitäten, von denen man sich gesamtwirtschaftliche Positiveffekte erhofft, deren 

Entwicklung jedoch durch Marktversagen blockiert oder erschwert wird. Dabei 

kann es sich beispielsweise um Subventionen in Form spezifischer Steuerer-

leichterungen, öffentliche Finanzierungsinstrumente für bestimmte risikoreiche 

Investitionsprojekte oder um vorübergehende protektionistische Schutzmaß-

nahmen gegenüber ausländischer Importkonkurrenz handeln (u.a. Altenburg 

2011b, S. 13). 

Neostrukturalistischen Theorieansätzen zufolge erfordert dynamische PSE in 

Ländern niedrigen Einkommens also einen Mix unterschiedlicher staatlicher 

                                            
21

 Gemeint sind hiermit Kostenvorteile, die sich bei steigendem Produktionsvolumen pro produzierter Ein-
heit ergeben, weil Erfahrungen hinsichtlich des Produktionsprozesses und der Anwendung neuer Techno-
logien kumuliert werden (Ernst/O'Connor 1992, S. 26). 
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Politiken, die Lernprozesse anregen, upgrading ermöglichen, zum Aufbau von 

technological capabilities beitragen und das Ziel einer strukturellen Transforma-

tion des nationalen Exportgüterportfolios verfolgen. Erst eine effektivere Einbin-

dung in globale Wirtschaftsbeziehungen durch den Export von technologisch 

hochwertigeren Produkten eröffne privaten Akteuren in den betreffenden Län-

dern langfristige und nachhaltige Entwicklungschancen. Staatlichen Stellen wird 

innerhalb dieser Argumentation also eine zentrale und proaktive Funktion zu-

gewiesen. Entsprechend formulieren neostrukturalistische Autoren Anforderun-

gen an die Art und Weise der Machtausübung beim Management von Entwick-

lungsressourcen, welche sich von den innerhalb der neoklassischen Theorie 

postulierten unterscheiden. 

3.3.2. Governance-Voraussetzungen struktureller Transformation 

In neostrukturalistischer Perspektive müssen staatliche Entscheidungsträger 

industrielles upgrading anschieben und flankieren, also eine proaktive Indust-

riepolitik betreiben, um die dynamische Entwicklung des Privatsektors zu er-

möglichen. Dies sei keine einfache Aufgabe, da Marktversagen durch öffentli-

che Interventionen behoben werden müsse, ohne dass dadurch neue und hohe 

Kosten für die Geschäftstätigkeit privater Akteure entstehen (Altenburg 2011a, 

S. 4). Die Auswahl und Implementierung von Politiken, welche effektiv sind, 

gleichzeitig aber keine Fehlanreize setzen oder die allokative Effizienz bedro-

hen, bedürften sowohl entsprechender Fähigkeiten von staatlichen Stellen als 

auch des Willens der Regierung zur Verfolgung einer nationalen Strategie der 

strukturellen Transformation (Altenburg 2011b, S. 17). Entsprechend formulie-

ren neostrukturalistische Theorieansätze in beiden Bereichen Governance-

Anforderungen zur erfolgreichen PSE in Ländern niedrigen Einkommens. 

3.3.2.1. Bureaucratic Capabilities 

Industriepolitische Entscheidungen sind komplex und müssen von den jeweili-

gen politischen Akteuren in einer Situation limitierter Information und hoher Un-

sicherheit getroffen werden (Chang 2009, S. 21): Sie scheitern, wenn jene nicht 

über die notwendigen Kompetenzen sowie adäquates Wissen verfügen oder 

wenn die für die Implementierung industriepolitischer Maßnahmen zuständigen 

öffentlichen Bediensteten nicht dazu fähig sind, die verabschiedeten Politiken 

effektiv umzusetzen. Anders als neoklassische Autoren leiten Vertreter des  

Neostrukturalismus hieraus jedoch nicht ab, dass Länder niedrigen Einkom-

mens vor dem Hintergrund ihrer geringen bürokratischen Fähigkeiten (bureau-

cratic capabilites) auf den Einsatz industriepolitischer Instrumente verzichten 

sollten. Diese Einschätzung beruht auf zwei Argumenten: 

1. Effektive Industriepolitik in einkommensschwachen Staaten ist nicht au-

ßergewöhnlich anspruchsvoll: Zum einen gehe der Komplexitätsgrad in-

dustriepolitischer Maßnahmen nicht zwangsläufig über den in anderen 

Politikbereichen, wie etwa der makroökonomischen Stabilitätspolitik oder 

der Bildungspolitik, vorhandenen hinaus. So könne es beispielsweise 
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deutlich anspruchsvoller sein, ein breit angelegtes Bildungsprogramm zu 

organisieren als einige ausgewählte Industriezweige zu unterstützen 

(Chang 2009, S. 22). Zum anderen sei es vergleichsweise einfach, die 

ungefähre Richtung des nationalen Strukturwandels zu antizipieren, in-

dem man sich an den Entwicklungspfaden von Ländern orientiere, deren 

Industrialisierung bereits etwas weiter fortgeschritten ist (Altenburg 

2011b, S. 3). Das Risiko, irrtümlicherweise Produktionsaktivitäten oder 

ganze Industriezweige zu fördern, die sich nach einer gewissen Zeit als 

nicht profitabel erweisen, liege dabei niedriger als in entwickelten Staa-

ten, welche sich an der Grenze des globalen technologischen Entwick-

lungsstands befänden. 

2. Bürokratische Fähigkeiten sind erlernbar: Bei den Kompetenzen und Fä-

higkeiten einer Regierung und ihrer Angestellten handele es sich nicht 

um statische Größen von ewigem Bestand. Stattdessen ließen sie sich 

aktiv erhöhen, beispielsweise durch verbesserte Ausbildung, meritokrati-

sche Personalrekrutierung oder entsprechende Entlohnungsanreize (Lall 

2000a, S. 28). Außerdem stellten sich nach einiger Zeit Learning-by-

Doing-Effekte ein, durch die die betreffenden Entscheidungsträger neue, 

im Entwicklungsverlauf auftretende industriepolitische Herausforderun-

gen besser und schneller bewältigen könnten (Chang 2009, S. 24).  

Auch ohne „high-quality bureaucracies“ (Chang 2009, S. 23) könnten durch 

staatliche Unterstützungsmaßnahmen also in einem frühen Stadium wirtschaft-

licher Entwicklung industriepolitische Erfolge erzielt werden. Diese Fähigkeiten 

und Kompetenzen öffentlicher Stellen identifizieren neostrukturalistische Auto-

ren zwar als wichtige Governance-Anforderungen für die Auslösung und Förde-

rung privatwirtschaftlicher Dynamiken. Sie erheben derartige bureaucratic cap-

abilities jedoch nicht zur qualitativen Governance-Voraussetzung erfolgreicher 

PSE in Ländern niedrigen Einkommens. 

3.3.2.2. Commitment zu einem Projekt der strukturellen Transformation 

Der Wille öffentlicher Entscheidungsträger zur effektiven und effizienten Behe-

bung der aus neostrukturalistischer Perspektive relevanten Formen von Markt-

versagen ist alles andere als selbstverständlich (Altenburg 2011b, S. 17): An-

statt als benevolente Förderer des gesamtgesellschaftlichen Wohlstands zu 

agieren, sind führende Politiker von einer Vielzahl sonstiger Motive gesteuert, 

etwa der Demonstration von Handlungsfähigkeit gegenüber ihrer Wählerschaft. 

Doch selbst wenn die politische Führung eines Landes grundsätzlich an dyna-

mischer PSE interessiert ist, existieren in diesem Zusammenhang aus neo-

strukturalistischer Sicht zwei weitere Governance-Anforderungen: 

1. Entwicklung eines strategischen Projekts der nationalen Strukturtrans-

formation: Es bestehe die Gefahr, dass die Regierung bei ihrem Streben 

nach wirtschaftlicher Entwicklung eine „falsche“, nämlich rückwärtsge-

wandte Vision verfolge (Chang 2009, S. 18). Stattdessen müssten Politi-

ker ein „nationales Projekt“ struktureller Transformation entwickeln, das 
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gangbar sei und von weiten Teilen der Gesellschaft angenommen werde 

(Altenburg 2011a, S. 4-5): Dieses umfasse strategische Entscheidungen 

über Investitionsprioritäten und setze ein gutes Verständnis der sich ver-

änderten Anforderungen einer globalisierten Ökonomie voraus. Die Fä-

higkeit, industrielle Entwicklungen auf nationaler wie internationaler Ebe-

ne zu überblicken und zu interpretieren, sei in diesem Zusammenhang 

genauso gefordert wie jene, die so erlangten Erkenntnisse über potenzi-

elle komparative Vorteile der Zukunft innerhalb eines Projekts des inkre-

mentellen sozioökonomischen Wandels umzusetzen. 

2. Akzeptanz dieses Projekts innerhalb der nationalen Bürokratie: Staatli-

che Stellen, die mit der Umsetzung industriepolitischer Maßnahmen be-

auftragt sind, dürften dem Transformationsprojekt nicht ablehnend ge-

genüberstehen. Zwar lasse sich ein gewisser Grad an opportunistischem 

Verhalten unter Angestellten der nationalen Bürokratie auch im Rahmen 

eines grundsätzlich hierarchisch geordneten Staatsapparates nicht ver-

meiden. Doch der Erfolg einer transformativen Strategie sei ernsthaft be-

droht, wenn unter den Beschäftigten öffentlicher Agenturen starke ideo-

logische Vorbehalte bestünden, etwa weil sie eine konservativere Hal-

tung vertreten als die Regierung (Chang 2009, S. 18-19). 

Die Auslösung nachhaltiger privatwirtschaftlicher Dynamiken ist aus neostruktu-

ralistischer Perspektive also an die Selbstverpflichtung (commitment) einer Re-

gierung und ihrer Behörden zur Verfolgung eines definierten Projekts der in-

dustriellen Strukturtransformation gebunden (Altenburg 2011a). Anders als die 

ebenfalls relevanten bureaucratic capabilities wird diese Anforderung an die Art 

und Weise der Machtausübung beim Management von Entwicklungsressourcen 

innerhalb des neostrukturalistischen Modells erfolgreicher PSE zur unmittelba-

ren Governance-Voraussetzung. Denn ohne eine derartige „Entwicklungsmoti-

vation“ öffentlicher Entscheidungsträger sei die unerlässliche Unterstützung 

privater Akteure bei Prozessen des industriellen upgrading schlechterdings 

nicht möglich.  

3.4. „Experimentelle“ Industriepolitik und neue Governance-
Voraussetzungen für weltwirtschaftliche Einbindung im 21. 
Jahrhundert 

3.4.1. Self-Discovery und der kontextuelle Charakter moderner Indust-
riepolitik 

Experimentalistische Ansätze zur erfolgreichen PSE in Ländern niedrigen Ein-

kommens teilen das neostrukturalistische Kernargument von der Notwendigkeit 

einer durch staatliche Industriepolitik herbeizuführenden strukturellen Verände-

rung des nationalen Exportgüterportfolios. Sie apostrophieren in diesem Zu-

sammenhang jedoch den besonderen kontextuellen Charakter staatlicher För-

derentscheidungen (Rodrik 2008, S. 1-2). Außerdem seien die zur Überwin-

dung von Koordinationsversagen zu leistenden öffentlichen Unterstützungs-
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maßnahmen vergleichsweise spezifisch und müssten vor dem Hintergrund be-

trächtlicher Informationsmängel und begrenzter Haushaltsbudgets ausgewählt 

werden (Hausmann/Rodrik 2006). 

Aus Sicht experimentalistischer Autoren gehen erfolgreiche Investitionsent-

scheidungen, die zur Aufnahme neuer Produktionsaktivitäten im Sinne einer 

strukturellen Transformation führen, mit einem komplexen Prozess der ökono-

mischen „Selbstfindung“ (self-discovery) einher (u.a. Hausmann/Rodrik 2002, 

2006). Self-discovery, definiert als „investigation of what markets an enterprise 

or entrepreneur can (come to be able to) serve” (Hausmann et al. 2008, S. 3), 

werde somit zur zentralen Herausforderung erfolgreicher PSE in Ländern nied-

rigen Einkommens. Es handele sich dabei um einen fortlaufenden Lernprozess 

innerhalb einer Volkswirtschaft, der sowohl die Angebots- als auch die Nachfra-

geseite betreffe: Einerseits müssten Informationen über die Kostenstruktur der 

nationalen Ökonomie bei der Produktion neuer Güter generiert werden (Haus-

mann/Rodrik 2006, S. 7).22 Andererseits gelte es, künftige Absatzmöglichkeiten, 

etwa in Form von Marktnischen, zu entdecken und sich verändernde Konsu-

mentenbedürfnisse zu antizipieren (Hausmann et al. 2008, S. 3). Zwei Anforde-

rungen machten diesen Self-Discovery-Prozess besonders komplex: 

1. Die Auswahl konkreter Exportprodukte: Sobald man sich von abstrakten 

Kategorien wie „arbeitsintensive Güter“ oder „kapitalintensive Güter“ 

trenne, stehe der Privatsektor wie auch der ihn fördernde Staat vor der 

Herausforderung, aus der ganzen Bandbreite zehntausender moderner 

Produktionsaktivitäten die passenden Investitionsoptionen auszuwählen. 

Von diesen Investitionsentscheidungen und der Erkenntnis, dass bei-

spielsweise Fußbälle, Schnittblumen oder Computersoftware im Inland 

kostengünstig produziert werden können, hingen die künftigen Entwick-

lungsmöglichkeiten des privaten Sektors in besonderer Weise ab 

(Hausmann/Rodrik 2002, S. 3-4). Denn erst aus dem Erfolg konkreter 

Exportprodukte auf internationalen Märkten sowie den jeweiligen linka-

ges and spillovers, durch die andere Unternehmer von der Herstellung 

derselben profitierten und sich einer Volkswirtschaft weitergehende 

Wachstumschancen eröffneten, entstehe nachhaltiger gesamtwirtschaft-

licher Mehrwert. Es reiche daher nicht aus, die ungefähre Richtung des 

nationalen Strukturwandels zu antizipieren. Stattdessen müsse man sich 

in einer Situation großer Unsicherheit für die Herstellung konkreter Pro-

dukte mit wettbewerbsfähigen Fertigungskosten und Erfolg versprechen-

                                            
22

 Hausmann und Rodrik (2002) arbeiten in diesem Zusammenhang eine weitere Dimension von Markt-
versagen heraus, das die erfolgreiche Entwicklung des privaten Sektors in Ländern niedrigen Einkommens 
behindere: So sei die sich ohne staatliche Interventionen einstellende Monopolphase eines Unternehmens 
im Anschluss an dessen Aufnahme einer neuen, technologisch anspruchsvollen Produktionsaktivität nicht 
nur zu kurz sondern gleichzeitig zu lang. Sie sei zu kurz, weil die sich aus der Anwendung und „Erpro-
bung“ einer neuen Technologie ergebenden Profite nicht komplett angeeignet werden könnten, sondern 
vergleichsweise schnell von Nachahmern abgeschöpft würden oder sich durch linkages and spillovers in 

gesamtgesellschaftlichen Mehrwert verwandelten. Die Monopolphase sei jedoch auch zu lang, da sie bei 
Aktivitäten, welche sich im Verlauf des Self-Discovery-Prozesses als unproduktiv herausstellten, verhinde-
re, dass selbige durch Wettbewerb aus dem Markt gedrängt würden. Neben einem zu geringen Investiti-
onsniveau ex ante bestünde ohne staatliches Einwirken also gleichzeitig eine zu hohe Produktdiversifikati-
on ex post, die ihrerseits zu einem gesamtwirtschaftlich suboptimalen Ergebnis beitrage (Haus-
mann/Rodrik 2002, S. 6). 
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den Vermarktungsperspektiven entscheiden. Die Theorie der komparati-

ven Vorteile biete Unternehmern und Staaten an dieser Stelle allerdings 

kaum Orientierung. Anhand mehrerer Länderbeispiele demonstrieren 

Hausmann und Rodrik (2002, S. 24-26), dass sich zwei Volkswirtschaf-

ten trotz vergleichbarer Faktorausstattungen respektive komparativer 

Vorteile auf die Produktion unterschiedlicher konkreter Exportgüter kon-

zentrieren: So ist beispielsweise Pakistan besonders gut in der Herstel-

lung von Bettwäsche, nicht jedoch von Hüten und anderen Kopfbede-

ckungen, während Bangladesch im großen Umfang Kopfbedeckungen, 

aber nur eine verschwindend geringe Menge an Bettwäsche exportiert. 

Bei beiden Gütern handele es sich um vergleichsweise standardisierte 

und arbeitsintensive Produkte, weshalb wenig Anlass zu der Annahme 

bestehe, dass gegebene Faktorausstattungen verwertbare Hinweise für 

eine konkrete Exportgutspezialisierung geliefert haben könnten. Statt-

dessen liege viel Zufall im Prozess der self-discovery und nationale Spe-

zialisierungsmuster seien eher die Folge historischer Ereignisse oder 

glücklicher Unternehmerentscheidungen (Hausmann/Rodrik 2002, S. 

25). 

2. Die Nutzung bestehender Produktionsfähigkeiten: In experimentalisti-

scher Perspektive resultiert aus dem Koordinationsversagen des Marktes 

eine weitere komplexe Anforderung an staatliche und private Entschei-

dungsträger im Rahmen dieses volkswirtschaftlichen „Selbstfindungspro-

zesses“. Denn die Behebung des Problems, dass bei der Aufnahme 

neuer Produktionsaktivitäten viele sich mit diesen in wechselseitiger Ab-

hängigkeit befindende Märkte oder wichtige gesetzliche Regelungen und 

Standards sowie spezifische Infrastrukturen noch nicht existierten, sei 

ebenfalls mit großer Unsicherheit und hohem Kostenrisiko verbunden 

(Hausmann/Rodrik 2006, S. 12). Die betreffenden Vorhaben müssten 

daher nach Möglichkeit bereits vorhandene Produktionsfähigkeiten aus-

nutzen. Auf konkrete Märkte, Kapitalformen, Normen und Institutionen, 

die für bestehende Aktivitäten geschaffen wurden oder sich in deren 

Kontext herausbildeten, könne an dieser Stelle jedoch nur dann zurück-

gegriffen werden, wenn diese den Erfordernissen der neuen Produkti-

onsaktivitäten ähneln (Hausmann/Rodrik 2006, S. 12). Zur Illustration der 

sich daraus ergebenden Herausforderungen verwenden Hausmann und 

Klinger (2006, S. 2-3) die Metapher von Produkten als „Bäume“, welche 

abhängig von der Ähnlichkeit der Fähigkeiten, die ihre Herstellung erfor-

dert, eng zusammen oder weit auseinander stehen. Sie können zudem 

eher „reich“ oder eher „arm“ sein, also unterschiedliche Mengen an Ein-

kommen versprechen. Zusammen bilden die Bäume einen „Wald“ an 

Produktionsmöglichkeiten, der für alle Länder als gegeben betrachtet 

wird. Firmen verhalten sich nun wie „Affen“. Ihre Lebensgrundlage be-

steht darin, denjenigen Baum „auszuwerten“, welchen sie „besetzen“. 

Zur Aufnahme einer neuen, profitableren Produktionsaktivität müssen sie 

auf einen reicheren Baum „springen“, der nah oder weit entfernt liegen 

kann. Der Erfolg eines Landes im Prozess der self-discovery hängt nun 
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nicht allein davon ab, dass die Produktivität des nationalen Privatsektors 

in noch unbesetzten Bäumen korrekt antizipiert wird. Stattdessen muss 

auch die jeweilige Entfernung zum nächsten Baum, dessen Entfernung 

zu reicheren Teilen des Waldes sowie die Möglichkeit des Staates, die 

eigenen Affen vergleichsweise kosteneffizient bei größeren Sprüngen zu 

unterstützen, richtig eingeschätzt werden.  

Private Unternehmen beteiligen sich aus experimentalistischer Sicht an diesem 

komplexen, gesamtwirtschaftlichen Lernprozess der self-discovery, indem sie 

aus eigenem Interesse versuchen, Informationen darüber zu generieren, wel-

che Produkte sie heute und in Zukunft zu geringen Kosten herstellen und wett-

bewerbsfähig auf internationalen Märkten anbieten können. Dabei entwerfen 

sie unweigerlich ein Gesamtbild bestehender und ihre Geschäftstätigkeit beein-

flussender Verzerrungen und Hindernisse (Hausmann et al. 2008, S. 4). Denn 

wenn Firmen mögliche nächste Entwicklungsschritte und die damit verbunde-

nen Entscheidungen evaluierten, würden sie unter anderem abwägen, ob es 

sich eher lohne, bestimmte Ineffizienzen innerhalb laufender Produktionsaktivi-

täten abzubauen oder den Versuch zu unternehmen, Hindernisse, die ihnen 

bislang den Zugang zu weiteren Produktlinien verschließen, zu beseitigen. Auf 

diese Weise akkumuliere der private Sektor Wissen, welches für die Identifizie-

rung und Lokalisierung von Marktversagen das erfolgreiche PSE blockiert, so-

wie für dessen Behebung durch adäquate politische Unterstützungsmaßnah-

men unverzichtbar sei (Hausmann et al. 2008, S. 4; Rodrik 2004, S. 16-17). 

Nicht nur bei der Selektion perspektivischer Produktionsaktivitäten, auch bei der 

Auswahl und Implementierung effektiver Politiken zu deren Förderung bestehe 

also ein hoher Informationsbedarf. Der Grund hierfür ist, dass sich nach Auffas-

sung experimentalistischer Autoren die Komplexität und der kontextuelle Cha-

rakter des Self-Discovery-Prozesses gleichsam auf den Einsatz industriepoliti-

scher Instrumente übertragen. Deshalb legen jene den Fokus ihrer Betrach-

tung, anders als viele Neostrukturalisten, nicht auf den Einsatz konkreter inter-

ventionistischer Maßnahmen - wie Schutzzölle, Steuererleichterungen, Subven-

tionen für Forschung und Entwicklung oder gezielte Kreditvergabe - zur Unter-

stützung bestimmter, vermeintlich entwicklungsförderlicher Produktionsaktivitä-

ten. Von Letzteren werde nämlich lediglich begründet vermutet, dass sie den 

nächsten Schritt eines Landes auf einem für den Typus seiner Volkswirtschaft 

geeigneten Entwicklungspfad darstellten oder dem privaten Sektor erfolgsver-

sprechende Upgrading-Möglichkeiten böten (Hausmann et al. 2008, S. 5).  

Experimentalistische Theorieansätze betonen stattdessen die Notwendigkeit 

einer strategischen und strukturierten Zusammenarbeit mit dem privaten Sektor. 

Nur so ließen sich die erforderlichen Informationen darüber generieren, wo die 

größten Hindernisse des gesamtwirtschaftlichen Transformationsprozesses lie-

gen und durch welche industriepolitischen Entscheidungen sie zu überwinden 

sind (u.a. Hausmann et al. 2008, S. 5; Rodrik 2004, S. 3). Folglich könnten 

Aussagen über adäquate Instrumente oder zu fördernde Aktivitäten ex ante 

kaum getroffen werden. Derartige Entscheidungen seien stets von ihrem jewei-

ligen Kontext abhängig und kaum vorherzubestimmen. 
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Besonders deutlich werde dies erneut im Zusammenhang von Koordinations-

versagen des Marktes bei der Realisierung privatwirtschaftlicher „Sprünge“ hin 

zu neuen, für den strukturellen Transformationsprozess relevanten Produkti-

onsaktivitäten. Denn nach Auffassung experimentalistischer Autoren sind die 

hierfür zu koordinierenden öffentlichen wie privaten Inputleistungen und Investi-

tionen nicht nur vielfältig, sondern weisen zudem einen hohen Grad an Spezifi-

tät auf (Hausmann/Rodrik 2006, S. 8-12). Dies habe einerseits zur Folge, dass 

gegebenenfalls nur in geringem Maße auf bestehende Produktionsfähigkeiten 

zurückgegriffen werden könne, andererseits aber auch, dass sich die zur Her-

stellung eines konkreten Produkts erforderlichen Märkte, Dienstleistungen und 

Rahmenbedingungen nicht durch ein standardisiertes Set öffentlicher Unter-

stützungsmaßnahmen schaffen ließen. So different die Anforderungen unter-

schiedlicher Produkte an Bereiche wie Fertigungsanlagen und Maschinen, die 

Ausbildung von Fachkräften, das Angebot an Vorprodukten, die Logistik zur 

Beschaffung derartiger Inputs und Verteilung der Outputs, Systeme der Infor-

mationsgenerierung über Zulieferer und Abnehmer oder Standards und gesetz-

liche Vorschriften zur Sicherung der Produktqualität, so spezifisch müsste ein 

Bündel öffentlicher Interventionen zusammengesetzt sein, um das vieldimensi-

onale Koordinationsversagen des Marktes wirksam überwinden zu können. 

Aus experimentalistischer Perspektive sind die vonseiten des Staates in diesem 

Kontext wahrzunehmenden Aufgaben und anzubietenden Unterstützungsleis-

tungen also spezifisch, in hohem Maße interagierend, von ex ante ungewissem 

Charakter sowie ungewisser Zusammensetzung und insofern äußerst komplex. 

Weil die entsprechenden Entscheidungen darüber hinaus vor dem Hintergrund 

begrenzter Haushaltsmittel getroffen werden müssen, bestehe aus Sicht der 

Regierung eines Landes schlichtweg keine Möglichkeit, die gesamten Infra-

strukturbedürfnisse oder Anforderungen an gesetzliche Regelwerke aller exis-

tierenden und potenziellen Produktionsaktivitäten zu befriedigen (Haus-

mann/Rodrik 2006, S. 25). Gleichzeitig könne sie sich jedoch ihrer Interventi-

onsverpflichtung, welche sich aus dem virulenten Koordinationsversagen des 

Marktes ergebe, schlechterdings nicht entziehen. Zur Illustration dieses Dilem-

mas der Unausweichlichkeit entsprechender, mit ungewissen Kosten und unsi-

cherem Erfolg verbundener industriepolitischer Entscheidungen bemühen 

Hausmann und Rodrik eine Formulierung des britischen Philosophen Isaiah 

Berlin und schlussfolgern mit seinen Worten: „‘we are doomed to chooseʼ“ (zit. 

nach Hausmann/Rodrik 2006, S. 25).  

Die Auflösung des Entscheidungsdilemmas im Speziellen sowie die Bewälti-

gung des Self-Discovery-Prozesses im Allgemeinen erfordert aus Sicht experi-

mentalistischer Autoren über eine verstärkte Zusammenarbeit mit dem Privat-

sektor zur größtmöglichen Informationsgenerierung hinaus die Ausweitung von 

Möglichkeiten für individuelles und kollektives Lernen (u.a. Rodrik 2004, S. 3; 

Sabel/Reddy 2007). Diese versetze sowohl private Akteure als auch den Staat 

und seine Agenturen dazu in die Lage, die eigene Leistungs- und Problemlö-

sungsfähigkeit kontinuierlich zu erhöhen. Dadurch stiegen die Chancen eines 

Landes, kontextabhängige Blockaden von Upgrading-Prozessen auflösen zu 
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können und eine langfristige und nachhaltige Entwicklung des einheimischen 

Privatsektors zu erreichen (Sabel/Reddy 2007, S. 74).  

Nationale Entwicklungspfade besitzen dieser Auffassung zufolge keine klare 

oder vorbestimmte Form (Sabel/Reddy 2007, S. 75). Daher müsse die Auswahl 

zu fördernder Aktivitäten und industriepolitischer Instrumente nach Kriterien er-

folgen, welche sich unter Rückkopplung an die gebündelten Erfahrungen lau-

fender Produktionsprojekte fortwährend selbst erneuerten. Ein solches Selekti-

onsarrangement lasse sich auch als „experimentalistisch“ bezeichnen (Sa-

bel/Reddy 2007, S. 85). Kontinuierliches Experimentieren wird dabei zu einer 

bewussten Strategie, um den Erfolg bestimmter Produktionsaktivitäten und För-

derinstrumente in ihrem jeweiligen Kontext aufzudecken. Monitoring und Evalu-

ierung setzen gleichzeitig Lernprozesse darüber in Gang, welche Experimente 

funktionieren und welche nicht (Rodrik 2008, S. 28). 

Nach Argumentation experimentalistischer Theorieansätze ist erfolgreiche PSE 

in Ländern niedrigen Einkommens also an die strategische Verarbeitung von 

Informationen privater Akteure zur adäquaten Politikformulierung sowie an Me-

chanismen des effektiven Lernens aus dem kontextbedingten Erfolg oder Miss-

erfolg von Produktionsaktivitäten und Fördermaßnahmen gebunden. Da es sich 

hierbei um Charakteristika industriepolitischer Entscheidungsfindungsprozesse 

handelt, ergeben sich entsprechende Anforderungen an die Art und Weise der 

Machtausübung beim Management von Entwicklungsressourcen. 

3.4.2. Governance-Voraussetzungen „experimenteller“ Industriepolitik 

„Experimentelle“ Industriepolitik erfordert Governance-Mechanismen, welche 

die Identifizierung und Auflösung kontextspezifischer Wachstumsbeschränkun-

gen des privaten Sektors institutionalisieren. Notwendig sei hierzu die Etablie-

rung wandlungsfähiger Organisationstypen, welche Ergebnisse verbessern, 

indem sie routinemäßig die von ihren eigenen Verfahren und Abläufen erreich-

ten Grenzen identifizieren und überwinden (Sabel 2007, S. 325). 

Eine derartige Institutionsform, die kontinuierlich versucht, Beschränkungen zu 

lockern, ist in der Betriebswirtschaftslehre auch als Toyota Produktionssystem 

bekannt und unter japanischen Firmen, in der Automobilindustrie sowie im 

Rahmen ähnlicher auf Fertigungsstraßen basierender Produktionsformen weit 

verbreitet (Sabel 2007, S. 326). Als Begründer der Just-in-time-Produktion war 

Toyota bereits früh darauf angewiesen, Störungen im Herstellungsprozess 

schnellstmöglich und effizient zu beheben. Denn sobald im Rahmen dieser Fer-

tigungslogik ein Defekt an einer unverzichtbaren Arbeitsstation auftritt, gelangt 

die gesamte nachgelagerte Produktion zum Stillstand. Zugleich führt eine Aus-

reizung der Just-in-time-Produktion dazu, dass existierende technische wie or-

ganisatorische Arrangements einem hohen Druck ausgesetzt werden. Auf diese 

Weise offenbaren sie zwangsläufig ihre Defizite beziehungsweise die für eine 

weitere Ausdehnung oder Optimierung des Herstellungsprozesses relevanten 

Restriktionen (Sabel 2007, S. 326). Drei Qualitäten des Toyota Produktionssys-
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tems sind im Zusammenhang von Governance-Anforderungen „experimentel-

ler“ Industriepolitik besonders relevant (Sabel 2007, S. 326-328): 

1. Ursachenanalyse: Zur Auflösung der durch absichtsvolles Strapazieren 

bestehender Verfahrens- und Fertigungsroutinen identifizierten Be-

schränkungen wird eine Technik angewandt, die Problemlösungen jen-

seits des unmittelbaren Problemkontexts sucht. Man berücksichtigt also 

explizit die Möglichkeit, dass die Quelle einer Störung in einer nicht of-

fensichtlichen Beziehung zu dem Zusammenbruch steht, den sie verur-

sacht. Als Methode einer solchen Ursachenanalyse (root-cause analysis) 

dient die iterative Fragetechnik der sogenannten Five Whys23 [vgl. Tabel-

le 2]. 

2. Benchmarking: Bei der Konstruktion neuer Produkte wird durch an-

spruchsvolles Benchmarking ein Bruch mit bestehenden Routinen pro-

voziert. Dies bedeutet, dass aktuelle Produkte, Teilprodukte und Produk-

tionsmethoden mit Alternativen verglichen werden, die „gleich“ sind, je-

doch um einige attraktive Eigenschaften erweitert wurden. Dieser Ver-

gleich liefert Ergebnisse, auf deren Grundlage sich anschließend Modifi-

kationen zur Qualitätsverbesserung vornehmen lassen. Unweigerlich 

kommt es dabei auch zu einer Reflexion der Zielvorgaben, vor deren 

Hintergrund die Alternativen bewertet werden. Auf diese Weise findet ein 

Klärungsprozess über momentan realisierbare betriebliche Möglichkeiten 

statt. 

3. Institutionelle Weiterentwicklung: In traditionellen hierarchischen Organi-

sationsstrukturen versucht man komplexe Probleme häufig dadurch zu 

lösen, dass man sie auf mehrere einfache Aufgaben reduziert. Im Rah-

men des Toyota Produktionssystems wird stattdessen nach Personen 

gesucht, die das Problem oder Teile des Problems gegenwärtig bereits 

lösen.24 Auf diese Weise entwickelt sich die Institution zu einem Instru-

ment, das fortlaufend Möglichkeiten der Problembewältigung aufspürt. 

Sie verschiebt dabei ihre Grenzen, entwickelt sich weiter und passt sich 

an neue Herausforderungen an, um dieser Aufgabe bestmöglich gerecht 

werden zu können. An die Stelle einer hierarchischen Ordnung tritt also 

ein „Suchnetzwerk“. 

Tabelle 2: Beispiel für die Fragetechnik der Five Whys 

Frage Antwort 

(1)  Warum ist Maschine A 
defekt? 

Es wurden keine präventiven 
Wartungsarbeiten durchgeführt. 

                                            
23

 Siehe hierzu u.a. auch MacDuffie (1997, S. 494); Rafinejad (2007, S. 338). 
24

 Dies geschieht sowohl innerhalb der root-cause analysis, die jeden Bereich der Firma als potenziell 
problemlösungsrelevant betrachtet, als auch bei kontinuierlichem Benchmarking, in dessen Zusammen-
hang  bereits innerhalb anderer Fertigungsprozesse verwendete Teilprodukte oder Methoden zu mögli-
chen Bestandteilen neuer Produktionsaktivitäten erklärt werden. 
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(2)  Warum ist das 
Wartungspersonal nicht aktiv 
geworden? 

Es ist fortwährend mit der Reparatur von 
Maschine B beschäftigt. 

(3)  Warum ist Maschine B 
ständig defekt? 

Das von ihr hergestellte Bauteil klemmt 
stets fest. 

(4)  Warum kommt es zu dieser 
Blockierung? 

Das Bauteil verformt sich durch große 
Hitzeeinwirkung. 

(5)  Warum überhitzt sich das 
Bauteil? 

Es handelt sich um einen 
Konstruktionsfehler. 

Quelle: Eigene Darstellung nach Sabel 2007, S. 327 

Aus experimentalistischer Perspektive sollte sich die Funktionsweise industrie-

politischer Institutionen in einkommensschwachen Staaten an den Charakteris-

tika des Toyota Produktionssystems orientieren (Sabel 2007). Selbiges bildet 

dabei gewissermaßen den idealtypischen Rahmen, innerhalb dessen sich die 

strategische Zusammenarbeit mit dem Privatsektor zur Informationsgenerierung 

sowie das regelgeleitete Experimentieren zur Erfolgskontrolle von Produktions-

aktivitäten und Förderinstrumenten vollziehen. So ergeben sich zwei konkrete 

Governance-Anforderungen dieser Theorie erfolgreicher PSE in Ländern nied-

rigen Einkommens. 

3.4.2.1. Foren des öffentlich-privaten Dialogs 

Ein zentrales Argument experimentalistischer Theorieansätze lautet: Erfolgrei-

che Industriepolitik hat mit der Nutzung von Informationen privater Akteure über 

die ihre Entwicklung behindernden Formen von Marktversagen und Möglichkei-

ten zur Überwindung dieser Hindernisse ebenso viel zu tun wie mit der Imple-

mentierung adäquater Politiken (Rodrik 2004, S. 3). Entsprechend werden be-

reits existierende Unternehmen als die beste Informationsquelle zur Entwick-

lung der erforderlichen öffentlichen Förderinstrumente betrachtet (Hausmann et 

al. 2008, S. 5). 

Unabhängig von der exakten Form ihrer institutionellen Realisierung, die von 

gegebenen Strukturen abhänge und sich somit kontextbedingt unterscheiden 

könne, bestehe daher ein genereller Bedarf an Foren des öffentlich-privaten 

Austauschs (Rodrik 2004, S. 20). In Anlehnung an derartige Gremien im ostasi-

atischen Kontext werden jene auch unter dem Begriff der deliberation councils 

diskutiert (Hausmann et al. 2008, S. 6). Sie bilden das Setting, innerhalb des-

sen private Akteure gegenüber staatlichen Entscheidungsträgern ihr Interesse 

an bestimmten Formen öffentlicher Unterstützungsleistungen artikulieren. Nach 

Auffassung experimentalistischer Autoren sollten verschiedene sektorspezifi-

sche oder sektorübergreifende deliberation councils Informationen über Ge-

schäftsideen und Investitionsvorhaben sammeln, falls notwendig die Koordina-

tion zwischen verschiedenen staatlichen Behörden ermöglichen sowie auf Än-

derungen in der Gesetzgebung und Regulierung drängen, sofern sich auf diese 
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Weise überflüssige bürokratische Hindernisse ausräumen lassen (Hausmann et 

al. 2008, S. 6; Rodrik 2004, S. 20). 

Um Erfolge der eigenen Arbeitsweise zu generalisieren, aber auch um Fehler 

aufzudecken, deren Ursache festzustellen, aus ihnen zu lernen und sich so 

kontinuierlich weiterzuentwickeln, verfügen diese Institutionen idealerweise 

über einen internen Monitoring-Mechanismus. Hierzu wird beispielsweise die 

jährliche „diagnostische“ Qualitätsprüfung von einem Kernprojekt eines jeden 

deliberation council vorgeschlagen (Hausmann et al. 2008, S. 7-8): Dabei wür-

de ein zwei- bis dreiköpfiges Review-Team mit breiter Expertise - etwa ein füh-

render Unternehmer aus dem betreffenden Industriezweig, ein Mitarbeiter einer 

involvierten Entwicklungsorganisation und der Leiter eines anderen Austausch-

forums - den Stand dieses Projekts, in dem private Akteure durch zuvor mit 

ihnen gemeinsam entwickelte öffentliche Unterstützungsmaßnahmen gefördert 

werden, im Rahmen eines Ortstermins begutachten. Im Austausch mit den Be-

teiligten25 könnte das Team so versuchen herauszufinden, ob der Entschei-

dungsprozess alle relevanten Akteure mit eingeschlossen hat und mögliche 

Alternativen des letztendlich umgesetzten Projekts diskutiert worden sind sowie 

ob die angestrebten Zielvorgaben erreicht wurden und, falls dies nicht der Fall 

war, warum es zu Problemen kam und wo diese lagen. Die Ergebnisse aller 

Review-Teams würden anschließend im Rahmen eines gemeinsamen Treffens 

diskutiert. Nun ließen sich aus den Erkenntnissen über auftretende Probleme 

und verallgemeinerbare Lösungen Rückschlüsse für die Modifizierung der Vor-

gehensweise innerhalb der deliberation councils ziehen. Die Qualität dieser in-

stitutionalisierten Zusammenarbeit könnte hierdurch verbessert und ihr Potenzi-

al verdeutlicht werden. 

Foren des öffentlich-privaten Austauschs nehmen innerhalb experimentalisti-

scher Theorieansätze eine elementare Rolle ein. Denn die erfolgreiche Formu-

lierung und Implementierung der für strukturelle Transformationsprozesse not-

wendigen Unterstützungsmaßnahmen, so die Argumentation, erfordert die Ein-

bindung privater Akteure als Empfänger dieser Leistungen. Diese Form der 

strategischen Zusammenarbeit zur Informationsgenerierung kann daher als 

Governance-Voraussetzung der experimentalistischen Theorie erfolgreicher 

PSE in Ländern niedrigen Einkommens gelten.  

Für die im selben Zusammenhang vorgeschlagenen internen Monitoring-

Mechanismen gilt dies nicht in gleichem Maße. So werden jene zwar als wün-

schenswert zur Erfolgskontrolle der jeweiligen Projekte und zur institutionellen 

Weiterentwicklung der deliberation councils beschrieben. Als Qualitätsanforde-

rung an die Art und Weise der Machtausübung sind sie jedoch von nachgeord-

neter Relevanz.  

                                            
25

 Hierzu zählen Hausmann et al. (2008, S. 8) neben den jeweiligen Privatunternehmen und den Anbietern 
der öffentlichen Dienstleistungen auch Akteure, welche dazu imstande sind, deren Leistungen zu beurtei-
len: also beispielsweise ausgewählte Kunden und Zulieferer der Firmen oder die Teilnehmer öffentlicher 
Qualifizierungsmaßnahmen. 



„Good is not enough“ 

37 

3.4.2.2. Strategische „Wetten“ öffentlicher Wagnisfonds 

Aus experimentalistischer Perspektive kann die strategische Zusammenarbeit 

zwischen öffentlichen und privaten Akteuren im Rahmen von Austauschforen 

dazu beitragen, die Entwicklungsmöglichkeiten existierender Unternehmen 

auszuweiten und sie zu „Sprüngen“ auf nahegelegene „Bäume“ - also zur Pro-

duktion neuer Güter, für die in vergleichsweise hohem Ausmaß auf bereits be-

stehende Produktionsfähigkeiten zurückgegriffen werden kann - befähigen. Ein 

erfolgreicher Prozess der volkswirtschaftlichen Strukturtransformation erfordere 

jedoch darüber hinaus, dass auch entfernte Bäume erreicht werden, wenn sich 

erst von ihnen aus weitergehende, profitable Produktionsmöglichkeiten er-

schließen lassen (Hausmann et al. 2008, S. 10): Derartige große Sprünge (le-

aps), etwa von Kaffee zu Textilien, von Textilien zu Elektronikprodukten oder 

von dort zur Biotechnologie, machten eine andere Form der Projektförderung 

notwendig. Anstatt sich ausschließlich auf bereits bestehende Unternehmen 

beziehen zu können, müsse diese berücksichtigen, dass die zur Aufnahme 

derart unbekannter Produktionsaktivitäten fähigen Akteure möglicherweise 

noch gar nicht existieren.  

Industriepolitik auf der Makroebene bedarf nach Ansicht experimentalistischer 

Autoren eines hohen Maßes an Zentralisierung und Priorisierung (Hausmann et 

al. 2008, S. 10): Aufbauend auf Erkundungen an den Grenzen der gegenwärti-

gen Produktionsmöglichkeiten müssten neue, Erfolg versprechende Industrien 

ausgewählt sowie anschließend die zur Auslösung der gewünschten privatwirt-

schaftlichen Dynamiken erforderlichen Unterstützungsmaßnahmen eingeleitet 

und koordiniert werden. Derartige Förderaktivitäten besäßen  den Charakter 

strategischer „Wetten“. Sie erforderten einen Governance-Mechanismus, der 

als Quelle von Ideen über potenziell profitable Produktionsaktivitäten und über 

Möglichkeiten zur Überwindung der Hindernisse, die deren Entwicklung blockie-

ren, fungiert (Hausmann et al. 2008, S. 11). 

Die Institutionalisierung dieses Mechanismus könnte sich, so der Vorschlag, am 

Modell eines Wagnisfonds (venture fund) orientieren (Hausmann et al. 2008, S. 

10-11): Eine solche Institution scoutet kontinuierlich zukunftsfähige Geschäfts-

modelle und verfügt über die technischen, finanziellen und personellen Kapazi-

täten, um Vorschläge für Produktionsprojekte zu evaluieren und die aussichts-

reichen unter ihnen anschließend selbst in Gang zu setzen. Sie erkennt Fehl-

entwicklungen laufender Projekte unverzüglich und kann deren Korrektur veran-

lassen oder, falls dies unmöglich ist, die Förderung beenden. Geleitet wird sie 

dabei von dem Anliegen, profitable Firmen zu entwickeln, die der private Sektor 

ab einem bestimmten Reifegrad übernehmen möchte.26 

                                            
26

 Hausmann et al. (2008, S. 11) weisen darauf hin, dass die wenigen öffentlichen venture funds, welche 
in Ländern niedrigen Einkommens existieren, ihr Geschäftsverhalten stattdessen häufig an politischen 
Motiven ausrichten. Eine der wenigen Ausnahmen bildete in der Vergangenheit die Fundación Chile. Bei 
ihr handelt es sich um eine von der chilenischen Regierung gegründete gemeinnützige Körperschaft, auf 
deren „experimentelle“ Praxis der Wirtschaftsförderung sich unter anderem die ökonomische Erfolgsge-
schichte der chilenischen Lachsproduktion maßgeblich zurückführen lässt (u.a. Sabel 2007, S. 330-332). 
In einkommensschwachen Staaten trügen jedoch bereits bestehende Entwicklungsbanken häufig das 
Potenzial in sich, zu Wagnisfonds weiterentwickelt zu werden. Anstatt sich vorwiegend auf die Gewährung 



UAMR Working Papers on Development and Global Governance | No. 1 

38 

Politiken zur Erzeugung industrieller leaps sind nach experimentalistischer Auf-

fassung mit besonders hohem Risiko verbunden und daher notwendigerweise 

sehr „experimentell“. Ein öffentlicher Wagnisfonds müsse seine Entscheidungen 

deshalb auf der Grundlage klar definierter Erfolgskriterien27 treffen, also konse-

quentes Benchmarking betreiben (Hausmann et al. 2008, S. 11-12). Nichtsdes-

totrotz würden viele der unterstützten Produktionsprojekte scheitern. Dies sei 

jedoch kein Grund zur Besorgnis, sondern hänge schlichtweg damit zusammen, 

dass gesamtwirtschaftliche Self-Discovery-Prozesse und die mit ihnen verbun-

denen Investitionen auf der Grundlage erwarteter Renditen von neuen und 

weitgehend unbekannten Produktionsaktivitäten stattfinden müssten (Rodrik 

2004, S. 12). Vielmehr lasse sich das Ausbleiben scheiternder Projekte als Zei-

chen dafür interpretieren, dass die Industriepolitik einer Regierung zu zurück-

haltend gewesen ist (Hausmann et al. 2008, S. 12; Rodrik 2004, S. 12).  

„Experimentelle“ Formen der Projektförderung auf Makroebene sind aus expe-

rimentalistischer Perspektive für die erfolgreiche Bewältigung struktureller 

Transformationsprozesse unerlässlich. Erst durch sie ließen sich kapazitätser-

weiternde leaps auslösen, aus denen sich weitere, bessere und nachhaltigere 

Einkommensmöglichkeiten auf globalen Märkten ergäben. Strategische „Wet-

ten“ in der beschrieben Form können daher als zusätzliche Governance-

Voraussetzung der experimentalistischen Theorie erfolgreicher PSE in Ländern 

niedrigen Einkommens betrachtet werden.  

Dies gilt nicht in gleichem Maße für deren idealtypische Institutionalisierung im 

Rahmen eines Wagnisfonds, der den strikten Operationsroutinen des Toyota 

Produktionssystems unterworfen ist. Bei jenen handele es sich zwar, ähnlich 

wie im Zusammenhang der deliberation councils, um wirksame Mechanismen 

der Erfolgskontrolle und Effizienzsteigerung. Zu Voraussetzungen für die erfolg-

reiche Entwicklung des privaten Sektors werden diese Governance-

Anforderungen jedoch nicht erhoben. 

3.5. Zusammenfassung 

Aus neoklassischen, neostrukturalistischen sowie experimentalistischen Theo-

rieansätzen lassen sich substanzielle Erkenntnisse über die Governance-

Voraussetzungen erfolgreicher PSE in Ländern niedrigen Einkommens ablei-

ten. Abhängig von differenten Annahmen, die den von ihnen postulierten Kau-

salmodellen privatwirtschaftlicher Wachstumsprozesse zugrunde liegen, unter-

scheiden sich die Theorien in diesem Zusammenhang jedoch vor allem entlang 

zweier Trennlinien [vgl. Tabelle 3]. 

                                                                                                                                
langfristiger Kredite zu beschränken, könnten diese ihre technische Expertise, gründlichen Kenntnisse des 
privaten Sektors, finanziellen Ressourcen sowie ihre weitgehende Unabhängigkeit von politischen Ad-hoc-
Entscheidungen dazu nutzen, strategische Wetten in dem hier beschriebenen Sinne durchzuführen 
(Hausmann et al. 2008, S. 11). 
27

 Hierzu können unter anderem Produktivitätskennzahlen der jeweiligen Unternehmungen, Exportvolumi-
na oder die Ergebnisse von Projektprüfungen durch Wirtschaftsberater und technische Sachverständige 
zählen (Hausmann et al. 2008, S. 11-12). 
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Tabelle 3: Governance-Voraussetzungen und die Rolle des Staates in Theorien 
erfolgreicher Privatsektorentwicklung 

 Rolle des Staates 

Passiv Aktiv 
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rn
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n
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e
-
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e

tz
u

n
g

e
n

 

S
ta

ti
s
c
h
 

Neoklassik Neostrukturalismus 

P
ro

z
e

d
u

ra
l 

 Experimentalismus 

Quelle: Eigene Darstellung 

Die erste Linie verläuft zwischen der neoklassischen Theorie auf der einen, und 

neostrukturalistischen wie experimentalistischen Perspektiven auf der anderen 

Seite. Sie ergibt sich aus abweichenden Verständnissen von der Rolle des 

Staates bei der Auslösung und unterstützenden Flankierung der beabsichtigten 

Dynamiken: Neoklassische Autoren betonen die Gefahr von Staatsversagen, 

sofern dieser über ein Mindestmaß hinaus in den Marktmechanismus, dem sie 

eine koordinierende, ausgleichende und wohlfahrtsmaximierende Funktion zu-

schreiben, eingreife. Durch derartige Interventionen entstünden gesamtwirt-

schaftliche Kosten, welche die Entwicklung des privaten Sektors behinderten. 

Governance-Qualitäten, die diese Verzerrungen vermeiden und stattdessen die 

freie Entfaltung von Marktkräften gewährleisten, werden folglich zu Vorausset-

zungen erfolgreicher PSE in Ländern niedrigen Einkommens erhoben. Ne-

oklassische Theorieansätze und das von ihnen verwendete Good-Governance-

Konzept der Weltbank weisen dem Staat also eine passive Rolle zu und stellen 

vor allem auf die Effizienz politischer Entscheidungen ab [vgl. Kapitel 2.3].  

Anders argumentieren sowohl neostrukturalistische als auch experimentalisti-

sche Theorieansätze. Beide konstatieren die Virulenz unterschiedlicher Formen 

von Marktversagen, welche Upgrading-Prozesse erschwerten, die strukturelle 

Transformation nationaler Exportgüterportfolios blockierten, auf diese Weise die 

effektive Einbindung der Volkswirtschaften in globale Austauschbeziehungen 

verhinderten und damit privatwirtschaftliche Entwicklungsmöglichkeiten ver-

sperrten. Vor diesem Hintergrund fordern sie unisono eine aktive Rolle des 

Staates ein. Jener müsse private Akteure durch adäquate industriepolitische 

Maßnahmen dabei unterstützen, die bestehenden Hindernisse zu überwinden. 

Entsprechend fungieren innerhalb beider Theorien Governance-Qualitäten als 

Voraussetzungen erfolgreicher PSE in Ländern niedrigen Einkommens, die sich 
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hauptsächlich auf die Effektivität politischer Entscheidungen auswirken [vgl. 

Kapitel 2.3]. 

Eine zweite Trennlinie bezieht sich auf die angenommenen Governance-

Voraussetzungen selbst und differenziert experimentalistische Ansätze von der 

neoklassischen wie auch von der neostrukturalistischen Theorie. In experimen-

talistischer Perspektive kann privatwirtschaftliches Wachstum nicht auf einem 

einzigen, eindeutig definierbaren Set sich gegenseitig unterstützender Instituti-

onen beruhen. Es erfordert stattdessen kontinuierliches soziales Lernen (Sabel 

2007). Denn zu den sich fortwährend wandelnden Wachstumsbeschränkungen 

des privaten Sektors, deren Identifizierung wie Auflösung von öffentlichen und 

privaten Akteuren gemeinsam erlernt werden müsse, gehörten auch Hemmnis-

se, die sich aus der gegenwärtigen Organisationsform der zu diesem Zweck 

geschaffenen Institutionen ergäben (Sabel 2007, S. 307-308). An die Stelle der 

Unantastbarkeit festgelegter institutioneller Arrangements setzen experimenta-

listische Autoren daher die Verfahrensqualitäten der permanenten Erfolgskon-

trolle, Selbstkorrektur und Adaption. Governance-Mechanismen, die innerhalb 

experimentalistischer Modelle als Voraussetzungen privatwirtschaftlicher Ent-

wicklung in einkommensschwachen Staaten fungieren, besitzen dementspre-

chend einen prozeduralen Charakter. „Getting the policy process right” (Rodrik 

2004, S. 3) wird in dieser Perspektive zur Maxime industriepolitischer Reform-

bemühungen. 

Im Gegensatz hierzu können die von neoklassischen wie auch von neostruktu-

ralistischen Theorieansätzen definierten Governance-Voraussetzungen als sta-

tisch bezeichnet werden. So bildet das Good-Governance-Konzept der Welt-

bank eine festgelegte Kombination von Governance-Qualitäten ab, welche nach 

neoklassischer Auffassung in ihrem Zusammenwirken ein entwicklungsförderli-

ches Marktumfeld schaffen. Dabei handelt es sich um eindeutig definierte Be-

standsgrößen. Ein ähnlich präzises Setting von Governance-Merkmalen formu-

lieren neostrukturalistische Autoren zwar nicht. Doch auch beim commitment 

der Regierung und ihrer Behörden zu einem Projekt der nationalen Struktur-

transformation handelt es sich um eine Eigenschaft, die zu einem konkreten 

Betrachtungszeitpunkt stark oder weniger stark ausgeprägt sein kann. 

Die drei betrachteten Theorieansätze enthalten fundierte Aussagen über 

Governance-Voraussetzungen erfolgreicher PSE in Ländern niedrigen Ein-

kommens. Die Beziehung zwischen prozeduralen und statischen Governance-

Qualitäten sowie deren wechselseitige Abhängigkeit explizieren sie jedoch 

kaum. So vernachlässigen experimentalistische Autoren weitestgehend die Ba-

sis, auf welcher die von ihnen entwickelten Verfahrensmerkmale ihre Positivwir-

kung erst effektiv entfalten können. In neoklassischen und neostrukturalisti-

schen Ansätzen wiederum finden Mechanismen des kontinuierlichen Informati-

onsaustauschs zwischen öffentlichen und privaten Akteuren sowie der „experi-

mentellen“ Projektförderung nur unzureichende Berücksichtigung. Jene werden 

jedoch vor dem Hintergrund des kontextuellen Charakters industriepolitischer 

Entscheidungen sowie eines weiter zunehmenden Wettbewerbsdrucks auf 

volatilen und sich immer schneller wandelnden globalen Märkten des 21. Jahr-
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hunderts unerlässlich für die entwicklungsförderliche Einbindung einkommens-

schwacher Volkswirtschaften in weltwirtschaftliche Austauschbeziehungen. 

Das vorliegende Papier versucht, diese Defizite zu überwinden. Dazu werden 

im nun folgenden Kapitel zentrale Argumente der drei Ansätze einer kritischen 

Reflexion unterzogen. Ihre Qualität wird begründet bewertet. Die auf Basis die-

ser Bewertung ausgewählten Governance-Qualitäten werden daraufhin mitei-

nander in Bezug gesetzt und zu einem neuen Modell von Governance-

Voraussetzungen erfolgreicher PSE in Ländern niedrigen Einkommens zusam-

mengeführt. Eine Gegenüberstellung zweier Länderbeispiele ermöglicht 

schließlich die empirische Illustration der Qualität dieses Modells. 

4. Neue Governance-Voraussetzungen für er-
folgreiche Privatsektorentwicklung in Län-
dern niedrigen Einkommens 

4.1. „Good is not enough“: Auswahl der relevanten Governance-
Qualitäten 

Die neoklassische Theorie erfolgreicher PSE in einkommensschwachen Staa-

ten nimmt an, dass der Allokationsmechanismus des Marktes im Allgemeinen 

ausreichend gut funktioniert, um privatwirtschaftliche Dynamiken aus sich selbst 

heraus erzeugen zu können. Sie vernachlässigt dabei die Allgegenwart und 

Bedeutsamkeit unterschiedlicher, wichtige Entwicklungsschritte des privaten 

Sektors blockierender Formen von Marktversagen in den betreffenden Ländern 

(u.a. Altenburg 2011b, S. 13-14; Hausmann et al. 2008, S. 2; UNIDO/GTZ 

2008, S. 8-9). Auch wenn staatliche Interventionen zweifelsfrei mit dem Risiko 

belastet sind, Günstlingswirtschaft, Korruption und Missmanagement Vorschub 

zu leisten sowie Fehlanreize zu setzen und dadurch gesamtwirtschaftliche Kos-

ten zu erzeugen, wird proaktive Industriepolitik vor diesem Hintergrund zu ei-

nem zwingenden Gebot. 

Aus der aktiven Rolle, die öffentliche Akteure zur Überwindung virulenten 

Marktversagens einnehmen müssen, erwachsen Anforderungen an die Art und 

Weise der Machtausübung beim Management von Entwicklungsressourcen, die 

jenseits von Good Governance liegen. Governance-Mechanismen müssen vor 

allem dazu beitragen die Effektivität politischer Entscheidungen zu erhöhen. 

Denn ein einziges erfolgreiches Produktionsprojekt kann durch seine Profitabili-

tät sowie die linkages and spillovers, welche es erzeugt, die Kosten vieler ineffi-

zienter und infolgedessen scheiternder Aktivitäten aufwiegen (Altenburg 2011b, 

S. 9-10).28  

                                            
28

 So konnte beispielsweise der ökonomische Erfolg der chilenischen Lachsproduktion, welche seit Ende 
der 1970er Jahre von der Fundación Chile aktiv entwickelt und unterstützt worden war, viele der darauffol-

genden Fehlinvestitionen dieser 1976 von der chilenischen Regierung ins Leben gerufenen Förderagentur 
ausgleichen (u.a. Hausmann et al. 2008, S. 11; Rodrik 2004, S. 12). 
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Zwar können derartige Erfolge grundsätzlich auch unter Abwesenheit aktiver 

und selektiver Industriepolitik auftreten.29 In den meisten Fällen wird die Auf-

nahme zukunftsweisender Produktionsaktivitäten jedoch durch schwerwiegen-

des Marktversagen sowie die Unfähigkeit von öffentlichen wie privaten Akteu-

ren, dieses zu überwinden, verhindert. Die Aufgabe des Staates, solche Blo-

ckaden effektiv aufzulösen, adressiert das Konzept der Weltbank nicht. Zur In-

gangsetzung erfolgreicher PSE in Ländern niedrigen Einkommens ist die Exis-

tenz von Good Governance daher unzureichend, oder anders ausgedrückt: 

Good is not enough. Jener Kombination von Governance-Qualitäten wird daher 

im Rahmen des vorliegenden Papiers nicht der Rang einer Governance-

Voraussetzung zugeschrieben. 

Ein empirisches Argument für diese Einschätzung liefert Altenburg (2011a, 

2011b). In einer vergleichenden Betrachtung der Ergebnisse von sieben Fall-

studien, die den Charakter und Erfolg von Industriepolitiken in einkommens-

schwachen Staaten analysieren, hebt er die Performanz zweier Länder beson-

ders hervor (2011a, S. 13-18): Tunesien weist in den vergangenen 15 Jahren 

ein vergleichsweise robustes Wirtschaftswachstum auf und konnte den Anteil 

industrieller Erzeugnisse am Bruttoinlandsprodukt seit 1980 verdreifachen. Die 

tunesische Volkswirtschaft ist heute die mit Abstand wettbewerbsfähigste des 

Maghreb. Auch in Äthiopien, das zu den ärmsten Ländern der Welt zählt, haben 

sich in den letzten Jahren hohe und nachhaltige wirtschaftliche Wachstumsra-

ten eingestellt. Das Land konnte die Produktivität größerer Unternehmen stei-

gern und damit seine Chancen auf künftige Fortschritte im Bereich industrieller 

Entwicklung erhöhen. 

Beide Staaten erreichten diese überdurchschnittlichen Erfolge, obwohl sie die 

dafür nach Auffassung neoklassischer Theorieansätze erforderlichen Gover-

nance-Voraussetzungen kaum erfüllen. Sowohl Tunesien als auch Äthiopien 

schneiden in einem Vergleich nahezu aller WGI sowie vergleichbarer Indikato-

ren von Good Governance schlechter ab als das ebenfalls analysierte Namibia 

(Altenburg 2011b, S. 77-82; World Bank 2012d).30 Die namibische Volkswirt-

schaft vollzog jedoch ihrerseits keine erkennbare Weiterentwicklung in Berei-

chen der Industrialisierung, des upgrading von Unternehmen oder der Diversifi-

zierung einheimischer Produktionsaktivitäten (Altenburg 2011a, S. 13). 

Trotz einer - nach Verständnis der Weltbank - vergleichsweise schwachen 

Governance-Performanz waren Tunesien und Äthiopien besser als andere 

Länder dazu in der Lage, privatwirtschaftliche Dynamiken auszulösen und un-

                                            
29

 Pack und Saggi (2006, S. 286-289) erläutern dies am Beispiel der indischen Softwareindustrie: Hier 
gingen die zentralen Impulse, welche (unter einer Reihe günstiger, jedoch sehr spezifischer Rahmenbe-
dingungen) zur Herausbildung dieses neuen, dynamischen und hoch profitablen Wirtschaftssektors führ-
ten, von privaten Akteuren aus. Regierungsstellen trugen zwar durch Investitionen in spezifische Bil-
dungsangebote an technischen Fachschulen und Universitäten dazu bei, dass zur Aufnahme der Produk-
tionsaktivitäten eine große Anzahl exzellent ausgebildeter Programmierer zur Verfügung stand. Der In-
dustriezweig selbst entwickelte sich jedoch eigenständig, war schnell wettbewerbsfähig und benötigte zu 
keinem Zeitpunkt Schutz- oder präferenzielle Unterstützungsmaßnahmen vonseiten des Staates. 
30

 Altenburg betrachtet a.a.O. neben zwei der sechs WGI u.a. auch den Corruption Perception Index zum 
Vergleich von Korruptionsniveaus oder Daten zur Rechtsstaatlichkeit aus dem Zusammenhang des Ber-
telsmann Transformation Index. Sämtliche Vergleichswerte beziehen sich auf das Jahr 2008. 
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terstützend zu flankieren. Altenburg (2011a, S. 13-18; 2011b, S. 70) führt dies 

darauf zurück, dass die Regierungen beider Staaten den Willen dazu besaßen, 

nationale Agenden der industriellen Strukturtransformation zu formulieren, so-

wie die Fähigkeiten, diese einigermaßen wirksam umzusetzen: Während Äthio-

pien zielgerichtet in die Ausbildung von Fachkräften sowie die Qualitätssiche-

rung seiner Exportprodukte investierte und ein Programm zur Erhöhung der 

Produktivität großer und mittelgroßer Betriebe auflegte, verfolgte Tunesien eine 

definierte Strategie zur Einbindung seiner verarbeitenden Industrie in die Wert-

schöpfungsketten europäischer Unternehmen, etwa durch die massive Subven-

tionierung von auf upgrading ausgerichteten Investitionen einheimischer Fir-

men. 

Ohne das commitment der politischen Führung und ihrer Behörden zur Verfol-

gung einer gesamtwirtschaftlichen Transformationsstrategie kann ein Staat die 

aktive Rolle, welche er zur Überwindung der verschiedenen Formen von Markt-

versagen einnehmen muss, nicht ausfüllen. Es bildet gewissermaßen die inten-

tionale Grundlage für die Effektivität industriepolitischer Maßnahmen. Letztere 

hängt zudem davon ab, inwiefern eine Regierung und ihre Agenturen dazu fä-

hig sind, die betreffenden Instrumente wirksam zu implementieren. Da derartige 

bureaucratic capabilities jedoch durch Investitionen in Ausbildungsprogramme 

oder eine verbesserte Personalrekrutierung erhöht werden können und sich 

darüber hinaus im Zeitverlauf Learning-by-Doing-Effekte einstellen, werden sie 

im Rahmen dieses Papiers analog zur neostrukturalistischen Theorie lediglich 

als wichtige Governance-Anforderung interpretiert [vgl. Kapitel 3.3.2.1]. Die 

Selbstverpflichtung öffentlicher Akteure zu einem definierten Projekt der natio-

nalen Strukturtransformation hingegen lässt sich begründeterweise als elemen-

tare Governance-Voraussetzung erfolgreicher PSE in Ländern niedrigen Ein-

kommens auffassen. 

Die Auswahl zu fördernder Produktionsaktivitäten sowie der spezifischen öffent-

lichen Maßnahmen zu ihrer Unterstützung ist allerdings in hohem Maße kon-

textbedingt und muss in einer Situation umfassenden Informationsmangels 

stattfinden. Zwar kann ein Land durchaus - wie innerhalb neostrukturalistischer 

Theorieansätze angenommen - die ungefähre Richtung seines Strukturwandels 

antizipieren, indem es sich an den Produktionsportfolios von Volkswirtschaften 

mit vergleichbaren Rahmenbedingungen und Faktorausstattungen, deren in-

dustrielle Entwicklung jedoch bereits etwas weiter vorangeschritten ist, orientiert 

[vgl. Kapitel 3.3.2.1]. Doch die Selektion konkreter, zukünftig erfolgreicher Ex-

portprodukte aus der Vielzahl potenzieller Produktionsmöglichkeiten sowie die 

Identifizierung, Lokalisierung und Behebung der jeweiligen entwicklungshinder-

lichen Formen von Marktversagen sind hoch komplex und erfordern gesamt-

wirtschaftliche Self-Discovery-Prozesse.  

Hieraus entstehen Anforderungen an die Art und Weise der Machtausübung 

beim Management von Entwicklungsressourcen, die über das statische Ele-

ment der Selbstverpflichtung öffentlicher Akteure zu einem nationalen Projekt 

der strukturellen Transformation hinausreichen. Prozedurale Qualitäten, wie die 

kontinuierliche und strategische Zusammenarbeit von Staat und Privatwirtschaft 
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sowie die Institutionalisierung von Suchprozessen nach zukunftsweisenden und 

kapazitätserweiternden Produktionsaktivitäten, werden unverzichtbar, um den 

Erfolg aktiver Industriepolitik nicht über das unvermeidliche Maß hinaus von 

Zufällen abhängig zu machen. 

Foren des öffentlich-privaten Austauschs sowie „experimentelle“ Projektförde-

rung in Form strategischer „Wetten“ fasst das vorliegende Papier für seine 

Zwecke unter dem Begriff procedural governance zusammen und bewertet sie 

der Argumentation experimentalistischer Autoren folgend als zusätzliche 

Governance-Voraussetzungen erfolgreicher PSE in Ländern niedrigen Ein-

kommens [vgl. Kapitel 3.4.2]. 

4.2. Theoretisches Modell 

Die Auslösung privatwirtschaftlicher Dynamiken stellt hohe Anforderungen an 

die Art und Weise der Machtausübung beim Zustandekommen industriepoliti-

scher Entscheidungen. Diese beziehen sich sowohl auf die Motivation von Ent-

scheidungsträgern sowie öffentlichen Akteuren, die mit der Umsetzung der Ent-

scheidungen beauftragt sind, als auch auf die Verfahren, in denen Industriepoli-

tiken entwickelt und beschlossen werden. Entsprechend setzt die erfolgreiche 

Entwicklung des privaten Sektors in einkommensschwachen Staaten sowohl 

statische als auch prozedurale Governance-Qualitäten voraus. 

Abbildung 1: Modell von Governance-Voraussetzungen erfolgreicher 
Privatsektorentwicklung in Ländern niedrigen Einkommens 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung 
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Dieses Papier stellt ein Modell von Governance-Voraussetzungen dynamischer 

PSE in Ländern niedrigen Einkommens vor, das beide Dimensionen miteinan-

der verbindet [vgl. Abbildung 1]. Das Modell zeigt die unterschiedlichen Stel-

lenwerte der Voraussetzungen auf und verdeutlicht ihre Beziehung zueinander. 

Im Ergebnis bildet es ein Governance-Gefüge ab, in dem prozedurale Mecha-

nismen auf der Basis einer statischen Qualität den Erfolg öffentlicher Maßnah-

men zur Privatsektorförderung auch dann ermöglichen, wenn sich dieser durch 

die spezifische Konstellation aus Kontextbedingungen eines Landes, industrie-

politischem Kalkül seiner Regierung und günstigen weltwirtschaftlichen Entwick-

lungen nicht ohne Weiteres ergibt. 

Die Funktionen der einzelnen Governance-Voraussetzungen innerhalb des Mo-

dells sowie ihre jeweiligen Positiveffekte werden im Folgenden näher erläutert. 

4.2.1. Notwendige Voraussetzung: Commitment 

Bei der Selbstverpflichtung einer Regierung und ihrer Agenturen zur Umset-

zung eines nationalen Projekts der industriellen Strukturtransformation handelt 

es sich um die zentrale Governance-Voraussetzung erfolgreicher PSE in Län-

dern niedrigen Einkommens. Fehlt innerhalb der politischen Führung der Wille, 

eine Strategie des gesamtwirtschaftlichen upgrading zu verfolgen, kann der 

Staat seine Aufgabe der proaktiven Behebung von Marktversagen nicht erfül-

len. Gleiches gilt für den Fall, dass die Regierung zwar eine zukunftsgerichtete 

Vision industrieller Entwicklung verfolgt, diese aber nicht auf den übrigen Teil 

des Staatsapparats übertragen kann [vgl. Kapitel 3.3.2.2]. Denn zur erfolgrei-

chen Ausführung der erforderlichen Politiken ist sie auf die weitgehende Loyali-

tät ihrer Bürokratie angewiesen. 

Diese „Entwicklungsmotivation“ öffentlicher Akteure ist vor dem Hintergrund 

ihrer vielfältigen potenziellen Handlungsmotive keine Selbstverständlichkeit 

(Altenburg 2011b, S. 17). Innerhalb des vorgestellten Modells nimmt das com-

mitment der Regierung und ihrer Bürokratie daher den Stellenwert einer not-

wendigen Governance-Voraussetzung ein. Ist sie nicht gegeben und stehen die 

betreffenden Akteure industriellem upgrading ablehnend gegenüber, so kann 

sich der private Sektor nicht dynamisch, langfristig und nachhaltig entwickeln.31 

Im Modell dient diese Voraussetzung dazu, dass Industriepolitiken formuliert 

und implementiert werden, die auf eine inkrementelle Transformation des natio-

nalen Exportgüterportfolios abzielen [vgl. Abbildung 1]. Bei alleiniger Existenz 

des staatlichen commitment ist deren Erfolg jedoch in hohem Grade ungewiss 

und hängt weit mehr als unvermeidlich von Kontextkonstellationen und Zufällen 

ab. Denn die politischen Maßnahmen sind nur dann effektiv und lösen nachhal-

                                            
31

 Im Allgemeinen liegt dies im Umfang und in der Verbreitung entwicklungshemmenden Marktversagens 
begründet. Doch selbst in Ausnahmefällen, in denen privatwirtschaftliche Dynamiken aufgrund spezifi-
scher Konstellationen auch ohne den Einsatz proaktiver Politiken entstehen, können diese nicht nachhaltig 
und von langer Dauer sein, sofern staatliche Akteure den industriellen Transformationsprozess ihrer 
Volkswirtschaft ablehnen. So wäre die weitgehend privatwirtschaftlich initiierte Positiventwicklung der 
indischen Softwareindustrie (Pack/Saggi 2006, S. 286-289) unmöglich gewesen, hätten öffentliche Akteure 
gleichzeitig ein Entwicklungsmodell verfolgt, welches einem derartigen Strukturwandel entgegensteht.  
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tige PSE aus, wenn das industriepolitische Kalkül der Regierung zur Auswahl 

von zukunftsweisenden und langfristig wettbewerbsfähigen Produktionsaktivitä-

ten führt, ohne dass dieser Selektion ein differenzierter gesamtwirtschaftlicher 

Self-Discovery-Prozess vorangegangen wäre.  

Eine solche Situation bedarf allerdings des Zusammenfallens vieler günstiger 

Entwicklungen und Kontextbedingungen: Zum einen müssen sich die Vermu-

tungen der Regierung über künftige komparative Vorteile und die nächsten 

Schritte auf dem vermeintlichen Entwicklungspfad der eigenen Volkswirtschaft 

als richtig erweisen. Dies hängt davon ab, ob die inländischen Produktionsvo-

raussetzungen und -fähigkeiten korrekt eingeschätzt sowie die Kostenstruktu-

ren und Potenziale der neuen Aktivitäten hinreichend genau antizipiert werden 

und ob erwartete weltwirtschaftliche Entwicklungen eintreten. Zum anderen 

müssen auf überwiegend staatlicher Informationsbasis die jeweilig relevanten 

Entwicklungshindernisse identifiziert und lokalisiert werden, um öffentliche Un-

terstützungsleistungen anschließend auf deren Überwindung ausrichten zu 

können. Derartige Positivkonstellationen sind nicht ausgeschlossen, bleiben 

wegen der hohen Erfolgsanforderungen dynamischer PSE in Ländern niedrigen 

Einkommens jedoch die Ausnahme. 

Die von der Regierung beschlossenen Politiken können also wirksam oder un-

wirksam sein [vgl. Abbildung 1], wobei ausbleibende PSE der wahrscheinlichere 

Fall ist. Um industriepolitischen Erfolg dennoch zu ermöglichen, bedarf es der 

Erfüllung einer weiteren Governance-Voraussetzung. 

4.2.2. Hinreichende Voraussetzung: Procedural Governance 

Procedural governance - also die Existenz öffentlich-privater Austauschforen 

sowie die Praxis „experimenteller“ Projektförderung in Form strategischer „Wet-

ten“ - ist dazu in der Lage, die Erfolgswahrscheinlichkeit proaktiver Industriepoli-

tik erheblich zu erhöhen. Durch sie wird das Verfahren, in dem Entscheidungen 

über förderungswürdige Produktionsaktivitäten und adäquate Unterstützungsin-

strumente getroffen werden, an die Komplexität privatwirtschaftlicher Entwick-

lungsprozesse in Ländern niedrigen Einkommens angepasst [vgl. Kapitel 3.4]. 

Die Einbeziehung von Informationen privater Akteure über entwicklungshinder-

liches Marktversagen, aber auch über deren Produktionsfähigkeiten und  

-möglichkeiten, sowie die institutionalisierte, auf einem differenzierten Scouting 

von Geschäftsideen basierende und bewusst spekulative Initiierung zukunfts-

weisender Exportgutproduktionen setzt einen tief greifenden ökonomischen 

Self-Discovery-Prozess in Gang. Dieser bildet die Grundlage für eine effektivere 

Einbindung der betreffenden Volkswirtschaft in die globale Ökonomie des 21. 

Jahrhunderts. 

Durch eine strategische Zusammenarbeit zwischen Staat und Privatsektor lässt 

sich so die Wirksamkeit industriepolitischer Maßnahmen steigern. Dies ermög-

licht die Auslösung privatwirtschaftlicher Dynamiken auch dann, wenn die Ab-

sicht öffentlicher Akteure zu gesamtwirtschaftlichem upgrading dafür allein nicht 

ausreicht. Aus diesem Grund wird das commitment von Regierung und Büro-
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kratie innerhalb des vorgestellten Modells durch procedural governance ergänzt 

und Letzterer der Stellenwert einer hinreichenden Governance-Voraussetzung 

zugeschrieben [vgl. Abbildung 1]. 

Die Existenz der beschriebenen Mechanismen sorgt also dafür, dass im Falle 

nicht erfolgreicher Industriepolitiken die Qualität und Adäquatheit der beschlos-

senen Maßnahmen verbessert werden. Im schematischen Modell kommt es zu 

einem Rückkopplungsprozess, aus dem sich erneut eine Erfolgs- sowie eine 

Misserfolgsoption ergeben [vgl. Abbildung 1]. Zum einen ist nach der vorge-

nommenen Modifizierung nun jedoch die Erfolgswahrscheinlichkeit der jeweili-

gen Politiken höher. Zum anderen werden bei abermalig ausbleibenden Erfol-

gen kontinuierlich weitere Verbesserungsvorgänge durchgeführt.  

Procedural governance löst also einen iterativen Optimierungsprozess aus, der 

auf der Basis des commitment öffentlicher Akteure erfolgreiche PSE in Ländern 

niedrigen Einkommens ermöglicht. Im nun anschließenden Kapitel wird durch 

eine Kontrastierung zweier Länderbeispiele die Qualität dieses Modells gegen-

über der innerhalb neoklassischer Theorieansätze verbreiteten Vorstellung von 

Good Governance als Voraussetzung privatwirtschaftlicher Entwicklung empi-

risch veranschaulicht. 

4.3. Empirische Illustration 

Die Gegenüberstellung zweier exemplarischer Länderfälle verfolgt das Ziel, den 

unterschiedlichen Einfluss der diskutierten Governance-Qualitäten auf die Ent-

wicklung nationaler Privatsektoren zu skizzieren. Dazu werden Staaten mit 

weitgehend vergleichbaren Ausgangsbedingungen ausgewählt, die sich hin-

sichtlich ihrer Governance-Settings jedoch stark unterscheiden: Sri Lanka weist 

eine im Verhältnis zu anderen Ländern niedrigen Einkommens überdurch-

schnittlich gute Performanz in Kategorien von Good Governance auf. Dieselben 

Qualitäten sind in Vietnam nur schwach ausgeprägt. Im Gegenzug verfügt die-

ses Land jedoch über eine vergleichsweise lange Tradition eines institutionali-

sierten staatlich-privaten Dialogs, verfolgt eine strategisch ausgerichtete Indust-

riepolitik und kann Erfolgsfälle von kapazitätserweiternden Produktionsprojek-

ten vorweisen, die aus öffentlicher Initiative entstanden.  

Durch die Interpretation einschlägiger Indikatoren und die Nachskizzierung in-

nerstaatlicher Prozesse sollen empirische Indizien für die Substanz des vorge-

stellten Modells und dessen Überlegenheit gegenüber dem Weltbank-Konzept 

bei der Beantwortung der diesem Papier zugrunde liegenden Forschungsfrage 

zusammengestellt werden. 

4.3.1. Begründung der Länderauswahl und des Beobachtungszeit-
raums 

Aus forschungspraktischen Gründen beschränkt sich die nun folgende empiri-

sche Betrachtung auf die Regionen Süd- und Südostasien. Jene zeichnen sich 

durch eine hohe Ausdifferenzierung der unterschiedlichen in den voranstehen-
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den Kapiteln behandelten Governance-Qualitäten aus. So finden sich dort bei-

spielsweise Staaten mit ungewöhnlich und anhaltend hohem Korruptionsni-

veau, wie Bangladesch, Pakistan oder Kambodscha, gleichzeitig aber auch his-

torische Positivbeispiele leistungsfähiger und entwicklungsorientierter Staatsbü-

rokratien, wie in Taiwan oder Südkorea.32 

Abbildung 2: „Bad Governance“ in Ländern niedrigen Einkommens Süd- und 
Südostasiens33 (1996 und 2006) 

Aggregiertes Governance-Niveau (-2,5 bis +2,5) von fünf Worldwide Governance Indicators                 
(Voice and Accountability; Government Effectiveness; Regulatory Quality; Rule of Law;                        

Control of Corruption) 

Quelle: Eigene Berechnung
34

 nach World Bank 2012d 

In Kategorien von Good Governance weist die Mehrzahl der Länder niedrigen 

Einkommens in Süd- und Südostasien eine schwache Performanz auf. Abbil-

dung 2 zeigt die aggregierten Werte von fünf der sechs WGI.35 Der Beginn des 

Beobachtungszeitraums der hier vorgenommenen empirischen Illustration ori-

entiert sich an der Datenverfügbarkeit dieser Weltbank-Indikatoren, welche für 

das Jahr 1996 erstmalig zur Verfügung stehen (World Bank 2012d). Die Perio-

                                            
32

 Zum Phänomen beider letztgenannter Staaten siehe u.a. Evans (1995, S. 51-60). Der US-
amerikanische Soziologe beschreibt in seinem viel diskutierten Konzept der embedded autonomy das 
Erfolgsmodell einer kompetenten, unabhängigen und handlungsfähigen Bürokratie, die gleichzeitig tief in 
die sie umgebende soziale Struktur eingebunden ist (Evans 1989, S. 571-574): In diesem Rahmen führt er 
das commitment  und die bureaucratic capabilities der industriepolitisch erfolgreichen Staatsbürokratien in 
Japan, Taiwan und Südkorea auch auf soziale und kulturelle Charakteristika zurück, wie gemeinsame 
Bildungswege öffentlicher Führungskräfte, deren persönliche und informelle Beziehungen zu privaten 
Eliten oder ein geteiltes Arbeitsethos. 
33

 Osttimor erlangt erst 2002 seine volle Unabhängigkeit als souveräner Staat und wird in der hier vorge-
nommenen empirischen Betrachtung daher nicht berücksichtigt. 
34

 Siehe hierzu Anhang 1. 
35

 Zwar glauben u.a. Kaufmann et al. (1999, S. 12-17) zeigen zu können, dass auch die Governance-
Kategorie Political Instability and Violence das wirtschaftliche Entwicklungsniveau eines Staates signifikant 
beeinflusst. Um Governance als Art und Weise der Machtausübung jedoch möglichst deutlich von ethni-
schen und/oder politischen Konflikten abzugrenzen, konzentriert sich die hier vorgenommene Betrachtung 
auf die übrigen fünf Governance-Cluster [vgl. Tabelle 1]. 
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de endet 2006, damit im Rahmen einer Gegenüberstellung beider Länderbei-

spiele innerstaatliche Prozesse und mittelfristige wirtschaftliche Entwicklungen 

skizziert werden können, es jedoch nicht gleichzeitig zu fundamentalen Verän-

derungen der die Länderfälle charakterisierenden Governance-Settings und  

-Qualitäten kommt. 

Es fällt auf, dass sich neben dem Königreich Bhutan, mit unter 800.000 Ein-

wohnern, und Indien als zweitbevölkerungsreichstem Land der Erde auch Sri 

Lanka deutlich und positiv von den Vergleichsländern abhebt. Nach neoklassi-

scher Auffassung bieten dort also Rechts-, Eigentums- und Erwartungssicher-

heit sowie ein vergleichsweise effizienter Staatsapparat bessere Voraussetzun-

gen für die erfolgreiche Entwicklung des nationalen Privatsektors als etwa in 

Nepal, Kambodscha oder Laos. Derartige Qualitäten in den Kategorien des 

Weltbank-Konzepts stellen eine substanzielle Besonderheit dar. Deshalb wird 

Sri Lanka als exemplarisches Länderbeispiel für das theoretische Argument von 

Good Governance als Voraussetzung erfolgreicher PSE in Ländern niedrigen 

Einkommens ausgewählt. 

Gegenübergestellt wird dem Inselstaat Vietnam. Um ein Mindestmaß an Ver-

gleichbarkeit zu gewährleisten, orientiert sich diese Wahl aus der Gruppe der 

verbleibenden zehn einkommensschwachen Länder Süd- und Südostasiens 

zwar an der Logik des Most Similar Systems Design36: Beide Staaten weisen im 

Ausgangsjahr 1996 ein Bruttonationaleinkommen pro Kopf zwischen 250 und 

750 US-$37 sowie eine Gesamtbevölkerungszahl zwischen 15 und 75 Millionen 

auf (World Bank 2012c). Außerdem nimmt die Textil- und Bekleidungsindustrie 

in der Exportgutproduktion beider Länder eine wichtige Rolle ein (Knutsen 

2004). Ausgewählt wird Vietnam allerdings nicht zuletzt aufgrund seines Gover-

nance-Settings, welches sich sowohl hinsichtlich der Kombination unterschiedli-

cher Merkmale als auch in Bezug auf deren Qualität stark von dem Sri Lankas 

unterscheidet und welches seinerseits als Exempel für eine (gegenläufige) 

theoretische Argumentation betrachtet werden kann. 

  

                                            
36

 Zu dieser Methode der Fallauswahl siehe u.a. Blatter et al. (2007, S. 141). 
37

 Kalkuliert nach der „Atlas-Methode“ der Weltbank (World Bank 2012b). 
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Abbildung 3: „Good Governance“ in Sri Lanka, „Bad Governance“ in Vietnam?  

Perzentilrang (0 bis 100) im globalen Vergleich von fünf Worldwide Governance Indicators (1996) 

Quelle: Eigene Darstellung nach World Bank 2012d 

Abbildung 3 zeigt für jeden Einzelnen der fünf WGI die Perzentilränge beider 

Länder im globalen Vergleich. Es ergibt sich ein einheitliches Bild: Im Aus-

gangsjahr der Beobachtung liegt Vietnam in allen betrachteten Qualitätskatego-

rien von Good Governance weit hinter Sri Lanka zurück. In dem Küstenstaat 

bestehen aus neoklassischer Perspektive also deutlich ungünstigere Voraus-

setzungen für die erfolgreiche Entwicklung des privaten Sektors.38  

Gleichzeitig praktiziert das Land auf nationaler Ebene jedoch bereits seit 1998 

einen institutionalisierten öffentlich-privaten Dialog im Rahmen eines von der 

International Financial Corporation der Weltbank angeregten, mit initiierten und 

intensiv begleiteten Forums (Bertelsmeier 2006).39 In Sri Lanka existiert eine 

solche oder ähnliche Institution in den Jahren von 1996 bis 2006 nicht.40 Ledig-

lich auf Lokal- und Distriktebene - und auch dort erst seit 2006 - finden in Ar-

beitsgruppen organisierte Formen des öffentlich-privaten Informationsaus-

tauschs statt (The Asia Foundation 2011).  

                                            
38

 Dieser Qualitätsunterschied in Kategorien von Good Governance verringert sich stark, wenn auch die 
Dimension Political Instability and Violence miteinbezogen wird (World Bank 2012d). Grund hierfür ist die 
Zuspitzung des ethnischen Konflikts zwischen dem singhalesischen und dem tamilischen Bevölkerungsteil 
Sri Lankas und dessen zunehmend gewaltsame Austragung seit Beginn der 1980er Jahre. Durch die 
Exklusion dieser Kategorie versucht das vorliegende Papier jedoch, die Qualität des staatlichen Institutio-
nengefüges analytisch möglichst deutlich von derartigen exogenen Einflüssen zu isolieren. Nichtsdesto- 
trotz müssen jene Einflüsse bei der Interpretation der Ergebnisse mitberücksichtigt werden.   
39

 Zum Vergleich: Ähnliche Formen des institutionalisierten Austauschs zwischen öffentlichen und privaten 
Akteuren auf gesamtstaatlicher Ebene existieren in Kambodscha seit 1999, in Laos seit 2005 und in Bang-
ladesch seit 2007 (DFID et al. 2012). 
40

 Erst 2008 führen die Bemühungen der Federation of Chambers of Commerce and Industry of Sri Lanka 
um die Schaffung eines öffentlich-privaten Dialogs auf nationaler Ebene zu einem Treffen, bei dem sich 
unter dem Vorsitz des sri-lankischen Präsidenten Rajapaksa Unternehmensvertreter und ranghohe Offizi-
elle über Probleme, Anliegen und Perspektiven des nationalen Privatsektors austauschen (Perera 2008). 
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Zudem orientiert sich die Industriepolitik der vietnamesischen Regierung an ei-

ner mittel- bis langfristigen Vision der industriellen Modernisierung (Ohno 2009, 

S. 72-73). Auch wenn diese Strategie nur wenig konkretisiert, nicht in eine ko-

härente industriepolitische Agenda übersetzt und daher nicht immer effektiv 

implementiert wird, definiert die Regierung innerhalb ihrer Fünf-Jahres-Pläne 

detaillierte Politikziele sowie die dazugehörigen Erfolgsindikatoren und führt auf 

dieser Basis regelmäßig eine kritische Überprüfung des nationalen Entwick-

lungsfortschritts durch (Altenburg 2011b, S. 81; Ohno 2009, S. 71-75). Außer-

dem handelt es sich bei Vietnam um eines der wenigen Länder niedrigen Ein-

kommens, in denen der Staat - hier im Falle der nationalen Schiffbauindustrie - 

bereits selbst als „Risikounternehmer“ aufgetreten ist und gezielt großangelegte 

Investitionen in eine neue Produktionsaktivität jenseits bestehender komparati-

ver Vorteile getätigt hat (Altenburg 2011b, S. 72). 

Ein solches Governance-Setting kann ebenfalls als exemplarisch betrachtet 

werden. Vietnam verfügt in Ansätzen über eine Kombination derjenigen Qualitä-

ten, welche das vorliegende Papier seinerseits zu Governance-

Voraussetzungen erfolgreicher PSE in einkommensschwachen Staaten erklärt 

[vgl. Kapitel 4.2]. Das Land eignet sich daher für eine konkurrierende Gegen-

überstellung mit dem Beispiel Sri Lankas.  

Im Folgenden werden die industriepolitischen Erfolge beider Staaten bei der 

Auslösung privatwirtschaftlicher Entwicklungsprozesse sowie bei der strukturel-

len Transformation des nationalen Exportgüterportfolios im Zeitraum von 1996 

bis 2006 skizziert und empirische Indizien für mögliche Zusammenhänge dieser 

Performanzen mit den jeweils existierenden Governance-Strukturen dargelegt. 

4.3.2. Governance und Privatsektorentwicklung in Sri Lanka 

Industriepolitische Entscheidungsträger in Sri Lanka blicken 1996 auf eine fast 

zwanzigjährige Phase der ökonomischen Liberalisierung und Außenöffnung 

ihres Landes zurück. Als diese 1977 mit einem umfassenden Reformpaket ein-

geleitet wurde, hatte sich Sri Lanka jedoch durch eine ebenfalls etwa zwei 

Jahrzehnte lang verfolgte Strategie der importsubstituierenden Industrialisie-

rung (ISI) weitgehend von den internationalen Konsumgütermärkten abgekop-

pelt und zu einer der am stärksten regulierten Ökonomien neben der Gruppe 

kommunistischer Planwirtschaften entwickelt (Athukorala/Rajapatirana 2000, S. 

544-545): 

In der Folge dieser Politik war zum einen die Abhängigkeit von ausländischen 

Kapitalgütern und Rohstoffen stark angestiegen. Deren Beschaffung hatte man 

jedoch aufgrund von Devisenknappheit nicht in ausreichendem Umfang sicher-

stellen können, um in den durch protektionistische Handelspolitik geschützten 

Produktionszweigen langfristige industrielle Wachstumsdynamiken auszulösen. 

Zum anderen hatten praktizierte oder angedrohte Nationalisierungsmaßnahmen 

sowie die massiven Eingriffe des Staates in wirtschaftliche Abläufe zu einer 

nachhaltigen Marginalisierung des nationalen Privatsektors geführt. Im Zuge 

der Substitution von Marktkräften durch staatliche Interventionspolitiken war 
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zudem ein ausgedehnter und korruptionsanfälliger bürokratischer Apparat ent-

standen (Wignaraja 1994, S. 392). Sri Lanka konnte, trotz eines noch in den 

1950er Jahren vergleichbaren Bruttoinlandsprodukts (BIP), keine ähnliche Posi-

tiventwicklung wie Thailand, Südkorea oder Malaysia vollziehen und sich nicht 

aus der Gruppe einkommensschwacher Länder absetzen (Athukora-

la/Rajapatirana 2000, S. 545). 

Mit der Regierungsübernahme der konservativen und wirtschaftsfreundlichen 

United National Party (UNP) unter Führung von Junius Richard Jayewardene 

war Ende der 1970er Jahre ein fundamentaler wirtschaftspolitischer Kurswech-

sel verbunden. In nahezu allen Bereichen  ökonomischer Aktivität wurden tief-

greifende Liberalisierungspolitiken umgesetzt - wie etwa der Abbau von Wäh-

rungs- und die Beendigung von Preiskontrollen, die Reduzierung von Importzöl-

len, die Rücknahme zahlreicher Restriktionen für ausländische Investoren oder 

die Deregulierung des nationalen Finanzsektors (Weerakoon 2004, S. 61). Sein 

wirtschaftliches Wachstum konnte Sri Lanka in den darauffolgenden Jahren bis 

1995 bei etwa 5% pro Jahr, gegenüber durchschnittlichen 3,2% in der ersten 

Hälfte der 1970er Jahre, stabilisieren (World Bank 2012c).  

Vor dem Hintergrund dieser Positiventwicklung wich die UNP in 17 Regierungs-

jahren von einer sich an der neoklassischen Theorie erfolgreicher PSE orientie-

renden Strategie der Privatisierung, marktwirtschaftlichen Deregulierung und 

Liberalisierung des Außenhandels, innerhalb derer dem Staat eine vorwiegend 

passive Rolle zugeschrieben wird, nie substanziell ab (Athukorala/Rajapatirana 

2000, S. 546). Selbst als es 1994 zu ihrer Machtablösung durch die eher links-

gerichtete People's Alliance kommt, ändert sich dieser Kurs nicht und wird im 

Beobachtungszeitraum von 1996 bis 2006 fast durchgehend fortgeführt.41  

Die fortdauernde Aversion der politisch Verantwortlichen gegenüber einer akti-

veren Rolle des Staates bei der Auslösung privatwirtschaftlicher Entwicklungs-

dynamiken ist umso bemerkenswerter, als ein zentrales, vom Nationalen Ent-

wicklungsrat (National Development Council) des Landes in Auftrag gegebenes 

Gutachten 1997 eine klare Empfehlung für verstärkte staatliche Interventionen 

zur Erhöhung der gesamtwirtschaftlichen technological capabilities beinhaltet 

(Athukorala/Rajapatirana 2000, S. 546) und auch zu Beginn des neuen Jahr-

tausends die Mehrzahl der sri-lankischen Ökonomen proaktive Industriepolitik 

und staatliche Schutzmaßnahmen für junge Industriezweige (infant industry pro-

tection) befürwortet (Rajapatirana 2004, S. 213-215). Sie erklärt sich jedoch in 

Teilen durch die historischen Negativerfahrungen Sri Lankas mit einer Strategie 

der ISI (Athukorala/Rajapatirana 2000, S. 546). 

Während der wirtschaftspolitische Reformprozess seit Ende der 1970er Jahre 

den Staat weitgehend aus der Sphäre der Ökonomie zurückdrängte und 

marktwirtschaftliche Freiheiten erweiterte, ging er nicht gleichzeitig mit einer 

                                            
41

 Zwar werden unter der Präsidentschaft von Mahinda Rajapaksa ab 2005 strategisch angelegte, selekti-
ve Industriepolitiken implementiert. Diese zielen jedoch vor allem auf die industrielle Entwicklung ländlicher 
und ökonomisch marginalisierter Landesteile ab und sind nicht zuvorderst auf die Exportgutproduktion, 
sondern auf eine Stimulierung des Binnenmarktes gerichtet (N.N. 2011). 
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Verbesserung der Governance-Qualität im Sinne des Good-Governance-

Konzepts einher. David Dunham betont, dass Patronage und Korruption sowie 

mangelnde accountability trotz steigenden öffentlichen Drucks die Regierungs-

zeit der UNP und auch den Machtwechsel von 1994 überdauerten: „There was 

in every sense ‘path dependenceʼ: the problems continued, institutional reforms 

were advocated but fell on deaf ears“ (2004, S. 345). Dennoch weist Sri Lanka 

1996 eine deutlich bessere Performanz in Kategorien von Good Governance 

auf als andere Länder niedrigen Einkommens in Süd- und Südostasien [vgl. 

Abbildung 2; Abbildung 3]. Somit bestehen zu Beginn der Betrachtungsperiode 

nichtsdestotrotz vergleichsweise gute Voraussetzungen für die erfolgreiche 

Entwicklung des privaten Sektors nach Argumentation der neoklassischen The-

orie [vgl. Kapitel 3.2]. 

Tabelle 4: Kennzahlen industriepolitischer Performanz 

 Sri Lanka Vietnam 

Durchschnittliches jährliches BIP-
Wachstum 1996-2006 (in %) 

4,73 7,27 

Wertschöpfung der verarbeitenden 
Industrie 1996 (Anteil am BIP in %)  

16 15 

Wertschöpfung der verarbeitenden 
Industrie 2006 (Anteil am BIP in %) 

19 21 

Export von Gütern und 
Dienstleistungen 1996 (in Mrd. US-$) 

4,86 10,08 

Export von Gütern und 
Dienstleistungen 2006 (in Mrd. US-$) 

8,52 44,84 

Quelle: Eigene Darstellung nach World Bank 2012c 

Tabelle 4 zeigt Kennzahlen des industriepolitischen Erfolgs in Sri Lanka und 

Vietnam für den Zeitraum von 1996 bis 2006. Wirtschaftliches Wachstum oder 

der Gesamtwert exportierter Waren und Dienstleistungen hängen jedoch außer 

von dem jeweiligen Governance-Setting und dem Charakter nationaler Indust-

riepolitik von einer Vielzahl weiterer Faktoren, Rahmenbedingungen und Wech-

selwirkungen ab. Eine Bewertung der PSE und ihrer Zukunftsperspektiven in 

beiden Ländern kann auf der Grundlage dieser Gegenüberstellung daher nur 

bedingt erfolgen. Dennoch eignet sich jene für eine schematische Darstellung 

innerstaatlicher Entwicklungstendenzen und den zwischenstaatlichen Vergleich 

derselben (Altenburg 2011b, S. 64-65). 

Sri Lanka weist gegenüber Vietnam ein geringeres Wachstum aller drei be-

trachteten Erfolgsgrößen auf. Während der Unterschied im Falle des Exportvo-

lumens sehr ausgeprägt ist, fällt er hinsichtlich des Wirtschaftswachstums und 

der Wertschöpfung verarbeitender Industrien vergleichsweise moderat aus. 
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Diese Tendenzen lassen sich vor dem Hintergrund der ökonomischen Struktur-

veränderungen interpretieren, welche die sri-lankische Volkswirtschaft im Laufe 

ihres Liberalisierungs- und Außenöffnungsprozesses vollzogen hat und welche 

sich in der industriepolitischen Performanz des Landes von 1996 bis 2006 ent-

sprechend widerspiegeln. So führte die verstärkte Freisetzung der Allokations-

kräfte des Marktes zunächst im völligen Einklang mit der neoklassischen Theo-

rie erfolgreicher PSE zu einer Spezialisierung der nationalen Exportgutproduk-

tion entlang komparativer Vorteile (Rajapatirana 2004, S. 226-227): Lag der 

Anteil der arbeitsintensiven Bestandteile des sri-lankischen Exportgüterportfo-

lios in den Jahren von 1962 bis 1977 bei nur 2,6%, so wuchs er auf annähernd 

60% in der ersten Hälfte der 1990er Jahre an (Athukorala/Rajapatirana 2000, S. 

561).  

Die freie Verfügbarkeit von Vorprodukten und anderen Inputfaktoren auf inter-

nationalen Märkten hatte zu einer Steigerung des Outputs in der verarbeitenden 

Industrie geführt (Athukorala/Rajapatirana 2000, S. 554-563): Selbige erfolgte 

jedoch vor allem in technologisch wenig anspruchsvollen Produktgruppen wie 

Textilien oder Leder- und Schmuckwaren, während Versuche der Regierung, 

durch die Anwerbung ausländischer Direktinvestitionen privatwirtschaftliche Dy-

namiken im Bereich der High-Tech-Produktion auszulösen, weitestgehend 

scheiterten.42 

Das im Vergleich schwächere Wirtschafts-, Industrie- und Exportwachstum in 

den Jahren 1996 bis 2006 [vgl. Tabelle 4] kann als Indiz dafür interpretiert wer-

den, dass Sri Lanka nach einer Spezialisierung seines Exportgüterportfolios 

gemäß des Heckscher-Ohlin-Theorems die Herausforderung einer strukturellen 

Transformation desselben nicht mit dem gleichen Erfolg bewältigen konnte wie 

Vietnam. Für die Auslösung von leaps hin zu zukunftsweisenden und technolo-

gisch anspruchsvolleren Produktionsaktivitäten könnte Good Governance als 

vermeintliche Governance-Voraussetzung erfolgreicher PSE unzureichend ge-

wesen sein. 

4.3.3. Governance und Privatsektorentwicklung in Vietnam 

Die vietnamesische Ökonomie befindet sich im Betrachtungszeitraum von 1996 

bis 2006 inmitten eines langfristigen Transformationsprozesses von einer kom-

munistischen Zentralverwaltungswirtschaft in ein modernes marktwirtschaftli-

ches System. Als dieser im Jahr 1986 vom sechsten Parteitag der Kommunisti-

schen Partei Vietnams (KPV) unter dem Slogan Doi Moi („Erneuerung“) einge-

leitet wurde, hatte die in den ersten zehn Nachkriegsjahren verfolgte Strategie 

der zentralen Planung und einer Nationalisierung der Gesamtheit ökonomischer 

Aktivitäten zu erheblichen wirtschaftlichen Problemen geführt: Im Anschluss an 

eine tiefe Rezession der Jahre 1976 bis 1980 stagnierte das wirtschaftliche 

                                            
42

 Athukorala und Rajapatirana (2000, S. 565) führen das Ausbleiben ausländischer Großinvestitionen in 
High-Tech-Industrien, welche in besonderem Maße auf Erwartungssicherheit und unterbrechungslose 
Produktionsabläufe angewiesen sind, allerdings vor allem auf das sich mit der Zuspitzung des ethnischen 
Konflikts zwischen dem singhalesischen und dem tamilischen Bevölkerungsteil Sri Lankas seit Beginn der 
1980er Jahre verschlechternde Investitionsklima zurück. 
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Wachstum in den 1980er Jahren weitgehend, während die geringe Produktivität 

der einheimischen Agrarindustrie eine Abhängigkeit des Landes von Nah-

rungsmittelimporten und ausländischer Hilfe - in erster Linie vonseiten der Sow-

jetunion - zur Folge hatte (Wiemann et al. 2006, S. 21). 

Als Reaktion auf diese Krisenentwicklungen entschloss sich die politische Füh-

rung 1986 dazu, zahlreiche Teilbereiche der staatlich kontrollierten Wirtschaft 

des Landes zu deregulieren, die freie Entwicklung des Währungskurses sowie 

einiger Güterpreise zu gestatten und staatseigenen Betrieben größere Autono-

mierechte zuzuweisen (Diem et al. 2005, S. 6). Ihr Doi-Moi-Programm markiert 

den Ausgangspunkt eines strategischen Wandlungsprozesses, der auch die 

Öffnung der vietnamesischen Volkswirtschaft für internationale Handelsströme 

und ausländische Direktinvestitionen sowie deren effektive Einbindung in die 

globale Ökonomie vorsieht (Wiemann et al. 2006, S. 22). Entsprechend wurde 

das staatliche Monopol auf Außenhandel ab 1989 schrittweise gelockert (Thanh 

2005, S. 77): Nachdem durch spezielle Lizensierungsvorschriften zunächst nur 

staatseigenen Unternehmen die Erlaubnis zur individuellen Aufnahme von 

Handelsaktivitäten erteilt wurde, gilt diese seit 1998 eingeschränkt und seit 

2002 in vollem Umfang auch für (inländische wie ausländische) private Betrie-

be.  

Vor dem Hintergrund jener Reformpolitik kommt es in den 1990er Jahren zu 

einem dynamischen Wachstum des vietnamesischen BIP, der industriellen Pro-

duktion des Landes sowie seines Exportvolumens (Alpert/Sanders 2005, S. 40). 

Diese Entwicklung setzt sich bis zum Ende des Betrachtungszeitraums fort [vgl. 

Tabelle 4]. Dabei nimmt in den Jahren von 1996 bis 2006 nicht nur der Ge-

samtwert der vietnamesischen Exporte deutlich zu, sondern, wie Abbildung 4 

zeigt, zugleich deren Anteil an der wirtschaftlichen Gesamtleistung des Landes. 

Während die Exportquote der sri-lankischen Volkswirtschaft im selben Zeitraum 

weitestgehend konstant bleibt, erhöht sich der Anteil exportierter Güter und 

Dienstleistungen am BIP Vietnams von 41% auf bemerkenswerte 74%. 

  



UAMR Working Papers on Development and Global Governance | No. 1 

56 

Abbildung 4: Zunehmende Exportorientierung in Vietnam, Kontinuität in 
Sri Lanka (1996 bis 2006) 

Export von Gütern und Dienstleistungen (Anteil am BIP in %) 

Quelle: Eigene Darstellung nach World Bank 2012c 

Diese Entwicklungen lassen sich als Indiz dafür interpretieren, dass das viet-

namesische Governance-Setting im Betrachtungszeitraum trotz mangelnder 

Qualität in Kategorien von Good Governance bessere Voraussetzungen für die 

Auslösung privatwirtschaftlicher Dynamiken43 bieten konnte als dasjenige Sri 

Lankas. Es weist Charakteristika auf, die in Ansätzen den im Rahmen des vor-

liegenden Papiers formulierten Governance-Voraussetzungen erfolgreicher 

PSE entsprechen und für deren Positiveinfluss auf die industriepolitische Per-

formanz Vietnams empirische Anhaltspunkte angeführt werden können: 

Mitglieder der KPV bestätigen, dass ihre Legitimität unter anderem von der Fä-

higkeit abhängt, einen steigenden Lebensstandard der Normalbevölkerung si-

cherzustellen (Altenburg 2011b, S. 69). Dementsprechend sieht sich die politi-

sche Führung Vietnams einer langfristigen Strategie der industriellen Moderni-

sierung verpflichtet. So wurde beispielsweise in Ho-Chi-Minh-Stadt ein High-

Tech-Park geschaffen, welcher, unter anderem durch eigene Laboratorien 

marktorientierter Technologieforschung ab 2004, die Transition von arbeitsin-

tensiven Herstellungsprozessen zu wissensbasierten Produktionsformen er-

leichtern soll (Altenburg 2011b, S. 71; SHTP 2010). Außerdem unterstützt die 

Regierung mit gezielten und umfangreichen Fördermaßnahmen die Etablierung 

                                            
43

 Eine besondere Herausforderung im Rahmen des Transformationsprozesses der vietnamesischen 
Ökonomie besteht in der Anpassung des Sektors staatseigener Betriebe an die Bedingungen einer mo-
dernen Marktwirtschaft (Wiemann et al. 2006, S. 23-24): Zwar wurden staatliche Betriebe schrittweise mit 
unternehmerischen Freiheitsrechten ausgestattet und ihre Zahl durch Auflösungen, Zusammenschlüsse 
und Privatisierungen verringert. Nichtsdestotrotz tragen sie noch 2003 zu 38% der Wirtschaftsleistung 
Vietnams und 50% seines Exportvolumens bei (Wiemann et al. 2006, S. 25). Bei einer Interpretation der 
ökonomischen Performanz des Landes muss daher berücksichtigt werden, dass diese im Betrachtungs-
zeitraum nur zum Teil von rein privatwirtschaftlichen Aktivitäten erzeugt wurde. 
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neuer Exportgutproduktionen: Als Erfolgsbeispiele dieser Politik werden die  

vietnamesische Kaffeeproduktion, die Garnelen- sowie die Pangasiuszucht ge-

nannt (Altenburg 2011b, S. 71).44  

Gleichzeitig findet in Vietnam bereits seit 1998 ein strukturierter öffentlich-

privater Dialog statt (Bertelsmeier 2006). Der besonders ausgeprägten Zentrali-

sierung von Entscheidungsmacht im Rahmen eines Ein-Parteien-Systems 45 

zum Trotz führte eine solche Form der strategischen Zusammenarbeit zur Be-

rücksichtigung privatwirtschaftlicher Interessen in relevanten Gesetzgebungs-

verfahren. So war beispielsweise die Viet Nam Chamber of Commerce and In-

dustry unmittelbar in die Formulierung des sogenannten Enterprise Law aus 

dem Jahr 2000 eingebunden (Mallon 2004, S. 29): Sie organisierte in diesem 

Zusammenhang einen landesweiten Dialog zwischen Unternehmens- und Re-

gierungsvertretern. Privatwirtschaftliche Teilnehmer der Veranstaltungen reich-

ten Stellungnahmen ein, welche auf direktem Wege an die für die Ausarbeitung 

des Gesetzes verantwortlichen Akteure weitergeleitet wurden. Im Ergebnis ver-

einfachte das Enterprise Law die Registrierung und Lizensierung von Unter-

nehmen, gewährte ihnen höhere Flexibilität bei der Änderung betrieblicher 

Strukturen und begrenzte bürokratische Behinderungen ihrer Geschäftstätigkeit 

(Mallon 2004, S. 23). Ein ähnlicher Konsultationsprozess fand mit Unterstüt-

zung der deutschen Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit auch im Vor-

feld der Inkraftsetzung des Unified Enterprise Law im Jahr 2006 statt. Hier spie-

gelten sich ebenfalls viele der im Rahmen des öffentlich-privaten Dialogs entwi-

ckelten Empfehlungen im Schlussentwurf des Gesetzestextes wider (Finkel 

2006). 

Schließlich lassen sich in der industriepolitischen Praxis der vietnamesischen 

Regierung Ansätze „experimenteller“ Projektförderung in Form strategischer 

„Wetten“ erkennen. So identifizierte man die Schiffbauindustrie als neue, zu-

kunftsweisende und kapazitätserweiternde Produktionsaktivität, aus der sich 

durch Positiveffekte auf die Reedereiwirtschaft, die Entwicklung von Technolo-

gien in weiteren verwandten Branchen sowie Nachfragewirkungen auf einhei-

mische Produkte vielfältige linkages and spillovers ergeben (Senturk 2011, S. 

76). Für diese Entscheidung bestanden auf der einen Seite historische Vorbil-

der: Der Schiffbau hatte eine zentrale Rolle beim Wiederaufbau der industriel-

len Substanz in Japan während der 1950er und 1960er Jahre eingenommen 

und war von Südkorea in den 1970er Jahren zur strategischen Industrie entwi-

ckelt worden. Auf der anderen Seite besaß Vietnam latente komparative Vortei-

le in dieser Produktionsaktivität, da das Land über eine Küstenlinie von 3.200 

Kilometern, ein hohes Nachfragepotenzial im Bereich der Binnenschifffahrt so-

wie eine große Anzahl lese- und schreibkundiger Arbeitskräfte verfügt (Senturk 

2011, S. 72). 

Nachdem 1996 die Viet Nam Shipbuilding Industry Corporation (Vinashin) als 

eines der größten staatseigenen Unternehmen des Landes gegründet worden 
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 Allein der Gesamtwert des Pangasiusexports konnte zwischen 2001 und 2006 von weniger als 50 Mio. 
US-$ auf über 700 Mio. US-$ gesteigert werden (OECD/FAO 2007, S. 94). 
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 Siehe hierzu u.a. Wiemann et al. (2006, S. 16-18). 
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war, setzte die politische Führung unter dem formulierten Ziel, Vietnam zu einer 

der weltweit führenden Schiffbaunationen zu entwickeln, ein ambitioniertes 

Programm zur kontinuierlichen Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit dieses 

Industriezweiges auf internationalen Märkten um (Senturk 2011).46 In der Folge 

konnte die vietnamesische Schiffbauindustrie eine bemerkenswerte Wachs-

tumsdynamik entfalten. 

Die Regierung Vietnams orientierte ihre Politik im Betrachtungszeitraum also an 

einer langfristigen Vision der industriellen Modernisierung, ließ Informationen 

und Interessen privater Akteure in industriepolitisch relevante Gesetzesvorha-

ben einfließen und trat selbst als „Wagnisunternehmer“ auf, indem sie eine 

neue und zukunftsweisende Produktionsaktivität initiierte und deren Entwick-

lung fortan durch adäquate Maßnahmen erfolgreich unterstützte. 

4.4. Interpretation der Ergebnisse 

Die Gegenüberstellung der Governance-Settings Sri Lankas und Vietnams so-

wie der industriepolitischen Performanz beider Länder in den Jahren von 1996 

bis 2006 offenbart empirische Anhaltspunkte für die Qualität des im Rahmen 

dieses Papiers vorgestellten Modells von Governance-Voraussetzungen erfolg-

reicher PSE in Ländern niedrigen Einkommens: 

In Sri Lanka stellten sich zwar wirtschaftliche Positiventwicklungen ein, die auch 

auf politische Reformprozesse zur Herstellung eines liberalen und marktfreund-

lichen Wirtschaftsumfelds zurückzuführen sind [vgl. Kapitel 4.3.2]. Trotz ver-

gleichsweise hoher Qualität in Kategorien von Good Governance blieben jene 

Wachstumserfolge allerdings weit hinter den Dynamiken der vietnamesischen 

Volkswirtschaft zurück. Zudem gelang es kaum, gesamtwirtschaftliche leaps hin 

zu technologisch anspruchsvolleren Produktionsaktivitäten auszulösen und auf 

diese Weise einen Prozess der industriellen Strukturtransformation zu forcieren, 

aus dem sich neue und langfristige Entwicklungschancen für privatwirtschaftli-

che Akteure ergeben. 

Die industriepolitischen Erfolge Vietnams hingegen verweisen auf die Relevanz 

der Selbstverpflichtung einer politischen Führung zur aktiven Unterstützung ei-

nes ebensolchen Transformationsprozesses. Dieser erleichtert die effektive 

Einbindung der eigenen Volkswirtschaft in den internationalen Warenaus-

tausch. Entsprechend konnte Vietnam sein Exportvolumen im Betrachtungszeit-

raum mehr als vervierfachen [vgl. Tabelle 4] und sich mit wettbewerbsfähigen 

Produkten nachhaltig auf globalen Märkten positionieren. Zudem zeigt das Bei-

spiel der Schiffbauindustrie, wie es dem Staat gelang, durch eine strategische 

„Wette“ gezielte Großinvestitionen und unternehmerische Eigeninitiative eine 

neue Produktionsaktivität zu etablieren, aus der sich zahlreiche linkages and 

spillovers für die vietnamesische Gesamtwirtschaft ergeben. Als zweite Dimen-

sion von procedural governance trug ein öffentlich-privater Dialog im Vorfeld 
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 Zu den Unterstützungsmaßnahmen zählten u.a. die Gewährung von Finanzierungshilfen, zum Beispiel 
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von Gesetzesbeschlüssen schließlich mit zur Erweiterung privatwirtschaftlicher 

Entwicklungsmöglichkeiten bei. 

Eine Interpretation dieser empirischen Indizien muss jedoch berücksichtigen, 

dass deren Aussagekraft durch gewichtige Einschränkungen vermindert wird: 

1. Strukturelle Unterschiede beider Staaten: Auch wenn die begründete 

Wahl der Länderbeispiele aus der Gruppe einkommensschwacher Staa-

ten Süd- und Südostasiens ein Mindestmaß an Vergleichbarkeit gewähr-

leisten kann, beeinträchtigen strukturelle Besonderheiten beider Staaten 

die Ergebnisse ihrer Gegenüberstellung. So hat sich beispielsweise der 

auch während des Betrachtungszeitraums mitunter gewaltsam ausgetra-

gene ethnische Konflikt zwischen dem singhalesischen und dem tamili-

schen Bevölkerungsteil Sri Lankas nicht unerheblich auf das wirtschaftli-

che Klima des Landes ausgewirkt (Athukorala/Rajapatirana 2000, S. 

547). In Vietnam wiederum bestanden strukturelle Besonderheiten be-

sonders aufgrund der jungen ökonomischen Transformationsgeschichte 

des Landes. Noch 2003 tragen staatseigene Betriebe zu mehr als einem 

Drittel der Gesamtwirtschaftsleistung Vietnams bei (Wiemann et al. 2006, 

S. 25). 

2. Governance-Voraussetzungen jeweils nur bedingt erfüllt: Sri Lanka ver-

fügt im Betrachtungszeitraum zwar über vergleichsweise überdurch-

schnittliche Qualitäten in Kategorien von Good Governance [vgl. Abbil-

dung 2]. Dennoch belasten die nichtsdestotrotz bestehenden Probleme 

von Korruption, Machtmissbrauch und Günstlingswirtschaft fortwährend 

die Effizienz des sri-lankischen Staatsapparates (Dunham 2004, S. 345-

346). In Vietnam wiederum existieren beide Elemente von procedural 

governance nur in Ansätzen. So variiert die Qualität öffentlich-privater 

Konsultationsprozesse stark und entspricht gemeinhin nicht den interna-

tionalen Standards (Finkel 2006, S. 2). Zudem bleibt im Beispiel der 

Schiffbauindustrie ungewiss, inwiefern sich durch den Erfolg dieser stra-

tegischen „Wette“ tatsächlich privatwirtschaftliche Entwicklungsmöglich-

keiten in derselben Branche ergeben werden. Denn eine Übernahme der 

Vinashin durch private Interessenten wird durch den sich verzögernden 

Privatisierungsprozess vietnamesischer Staatsbetriebe 47  in Frage ge-

stellt. 

Trotz dieser bedeutenden Einschränkungen kann die in Kapitel 4.3 vorgenom-

mene Gegenüberstellung der zwei exemplarischen Länderbeispiele als empiri-

sche Illustration des zuvor entwickelten theoretischen Arguments betrachtet 

werden. Zum einen lässt sie sich als Hinweis darauf interpretieren, dass Good 

Governance in Ländern niedrigen Einkommens keine hinreichende Gover-

nance-Voraussetzung für die Auslösung dynamischer, langfristiger und nach-

haltiger PSE darstellt. Zum anderen zeigt sie, wie durch Ansätze von procedural 

governance und das commitment der Regierung zu einem nationalen Projekt 
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der strukturellen Transformation industrielle Wachstumsprozesse und gesamt-

wirtschaftliche Positiventwicklungen unterstützt werden konnten. 

5. Fazit 

 

Die Art und Weise der Ausübung von Macht beim Management von Entwick-

lungsressourcen beeinflusst die erfolgreiche Entwicklung des privaten Sektors 

in Ländern niedrigen Einkommens stark. Von ihr hängt ab, ob öffentliche Akteu-

re in den Allokationsmechanismus des freien Marktes eingreifen und, wenn ja, 

ob jene Interventionen mit entwicklungszuträglichen oder -abträglichen Folgen 

für privatwirtschaftliche Entwicklungschancen verbunden sind [vgl. Kapitel 2.3]. 

Vor diesem Hintergrund skizziert das vorliegende Papier eine idealtypische 

Kombination von Governance-Mechanismen. In ihrem Zusammenwirken er-

möglichen jene Qualitäten erfolgreiche PSE auch dann, wenn sich Letztere 

nicht durch eine günstige Konstellation volkswirtschaftlicher Struktureigenschaf-

ten, industriepolitischer Entscheidungen und weltwirtschaftlicher Entwicklungen 

ohne weiteres ergibt. 

Bei der Bereitschaft zur Umsetzung einer nationalen Agenda der industriellen 

Strukturtransformation handelt es sich um die notwendige handlungsleitende 

Motivation einer Regierung und ihrer Agenturen. Ist sie nicht vorhanden und 

verfolgen öffentliche Akteure andere, gar gegenläufige Ziele, so wird die Ent-

wicklung des privaten Sektors mindestens durch virulente Formen von Markt-

versagen, im schlechtesten Fall zusätzlich von fehlgeleiteten Staatsinterventio-

nen, behindert. Darüber hinaus entsteht durch die Kontextbezogenheit und 

Komplexität industriepolitischer Entscheidungen im 21. Jahrhundert ein erhöh-

ter Bedarf an kontinuierlicher Informationsgenerierung und Erfolgskontrolle. 

Dieser erfordert prozedurale Governance-Mechanismen, welche dazu geeignet 

sind, die Effektivität und Adäquatheit öffentlicher Unterstützungsmaßnahmen zu 

steigern.  

Das vorliegende Papier entwickelt ein theoretisches Modell, welches diese 

Qualitäten integriert, miteinander in Bezug setzt und hinsichtlich ihrer Auswir-

kungen auf privatwirtschaftliche Entwicklungschancen konkretisiert. Durch eine 

theoretische wie empirische Gegenüberstellung desselben mit der innerhalb 

neoklassischer Theorieansätze verbreiteten Auffassung von Good Governance 

als Voraussetzung erfolgreicher PSE wird seine Substanz illustriert. 

Auch wenn der Mehrwert des vorgestellten Modells sowie der darin enthaltenen 

Perspektive auf Governance, welche die statische und die prozedurale Dimen-

sion des Phänomens miteinander verknüpft, auf diese Weise verdeutlicht wer-

den kann, so lässt dies vorerst keine generalisierbaren Schlüsse über die Be-

ziehung zwischen den vorgeschlagenen Steuerungsqualitäten und privatwirt-

schaftlichem Wachstum zu. An dieser Stelle bestehen vielfältige Anknüpfungs-

punkte für weitergehende Forschung: So ließen sich beispielsweise durch quali-
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tative Fallstudien zu einzelnen der im Modell miteinander in Bezug gesetzten 

Governance-Merkmalen Erkenntnisse darüber generieren, wie stark deren je-

weiliger Einfluss auf das Gelingen eines gesamtwirtschaftlichen Transformati-

onsprozesses tatsächlich ist. Gleiches gilt für das Kernargument des Modells 

selbst. Denn auch der unterschiedliche Stellenwert von commitment und proce-

dural governance als notwendige beziehungsweise hinreichende Vorausset-

zung wird innerhalb dieses Papiers zwar begründet. Belastbare empirische Evi-

denz für die sich aus diesem Merkmalsgefüge ergebende Kombinationswirkung 

beider Governance-Qualitäten kann es jedoch nicht erbringen. 

Marktwirtschaftliche Eigendynamiken können die erfolgreiche Entwicklung des 

privaten Sektors in Ländern niedrigen Einkommens nicht garantieren. Jene 

hängt stattdessen von der Adäquatheit und Effektivität staatlicher Unterstüt-

zungsmaßnahmen ab. Um diese sicherzustellen, ist die Herstellung von Good 

Governance unzureichend. Stattdessen werden neue, weitergehende und pro-

zessorientierte Governance-Qualitäten zu Voraussetzungen privatwirtschaftli-

cher Entwicklung in einkommensschwachen Staaten - oder anders ausge-

drückt: Good is not enough. 
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Anhang 

Ranking: „Bad Governance“ in Ländern niedrigen Einkommens Süd- und Süd-
ostasiens48 (1996 und 2006) 

Aggregiertes Governance-Niveau (-2,5 bis +2,5) von fünf Worldwide Governance Indicators (Voice and 
Accountability; Government Effectiveness; Regulatory Quality; Rule of Law; Control of Corruption) 

Rang Land 
ø 5 WGI 
(1996) 

ø 5 WGI 
(2006) 

ø 5 WGI       
(1996 und 

2006) 

1. Indien -0,052 0,006 -0,023 

2. Bhutan -0,024 -0,102 -0,063 

3. Sri Lanka -0,1 -0,136 -0,118 

4. Indonesien -0,392 -0,458 -0,425 

5. Nepal -0,256 -0,688 -0,472 

6. Vietnam -0,582 -0,694 -0,638 

7. Pakistan -0,704 -0,664 -0,684 

8. Bangladesch -0,72 -0,892 -0,806 

9. Kambodscha -0,778 -0,978 -0,878 

10. Laos -0,866 -1,242 -1,054 

11. Myanmar -1,572 -1,832 -1,702 

Quelle: Eigene Berechnung nach World Bank 2012d 

                                            
48

 Osttimor erlangt erst 2002 seine volle Unabhängigkeit als souveräner Staat und wird in der hier vorge-
nommenen empirischen Betrachtung daher nicht berücksichtigt. 
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